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Dokumente 


1. Politifche 


Der Dank des Führers an das Landoolk 


Der Führer erließ am 18. November folgende Kundgebung an das 
22575 deutſche Candvolk: 
Die Erntearbeit dieſes Jahres iſt nunmehr beendet. 
Die Saat füt das kommende Jahr befindet ſich trotz ſchlechteſten Wetters und des Mangels an Ar- 
beitskräften bereits wieder in der Erde. 
Das deutſche Volk dankt feinen Bauern für die große Arbeit, die in dem uns aufgezwungenen Kampf 
von entscheidender Bedeutung ift. 2 
Mit filfe des Allmächtigen wird die deutſche Dolksernähcung aus eigener Scholle damit auch für das 
kommende Jahr ſichergeſtellt fein. gez. fidolf Hitler 


Aufruf Dr. Leys an die Schaffenden 


Heichsorganiſationsleiter Dr. Robert Ley wandte ſich am 18. io 

vember mit nachſtehendem Aufeuf an die Schaffenden öroß deutſch⸗ 

lands, indem er die jwiſchenbilanz der erften zehn friegswochen zog: 
Arbeiter und Arbeiterinnen! 


Betriebsführer und Gefolgfdjaft! 
Schaftende in Stadt 00 Kaub 


Der uns von England aufgezwungene firieg dauert nun zehn Wochen. Es iſt alfo möglich, eine vor⸗ 
läufige Iwiſchenbilanz über den Erfolg und über die weiteren Ausficıten zu machen. Unfer unverrüdk- 
bares Ziel iſt: Sieg, Sieg und nochmals Sieg und damit die endgültige Nieder- 
werfung Englands und der fferrſchaft feines Seldſaches über Die übrigen Dölher des Erdbalis. 
Sozialismus gegen Aapitalismus! Das ift unfer Schlachtruf. 

Ziehen wir als klar denkende Menfden die Imifhenbilans der erften zehn Wochen. 

1. In einem beifpiellofen Blipkrieg war die polniſche Armee — von der das Belgiſche Militäcblatt 
noch am 3. September ſchrieb, daß fie eine der ftärkften Armeen der Welt und der Deutfchen Armer bei 
weitem überlegen ſei — völlig vernichtet. 

„England ift keine Infel mehr!“ Die Erfolge unſerer Flotte, infonderheit der U-Boote, und die 
Siege unſerer Luftwaffe reihen ſich würdig an die einmaligen Erfolge im Often. Und der Weſtwall? 
nun hat es ſich gelohnt, daß Ihr Weftwallacbeiter ſeit Jahren Opfer und Entbehrungen, Dienſt⸗ 
verpflichtung und Mehrleiftung auf kuch genommen habt! 

2. Die engliſche Einkreifung iſt gebrochen. Armes England! wie ſchön war es doch im Jahre 1914, 
wo man mit 45 Bundesgenoſſen eine friſchftöhliche Treibjagd auf das edle deutſche Wild abhalten 
konnte. Vorbei, vorbei... 

3. Die Innere front! Der Weltkrieg hat uns gelehrt, daß es nicht genügt, tapfere Soldaten zu 
haben und gute Waffen zu beſitzen, fondern daß ein moderner Krieg ein totaler Krieg iſt, daß alle 
daran teilnehmen und daß deshalb das geſamte Volk in der beften ſeeliſchen und körperlichen Ver⸗ 
faſſung zu fein hat und darin erhalten werden muß. 

Jeder firieg bedeutet eine völlige Umſtellung des Lebens. Alle Bedärfniffe und Wünſche der Menfchen 
müiſſen vor dem einzigen Ziel: Stärkung der militäriſchen Araft der Nation, zurücfichen. 
Aber ebenſo müffen alle Quellen zur Erhaltung und Entfaltung der Gefamtkraft der Nation erſchloſſen 
werden. Das hat man 1914 nicht erkannt. 
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Zum Beifpiel: welche firaft liegt darin, in einer ſolchen schweren zeit dem Volke den unerſchöpf⸗ 
lichen Born feiner herrlichen Aultur zugängig zu machen. 1914 unterſagte man jede Freude, heute 
öffnet man die Tempel der Kunft, und man ſtellt feft, daß die Nation mit vollen Zügen aus dem Quell 
feiner fultur trinkt und in Anftand genießt. 


Die Innere Front ſteht! 


Jetzt muß die Partei Adolf Aitlers wiedermal ihr Daſeinsrecht bemeifen. Und fie beweiſt es! 
Was bedeutet es ſchon, wenn eine Organiſation in einer normalen Zeit ihre flufgaben löft. Gar nichts! 
Jedoch jetit mit weit verringertem Apparat die weitaus größeren und ſchwierigeren Aufgaben zu 
meiftern, das bedeutet etwas. 

Ich greife aus der unendlichen Fülle nur einige wenige Beiſpiele heraus: 

Die Ernährung unferes Volkes. Wir wiſſen, daß die Ernährung unſeres Volkes einen Engpaß 
in der Inneren Front bedeutet, befonders dann, wenn uns England durch feine teufliſche und hunds⸗ 
gemeine fjungerblockade die Gurgel abdrehen will. Deshalb war die erſte firiena maßnahme die Ein- 
führung der Bezugsſcheine und Lebengmittelkarten. Um ja dem Volke keinerlei falſche Hoffnungen vor⸗ 
zutäuſchen, legte man die engſten Stellen des Engpaffes, d. h. die kleinften Portionen von Fleiſch, Fett 
und Prot ufm., an den Beginn des ffrieges. ſieute nach zehn Wochen Fitieg ſtellen wir alle mit Genug- 
tuung und Stolz feſt, daß ſich die Portionen erhöht haben, daß alle ſatt werden und daß Long- und 
Nacht-, Schwer⸗ und Schwerftarbeiter beſonders aut und unbedingt reichlich beliefert werden. 1914 bis 
1918 war es leider umgekehrt: erſt aßen und lebten wir aus dem Vollen, dann wurde rationiert, die 
Portionen verkleinerten ſich mit jedem neuen Ariegsmonat, und ſchließlich mußten wir aus fiunner 
und aus Mangel an Vorausſicht kapitulieren. England, wir Deutſchen haben gelernt, deine Blockade 
ſchreckt uns nicht mehr! 

Produktions-, Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik. Die Umftellung der normalen Wirtſchaft 
und Produktion auf die firiegswirtſchaft, d. h. die Verminderung der Produktion lebensunmſchtiger 
Güter, und dafür die Erhöhung der Produktion lebenswichtiger Güter und beſonders die Erhöhung 
der Nüftung und der Munition, iſt ſehr ſchwierig. Im Weltkrieg dauerte dieſe Umſtellung über ein 
Jahr, ja fie ift nie ganz gelungen. Millionen Menfchen waren arbeitslos, die Leiftunnen ſanken auf 
30 und auf 20 of., die Derforgung der Truppe geriet in Gefahr. Man erinnere ſich der Aufftellung jenes 
F das in der leiten Stunde der Not über die Schwierigkeiten nur mangelhaft 

inweghalf. 

freute läuft die Wirtſchaft wieder normal, die Leiftung iſt nirgends geſunken, dagegen wurde fie in 
elner finzahl von Betrieben gewaltig erhöht, und zwar nicht infolge Vergrößerung des Betriebes, 
ſondern errechnet auf die einzelne Arbeitskraft. Die Arbeitslofen, die hier und da infolge Umſtellung 
der Betriebe auftraten, find verſchwunden. Die Stimmung der Arbeiter und Acbeiterinnen ift eine aus ⸗ 
gezeichnete, und fie verbeſſert ſich von Woche zu Woche. 

Huch hier find wir den gleichen Weg wie in der krnührungswirtſchaft gegangen: Wit haben die 
1 Portionen, die größten Belaſtungen und Opfer, die engfte Stelle des kngpaſſes an den Anfang 
gelegt. 

Die friegswirtſchaftsverordnung fah nuch nuf dem fozialen Sektor einſchneidende Maß- 
nahmen vor: Es war felbftoerftändlich, dag der Adıtftundentag aufgehoben wurde, denn der Krieg 
7 mmcront tutte ven teuten Tin mer cf. geren UH iteusrötfmiftsvecutv - 

nung Anpaffung der Löhne an die Ariegsnotwendinkeiten vor, fie fette den Urlaub außer Fraft, 
annullierte die zuſchläge zu Mehr-, Feiertags- und Nachtarbeit. Dienſtverpflichtung und Befdmeidung 
der Freizügigkeit waren bereits früher eingeführt. 

fill dieſe Maßnahmen waren ſchwere Opfer. Der Arbeiter weiß es, er weiß aber auch, daß fie not- 
wendig find und daß fie bei weitem nicht an die Opfer heranreichen, die der Soldat zu tragen hat. 

Dor allem aber empfand der Arbeiter, daß es vernünftig, ehrlich und tapfer war, ihm dieſe not ⸗ 
wendigen Opfer gleich zu Beginn aufzuzeigen, und nicht erſt damit zu warten, bis es zu fpät war, oder 
fie ihm löffelweiſe einzugeben. Aus dieſer kinſicht ertrug er fie ohne zu mutren, freudig und gefaßt. 

In den erften Tagen des firieges wollte in einem Großbetrieb der Betriebsobmann die Notwendigkeit 
der firiegswirtſchaftsverordnung erklären, ſedoch die Arbeiter ſchnitten ihm das Wort ab und ſagten: 
Du brauchſt gar nicht zu reden, wir fehen die Notwendigkeit dieſer Opfer unbedingt ein. Für den Führer 
bringen wir ſie freudig und gern. 

Nach zehn firiegswochen ziehen wir nun die 


Bilanz 


und ftellen mit Genugtuung und höchſter Befriedigung folgendes feft: Don den Vollmachten, die das 
firlegswirtſchaftsgeſeß vorfieht, iſt bisher nut ein Bruchteil in finſpruch genommen worden: In der 
Cohnpolitik genügte ein allgemeiner Lohnftop. Der Adıtftundentag ſoll in einen Jehnſtundentag — 
und zwar der Weiſung des Seneralfeldmarſchalls Göring entſprechend: als höchſtzuͤläſſige Arbeitszeit 
— umgewandelt werden. 5 

Ganz dringende Ausnahmen ſoll dann der Feichsarbeitsminiſter bewilligen. Bei zehnſtündiger 
Acbeitszeit werden Betriebe in die Cage verfeht, eine warme Mahlzeit zu verabreichen, für die das 
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5 2 t, in 
Ernährungsminifterium zuſägliche Nahrungsmittel bereitftellt. Die_DAF. iR beauftragt, 
allen Betrieben mit zehnſtündiger Arbeitszeit Verpflegungsfellen einzurichten. 

Da die Juſchläge für die neunte und zehnte Stunde fortfallen, foll eine Steuerbereinigung 3 
geführt werden, damit der fflehrverdienſt nicht wieder voll weggeſteuert wird. Wird 1 
1 al und zwölfftündige Arbeitszeit bewilligt, fo müſſen hierfür die normalen Zuſchlüge geza 
werden. 

Die zuſchläge der Nacht und Feiertagsarbeit werden wieder bezahlt werden. 

Frauen ſollen zur Nachtarbeit a herangezogen werden. IInumgängliche Ausnahmen, wie in 
Munitionsfabriken, müffen vom Fieichsarbeitsminifter genehmigt werden. 

ur 5 wird ab Anfang nüchſten Jahres wieder gewährt. fluch Weihnachtsgratifikationen 
werden gezahlt. 

Dien fiverpflichtung foll nur nach forgfältigfter Prüfung und unbedingter Notwendigkeit aus · 
geſprochen werden. Der Jugendfdhutz bleibt in vollem Umfange in Acoft. 110 

Während in den anderen kriegführenden und auch in den meiſten neutralen Staaten eine w g 
aan i e . 11 Moin in 1 die Preiſe ftabil gehalten und zum Teil 
ogar für einige kriegswichtige Produkte geſenkt werden. 

Die für einzelne Betriebe entftehenden Ariegsfchäden werden von der alsbald nach Rusbruch des 
krieges gebildeten Notgemeinfhaft der Wirtſchaft getragen, die füt dieſe Wirtfchaftsfchäden 
eine Solidachaft übernahm und den Staat für diefe Zahlungen entlaftete. . 

Das ift Die Bilanz nach zehn firiegswochen auf dem fozjalen Sektor unſeres Volkes: Am Beginn 
des firieges die ſchwerſten Opfer, der engfte Engpaß, nach zehn Wochen normales Leben, nut ein Bruch ⸗ 
teil der Dollmachten brauchte ausgenutt werden. Alles das nicht etwa, weil die Führung vor Euren 
Forderungen, Arbeiter und Arbeiterinnen, zurückgewichen war, ſondern weil alles fo gut vorbereitet 
wor, daß man dieſe Opfer nicht benötigte. Mit unſerem geringen Anteil an den firiegsopfern der 
Nation müffen wir uns faft fhämen, vor allem, wenn wir an die Blutopfer der Soldaten denken. 

Um fo mehr wollen wir, Arbeiter und Arbeiterinnen, Betriebsführer und Gefolgsleute, dem führer 
geloben, alles zu tun, was er von uns verlangt. 

Führer! Du haft der arbeitenden Alaffe nur ein geringes materlelles Opfer auferlegt, um fo mehr 
werden wir durch Fleiß und Leiftung uns Deiner und Deines Vertrauens würdig erweifen. Solange der 
krieg dauert, wird kein Arbeiter und keine Arbeiterin verſuchen, aus der Not des Volkes Gewinn zu 
ſchlagen. Das nationalſozialiſtiſche Arbeitertum hat mit jenem marxiſtiſchen Gefindel der Hunitions⸗ 
ſtreiks des Weltkrieges nichts zu tun. ; 

Die zehnwöchige Ariegsbilanz auf Produktions-, wirtſchaftlichem und fozialpolitifcem Gebiet 
lautet: Wehrleiftung, Erfüllung des Dierjahresplanes, eine auf vollen Touren 
laufende Wlelſchaft und eine zufriedene, gefunde und fleißige Arbelterſchaft. 

Die Bilanz der Inneren Front wäre unvollftändig, wenn wir nicht das ſoziale Weck in den letjten 
zehn Wochen aufzählen würden: Die Entfcädigung und die Unterhaltung der Angehörigen unferer 
tapferen Soldaten. Diefes Werk ift einmalig und einzigartig. Es ift ein nationalſozialiſtiſches Werk im 
wahrften Sinne des Wortes, E 

Arbeiter und Arbeiterinnen! 

Bettiebsfühter und Gefolgsleute! 

Ich verfuchte, Euch in kurzen klaren Darlegungen im Telegammftil eine Bilanz der Lage unferes 
kämpfenden Volkes nach zehn Wochen des firieges zu geben. 

3edod; der größte Aktiupoften in diefer Bilanz ift die Tatſache: Der Führer lebt! 

Deutschland fand noch nie fo gut da und England noch nie fo fchſechk. Diesmal packen wir es! 
England wird geſchingen werden und du und Deutſchland werden frei! 

Arbeit gegen Seldſack! 

Unfer die Freiheit! 


Anordnung über die Wiedereinführung von Urlaub 


Der Fieichsarbeitsminiſter erließ am 17. November 1939 folgende 
Anordnung über die Wiedereinführung von Urlaub (Nfinz. Nr. 275 
vom 23. 11. 39): 
Auf Grund des $ 19 San 2 der kriegswirtſchuftsverordnung vom 4. September 1939 (Reichs 
geſenbl. I, 5. 1609) beſtimme ich folgendes: f 
1. Die Vorſchriften und Vereinbarungen über den Urlaub treten mit Wirkung vom 15. Januar 1940 
wieder in Araft. Don dieſem Zeitpunkt an find Ilrlaubsanſprüche, die infolge der Urlaubsſperre nicht 
erfüllt werden konnten, nachträglich zu erfüllen, gemährter Urlaub ii anzurechnen. Die zeit der 
mi 1 bei der Berechnung der Wartezeit für den Erwerb eines neuen Urlaubsanfprudjes 
mitberlückſichtigt. 
2. Den jeitpunkt der Gewährung des Urlaubs beſtimmt der Unternehmer (führer des Betriebes) 
nach Maßgabe der betrieblichen Möglichkeiten. Dabei iſt auf eine ſorgſame Verteilung des Urlaubs über 
das ganze Jahr beſonders zu achten. 


3. Der rückſtändige Urlaub für das Jahr 1939 foll ſpäteſtens bis zum 30. Juni 1940 gewahrt wer» 
den, ein Verfall des Urlaubsanſpruches tritt vor dieſem Zeitpunkt nicht ein. Jſt ausnahmsweiſe infolge 
des Ariegszuftandes eine Gewährung von Freizeit nicht möglich, fo kann der Keichstreuhänder oder 
Sondertreuhänder der Arbeit eine Abgeltung diefes Urlaubs ganz oder teilweiſe zulaffen. Die Sütze ! 
und. 2 gelten auch, ſoweit noch ein finſpruch auf Urlaub aus dem Urlaubsjahr 1938 befteht. 

4. Die fieichs treuhänder oder Sondertreuhünder der Arbeit können nach meiner Weiſung für beſon 
neff Fülle — 3. B. für die Urlaubsmarkenregelung — abweichende oder ergänzende Beſtimmungen 

teffen. 

5. Sich ergebende Zweifelsfeagen können im Derwaltungswege entfchieden werden. 

Ich behalte mir eine finderung der Anordnung vor, falls es der Ariegszuftand erfordert. 

Berlin, den 17. November 1939 

Der Heichsarbeitsminiſter 


In Vertretung 
Dr. Sur up 


flufdeckung des Münchener Attentats 


Der Reidhsführer 44 und Chef der Deutſchen Polizei veröffentlichte 
am 21. November folgende Bekanntmachung über die flufdeckung 
des Münchener fittentats. 

Sofort nach dem ruchloſen finſchlag im Bürgerbräukeller am 8. 11. 1939 wurden Maßnahmen ge⸗ 
lroffen, die zur Aufklärung des Verbrechens geeignet erſchienen und die Feſtnahme des Täters oder der 
Täter ermöglichen konnten. Im Zuge dieſer Fahndungsmaßnahmen fand eine augenblickliche Sperrung 
aller deutſchen Grenzen in Verbindung mit einer verschärften örenzkontrolle ſtatt. Unter den noch in 
dieſer Nacht Derhafteten befand ſich ein Mann, der verſuchte, auf illegalem Wege über die deutſche 
Grenze in die Schweiz zu gelangen. Es handelte ſich dabei um den 36 Jahre alten Georg Elfer, zuletzt 
wohnhaft in Münden. Die inzwiſchen getroffenen Feſtſtellungen der von der Sicherheitspollzei nach 
München entfandten Sonderkommiſſion ergaben zahlreiche Kinweife auf die Vorbereitung und Aus- 
führung der Tat. Als Täter ſchien eine Perſon in Frage zu kommen, von der bereits am 12. 11. eine 
genaue Beſchreibung veröffentlicht werden konnte. 

Weitere Feſtſtellungen verſtärkten den Verdacht, daß Georg klſer zumindeft in irgendeiner Beziehung 
zu dem Attentat ftehen mußte. Unter der Laft des von der Sonderkommiſſion ſowohl am Tatort als 
auch in feinen inzwiſchen ermittelten Jufluchtsſtätten fichergeftellten Beweismaterinls und nach mehreren 
Gegenüberftellungen legte Elfer nach erft hartnückigem Leugnen am 14. 11. 1939 ein volles Geftändnis ab. 

In einer in der firiminalgeſchichte einzig daſtehenden Weile hatte er in wochenlanger Aleinarbeit in 
eine der Tragſäulen des Bürgerbräukellers eine Jeitzündeladung eingebaut, deren Uhrzeit auf 6 Tage 
oder 144 Stunden eingeftellt war. Die Planung des Verbrechens geht auf den September bzw. Ok- 
tober 1938 zurück. Im Auguft 1939 fand der Einbau der Sprengkammer ftatt. Die Sprengladung 
brachte er am 7. Tage vor der fundgebung im Bürgerbräukeller an. Sechs Tage vorher verſuchte Eifer 
zum erſtenmal, die unterdes eingeſtellte Jündmaſchine in die Sprengkammer zu bringen. Dies miß- 
lang. fluch die 5. Nacht vorher war ihm ungünftig und führte wieder zur Aufgabe des Unternehmens. 

Die Nacht vom 4. zum 3. Tag vor dem 8. Hovember gab aber Elfer die Gelegenheit, feine Jünd⸗ 
maſchine in die vorbereitete Sprengkammer einzubauen. Der Täter fuhr daraufhin ſofort ab, um ſich 
über Stuttgart zu den in der Schweiz bereits auf ihn wartenden fluftraggebern zu begeben. Aus be 
ſtimmten Gründen fuhr klſer am Nachmittag des 7. noch einmal nach Mündhen zurück. Es gelang ihm, 
in der Nacht vom 7. zum 8. neuerdings in den Bürgerbräukelier einzudringen, um ſich noch einmal durch 
perſönliches fjorchen von dem Ticken des Uhrwerlis zu überzeugen. Der Uerbrecher hatte hier nicht ver» 
geſſen, für eine Abdämpfung des Feräuſches zu ſorgen. Er wiederholte diefe Drobe in der Nacht vom 
7. auf 8. einige Male. Am 8. morgens frühftücte der Derbredjer dann in einer nlünchener Wirtſchaft in 
der Mühe des Ifartores im Tal und begab ſich daraufhin mit der Bahn über Ulm an Die Grenze. In der 
Nacht vom 8. auf 9. verſuchte er nun, in der Nähe von fionſtanz die Grenze nach der Schweiz hin zu 
überschreiten. Die unterdes eingetretene allgemeine Alarmierung machte ihm dies jedoch unmöglich 
und führte zu feiner Dechaftung. ‚ 

Auftraggeber bzw. Geldgeber für das Unternehmen war das britifche Intelligence Service. 

Organiſator des Verbrechens Otto Straffer. 

Die Ermittlungen nach feinen Nuftraggebern und Komplizen hatte bisher Veröffentlichungen noch 
nicht angezeigt erſcheinen laſſen. 

Nunmehr aber iſt jedenfalls ein Teil der mit dem Verbrechen in Zufammenhang ftehenden Subjekte 
bereits verhaftet. 

Zur weiteren flufkiarung werden an die Öffentlichkeit folgende Fragen gerichtet: 

1. Wer kennt noch Elfer? 

2. Ber kann noch Angaben machen über feinen Umgang? 

3. Wer kann noch Ainweife geben, mit wem k. verkehrte? 

4. Bo ift k. in den letiten Jahren aufgetaucht? 

5. Wo oder bei wem hat er Einkäufe getätigt oder Beftellungen aufgegeben? 


6. Wer weiß noch, daß ſich E. mit Erfindungen, techniſchen Zeichnungen, Aonfteuktionen, baue 
7 Bern eb eye Zeich der Pläne des Bürgerbräukellers geſehen? 
x at bei anderen Perſonen Zeichnungen o ! 
8. 15 E. in Lokalen, auf Bahnhöfen, in Zügen, Autobuffen ufw. allein oder mit anderen 
geſehen? 
9. Wer hat E. noch im Auslande geſehen? Wann, wo und mit wem? 


Verhaftung des Chefs des britiſchen Intelligence Service für Weſteuropa 
g Amtlid; wurde am 21. Novembec verlautbart: . 
„Die im gagg befindliche zentrale des britiſchen Intelligence Service für Wefteucopa uerfuchte leit 
langerem in Deutfchland Romplotte anzuzetteln und finſchläge zu organifieren bzw. Verbindung mit 
von ihnen vermuteten revolutionären Organifationen aufzunehmen. Auf rund einer ebenfo ver- 
brecheriſchen wie albernen Aufklärung durch deutſche Emigranten lebte man in der britiſchen kegie⸗ 
rung und in dem ihe unterftellten Intelligence Service in der Meinung, es befände ſich im Staat, in der 
Partei und in der Wehrmacht eine Oppofition mit dem Ziel, im fieich eine Revolution herbeizuführen. 
Unter dieſen Umftänden wurden Beamte des Sicherheitsdienſtes der 44 beauftragt, Verbindung mit 
dieſer britiſchen Terror- und Reolutionszenteale im hang aufzunehmen. In dem 6lauben, tatſächlich 
mit revolutionären deutschen Offisieren zu vechandeln, offenbarten die Vertreter des britiſchen Intelli- 
gence Service den deutſchen Beamten ihre fibſichten und Pläne, ja, um eine dauernde Uerbindung mit 
diefen vermeintlichen Deutfchen Offizieren aufrechterhalten zu können, lieferten fie ihnen außerdem ein 
beftimmtes engliſches Funkfende- und Empfangsgerät, durch das die deutſche Geheime Staatspolizei 
bis zum heutigen Tage die Verbindung mit der britiſchen Regierung aufrechterhalten hatte. ; 
Am 9. November perſuchten nun die Leiter dieſes britiſchen Intelligence Service für Europa, Mifter 
Beft und Kapitän Stevens, die holländische Grenze bei Denlo nach Deutſchland zu überſchreiten. Sie 
wurden dabei von den fie überwachenden deutſchen Organen überwältigt und als Gefangene der 
de en W Ter 10 
e widerſorechenden Angaben über ihre Gefan „ob noch auf hollündiſchem oder deutſchem 
Boden, werden zut zeit geht. hre Gefangennahme, ob noch auf h dj 


Deutſchland gibt die Olumpiſchen Winterfpiele zurück 


Der Deutfche Olumpiſche Rusſchuß und. das Organifationskomitee 
fr u A e Winterſpiele faß ten am 24. November nach⸗ 
tehenden Entfchluß: 
Deutschland, auch im Kriege den Werten des Friedens treu, hat die Vorbereitungen füt die V. Olym- 
keene arte 120 Sarmiſch⸗Partenkirchen fortgeſent und die Olumpiſchen Sportftätten be» 
ebaut. 

Da feine Borfäläge auf Merbeiführung eines Weltfriedens von det engliſchen und ſtanzöſiſchen 
Tiegierung abgelehnt wurden und deswegen der firieg weitergeführt werden muß, gibt es den Auftrag 
der Durchführung dieler Spiele im Einverftändnis mit dem Internationalen Olympifchen Komitee 
ee & wird auch in Zukunft feine firaft für die Pflege und förderung des Dlympifchen 


gez.: gez.: 
von Tſchammer und Often von fialt 
fportführer Mitglied des IOR. 


f Reichsfp 
Präfdent des Deutfchen Olympifchen Präfident des Organifations-Romitees für Die 
Ausfchufles V. olumpiſchen Binterfpiele 


2. Militärifche 


Die britiſche Verordnung über die Blockade der deutſchen Ausfuhr 


Die britiſche Verordnung (Order in Council) vom 27. Nouembet 1939 
über wirtſchaftliche Vergeltungsmaßnahmen gegen Deutfdjland hat 
folgenden Wortlaut: 

1. Jedes fjandelsſchiff, das aus einem feindlichen Aafen kommt, mit kinſchluß aller fjüfen in be - 
bieten, die unter feindlicher Befetsung oder feindlicher kontrolle ftehen, kann nach dem 4. Dezember 
1939 gezwungen werden, in einem britiſchen oder alliierten fjafen die Waren zu löſchen, welches es in 
einem ſolchen feindlichen fiafen an Bord genommen hat. 

2. jedes fjandelsſchiff, das aus einem anderen als einem feindlichen fjafen nach dem 4. Dezember 
1939 ausgefahren iſt und Waren an Bord hat, welche feindlichen Urſprungs oder in feindlichem 
luce find, kann gezwungen werden, folche Waren in einem britiſchen oder alliierten fiafen zu 


en. 

3. Die auf Grund obengenannter Beſtimmungen in einem britiſchen fjafen gelöſchten Waren ſollen 
unter Verwahrung des Prifenhofes geftellt werden und ſollen, wenn der fjof die Beſchlagnahme der 
Waren zugunften Seiner Majeſtät verfügt, beſchlagnahmt oder unter fufſicht des Aofes verkauft 
werden. Der Erlös der Waren kommt beim Kof in Gewahrfam. Nachdem Frieden geſchloſſen iſt, foll 
der fiof, der Lage der Umſtände nach, beschließen, was mit dem Erlös und den feftgehaltenen, aber 
nicht verkauften Waren gefchehen foll. Indeſſen foll die Auszahlung der krlöſe und die Freigabe der 
Waren jederzeit durch den Prifenhof erfolgen können, wenn 

a) der fjof als erwieſen anfieht, daß die Waren vor dem Datum der Lerordnung in neutralem 
Eigentum geweſen find, 

b) der zuftändige Beamte (Officer of Crown) die zuſtimmung dazu gibt. 

4. Das Verfahren des Prifenhofes, das bisher befolgt wurde, ſoll in allen Füllen, die unter dieſe 
Verordnung fallen, angewandt werden. 

5. Nichts in diefer Verordnung kann von Einfluß fein auf andere, von dieſer Verordnung unabhän- 
gige Beſtimmungen, kraft welcher Schiffe oder Waren in Beſchlag genommen oder als beſchlagnahmt 
erklärt werden können. 

6. Bei Ausführung dieſer Verordnung werden unter den Worten „Waren, weiche feindlichen Ur⸗ 
fpcungs find“, die Waren verftanden, die ihren Urſprung haben in einem Gebiet unter feindlicher fion⸗ 
trolle oder Beſetzung, und unter den Worten „Waren, welche feindliches Eigentum find“ alle Waren, 
welche einer Perſon in einem ſolchen Gebiet gehören. . 

7. Die gerichtlichen Derfahren auf Grund Diefer Verordnung können durch alle Prifenhöfe anhängig 
gemacht werden, die unter die Kegeln vom Priſenhof von 1939 fallen. 

8. Bei der Ausführung dieſer Verordnung gelten die Worte „britiſcher Hafen” für alle Häfen, die 
unter e eines Priſenhofes fallen, auf welchen die Regeln vom Priſenhof von 1939 
anzuwenden ſind. 

Dem Wortlaut dieſer Verordnung geht eine Präambel mit neun Abfätzen voraus, welche der Fecht ⸗ 
fertigung und der Darſtellung des iwecks der Verordnung dienen ſoll. 


5 Von deutſcher amtlicher Seite wurde dazu erklärt: 

Die Ausdehnung des Wirtſchaftskrleges auf die Ausfuhrwaren deutſcher fierkunft auf neutralen 
Schiffen mit neutraler Beſtimmung bedeutet einen neuen Bruch des Völkerrechts durch eng ⸗ 
land. Sie fteht in klarem Widerſpruch zu anerkannten Grundfäten des Völkerrechts, insbeſondere zu 
ri ee von 1856. Dieſer neue Dölkerrerhtsbrudh trifft ebenfo die Neutralen 
wie Deutfchland. 

Die deutſche Regierung nimmt von der durch England geſchaffenen neuen Lage Fienntnis und behält 
ſich alle Maßnahmen vor. 


3. Wehrmachtberichte 


Das Oberkommando der Wehrmacht gab bekannt: ala 


Reine beſonderen Ereigniffe am geſtrigen Tage. 


17. 11. 39 
Im Weften bei ſchmachem örtlichem Artillerieſtörungsfeuer keine nennenswerte Rampftätigkelt. 
18. 11. 39 
Im Beften geringe örtliche Spühtrupptätigkeit. Der Verſuch dreier britiſcher Flugzeuge, Wilhelms⸗ 
haven anzugreifen, wurde durch rechtzeitig einſeßende fibwehr vereitelt. Bomben wurden nicht ab ⸗ 


worfen. 
Eigene Flugzeuge klärten über dem geſamten feanzöfifchen Raum auf. 
19. 11. 39 
An der Oberrheinfront an einer Stelle beiderfeits lebhaftes Maſchinengewehr⸗ und bewehrfeuer, 
an den übrigen Stellen der Front Ruhe ; nur örtliche Rrtillerietätigkeit. 
Die Luftwaffe ſente ihre flufklärungstätigkeit über Frankreich fort. 


ſieine beſonderen Ereigniffe. 


20. 11. 39 


21. 11. 39 

Im iWeften an einzelnen Stellen der Front geringe Spähtrupptütigkeit und ſchmaches Artilleciefeuer. 

Die deutſche Luftwaffe fette am 20. 11. ihre Aufklärung gegen die feindlichen Staaten fort. In 
11 100 une Scapa flow, Schottland und Südengland, in Frankreich der Kaum nördlich Paris 
aufgeklärt. 

Troß feindlicher Abwehr führten die Flugzeuge ihre Aufträge planmäßig durch. In den Monaten 
September und Oktober haben deutſche Dberwafferftreitkräfte gemeinfam mit Luftſtreitkräften in der 
Oſt- und Nordfee mehrere hundert Aandelsfciffe auf Bannware unterſucht. Während fehr zahlreiche 
Schiffe unmittelbar nach der Unterſuchung in See freigelaſſen werden konnten, da fie keine Bannware 
an Bord hatten, find insgeſamt 127 Schiffe mit 245455 Bruttoregiftertonnen in deutſche fjäfen zur 
genaueren Unterſuchung eingebracht worden. Soweit nicht Schiffe und Ladung der Beſchlagnahme 
verfielen, wurden fie wieder freigelaſſen. 30 

22. 11. 


An einzelnen Stellen der Weſtfront geringe Attillerietätigkeit. 

Die Luftwaffe klärte am 21. 11. wiederum über engliſchem Gebiet bis Scapa Flow auf. Die Ruf- 
klürung über franzöſiſchem Gebiet wurde auf Südfrankreich ausgedehnt. 

Zum Schuß der deutſchen Weſtarenze wurden am 21. 11. ebenfo wie an den Vortagen zahlreiche 
Jagdflieger eingeſent. Diefe blieben ohne Berührung mit dem Feind. Auch die in der Cuftverteidigungs⸗ 
zone Weſt eingeſente Flak⸗firtillerie fand keine Deranlaffung in Tätigkeit zu treten. 

23. 11. 39 

Süd weſtlich Pirmafens griff eine feindliche Kompanie unfere Gefechtsporpoften an, fie wurde ab⸗ 
gewieſen und erlitt ſchwere Verluſte. 

Am 22. 11. erzielte die lebhafte Aufklärungstätigkeit der deutſchen Luftwaffe über Frankreich und 
England troß ſtarker Jagd- und Flak-Abmwehr befonders wertvolle Erkundungsergebniffe. In der 
Gegend von Sedan wurde ein franzöſiſches Flugzeug abgeſchoſſen. In den Gewäffern von Shetland 
wurde unter ſtarker Abwehr im Tiefangriff ein engliſches Flugboot in Brand geſchoſſen. 

Bei der Hrenzüberwachung durch zahlreiche Jagdflieger kam es verſchiedentlich zu kleineren Luft- 
kämpfen. Dier franzöſiſche Jagdflugzeuge wurden hierbei abgefchoffen. Bei freiburg wurde ein deutſches 
Flugzeug von franzöſiſchen Jägern zur Notlandung gezwungen. 

Am 21. 11. fand über franzöſiſchem Gebiet ein Luftkampf zwiſchen neun deutſchen Zerftörerflug- 
zeugen und ſieben franzöſiſchen jagdflugzeugen ftatt. Die franzöſiſchen Jäger wurden vertrieben und 
dadurch den eigenen Aufklärungsflugzeugen ihre weitere Erkundungstätigkeit ermöglicht. 

5 Feindliche Flieger, die in deutſches Aoheitsgebiet_einflogen, hielten ſich in unmittelbarer Nähe der 
renze. 


Im Weſten etwas regere Spühtrupp⸗ und Artillerietätigkeit. 

Die Cuftwaffe fette ihre Erkundungstätigkeit über franzöſiſchem Gebiet fort. zwiſchen den zur 
Unterſtützung der Aufklätungsflugzeuge und zum Schutz des Grenzgebietes eingeſenten deutſchen 
Jägern und feindlichen Jagdflugzeugen kam es wiederholt zu Luftkäimpfen. filerbei wurde ein engliſches 
515 bei Verdun, ein Flugzeug bei Saacbtücken und ein franzöſiſches Flugzeug durch Flak bei 

weibrücken abgeſchoſſen. 


24. 11. 39 


Die Nachricht der „New York Times“ von der ſchweren beſchädigung des britiſchen ſireuzers „Bel» 
faft” wird durch die Meldung eines U-Bootes beſtätigt, das einen fireuzer der „Southampton“ filaſſe 
im Firth of Forth tor pediert hat. Nach Meldungen der britiſchen Nomiralitüt lief weiter der britiſche 
Jerſtörer „Oipſu“ an der engliſchen Oftküfte auf ein Mine und ſank. 

39 


25. 11 
Im Weſten örtliche Spähtrupptätigkeit und an einzelnen Stellen der Front ſchwaches Artilleriefeuer. 
An der Weftgrenze fanden vereinzelt Aufkläcungsflüge des Feindes im Grenzgebiet ftatt, während 
die deutſche Aufklärung bis nach Hittelfrankreich hinein vordrang. 
Ein deutfches U-Boot hat in feinem Operationsgebiet eine englifche 1. Boot⸗Falle, ein Ailfskriegs> 
ſchiff von 7000 Tonnen, vernichtet. Die U-Boot-falle hatte ſich als holländiſcher Dampfer getarnt. 
Nacy engliſchen Meldungen fank der 8860 Tonnen große britiſche Dampfer „mangalore“ durch 
Minentreffer an der engliſchen Südoftküfte. f 
26. 11. 39 


Im Weſten geringe firtillerietätigkeit. . 

Am 25. 11. griſſen Verbände der deutſchen Luftwaffe engliſche Seeſtreitkräfte in der nördlichen 
2 15 an. Dabei wurden vier Volltreffer, darunter einer auf einem fireuzer der „Aucora”-Alaffe 
erzielt. 

Die Aufklärungstätigkeit der Luftwaffe erſtreckte ſich am geſtrigen Tage wiederum bis über dic 
Shetland-Infeln. Der Feind verfuchte am geſtrigen Nachmittag über Aelgoland nach Nordweſtdeutſch⸗ 
land einzufliegen, wurde aber bei Erreichen der Nordſeeküſte von der deutſchen Flakartillerie zur Um⸗ 
kehr gezwungen. Derlufte find bei der deutſchen Cuftwafſe nicht zu verzeichnen. . 

Das Vorpoftenboot 301 ift am Südausgang des Großen Belt nach einer Detonation geſunken. 
16 Mann der Befatiung werden vermißt. 

27.11.39 
Im Weften außer ſchwachem Störungsfeuer der Artillerie keine nennenswerten Kampfhandlungen. 

28. 11. 39 
Im Weſten an einzelnen Stellen der Front geringe Spähtrupp- und Artillerietätigkeit. 

Die Luftwaffe beſcht änkte ſich infolge der Wetterlage auf Aufkläcungstätigkeit in Grenznähe. 

Deutſche Seeſtreitkräfte unter Führung von Uizendmiral arſchall haben beim Paſſieren der nord⸗ 
atlantiſchen Gewäffer den Seergum zwiſchen färröer und Grönland aufgeklärt. hierbei ftellten fie in 
der Nähe von Island den britiſchen fü ilfskreuzer „fiamalpindi“, der nach kurzem Gefecht vernichtet 
wurde. Es gelang trotz fofort einſetzender Hettungsmaßnahmen, nur 26 Mann der Beſatzung des Hilfs- 
kreuzers zu bergen. 

® 29. 11. 39 

Im Weften keine beſonderen kreigniſſe. 

Englische Flugzeuge verſuchten wiederum über die oftftiefifchen Infeln nach Nordweſt⸗Deutſchland 
einzufliegen, ohne jedoch die deutſche fiüſte zu erreichen. Alerbei wurde der Fliegechorft Borkum an⸗ 
gegriffen. Schaden wurde nicht angerichtet. ERS. 

Wie bereits durch Sondermeldung bekanntgegeben, ift ein britiſcher Schwerer fireuzet der „London”- 
Alaffe durch fiapitänleutnant Prien öſtlich der Shetland-Infeln torpediert und vernichtet worden. 

30. 11. 39 

10 der Weftfront ſchwaches örtliches firtilleriefeuer. Die Luftaufklärung gegen England wurde fort⸗ 

geſetzt. 
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Ber Kampf 


In der zweiten Novemberhälfte herrſchte an der Weſtfront bei ſchwacher ört⸗ 
licher Spähtrupp⸗ und Artillerietätigkeit im allgemeinen Ruhe. Nur am 22. No- 
vember verſuchten die Franzoſen einen kleinen Vorſtoß etwa einer Kompanie in der 
Gegend von Pirmaſens, der jedoch mühelos abgewieſen wurde. 

Im übrigen ſtand die Zeit vom 15. bis 30. November im Zeichen der Luftwaffe 
und der Kriegsmarine. Am 18. November verſuchten engliſche Flieger Wilhelms⸗ 
baden anzufliegen. Sie wurden jedoch durch die rechtzeitig einſetzende eigene Abwehr 
daran gehindert. Ein weiterer Angriffsverſuch engliſcher Flieger wurde am 25. No⸗ 
vember bei Helgoland abgewieſen. Am 28. November gelang es den Engländern 
dann, im Tiefflug die oſtfrieſiſchen Inſeln anzufliegen und den Flughafen Borkum, 
wenn auch erfolglos, mit M. G. anzugreifen, wobei in erſter Linie im Hafen liegende 
Handelsſchiffe beſchädigt wurden. 

Im Rahmen der eigenen Erkundungstätigkeit der deutſchen Luftwaffe kam es am 
22. November über Frankreich zu mehreren Luftkämpfen, die für die deutſchen 
Flieger ſehr erfolgreich waren. Jagdverbände, die die Aufklärungsflieger bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben ſicherten, haben ſich mit ihren Meſſerſchnitt „Me 109“. 
Flugzeugen den feindlichen Curtiß⸗ und Moraneflugzeugen immer wieder überlegen 
gezeigt. So trafen drei deutſche Jäger in der Gegend von Hornbach-Bitſch auf vier 
Morane, von denen drei abgeſchoſſen wurden, während ſüdlich von Saarbrücken noch 
ein Morane zum Abſturz kam. Weitere Luftkämpfe entwickelten ſich im Nordweſten 
Frankreichs und ſpäter wieder im Süden von Saarbrücken, wo acht deutſche Jäger 
mit zehn franzöſiſchen in Kampfberührung kamen. 

Im ganzen fanden an dieſem Tage an ſechs Stellen der Front Luftkämpfe ſtatt. 
Die Franzoſen verloren dabei fünf Flugzeuge. Nur ein deutſches Jagdflugzeug ging 
hierbei verloren. 

Am 25. November fanden mehrere Bombenangriffe eines deutſchen Kampf⸗ 
fliegerverbandes auf engliſche Seeſtreitkräfte in der nördlichen Nordſee, 
900 Kilometer von der deutſchen Nordſeeküſte entfernt, ſtatt. Nach einwandfreier 
Beobachtung erhielten vier engliſche Kriegsſchiffe Volltreffer. Alle deutſchen Flug⸗ 
zeuge ſind trotz ſtärkſter Flakabwehr wohlbehalten in ihre Heimathäfen zurückgekehrt. 

Die ausgedehnten Erkundungsflüge deutſcher Aufklärer lenkten in der 
zweiten Novemberhälfte die allgemeine Aufmerkſamkeit auf die Nordſee und die 
engliſche Küſte. Die Torpedierung des britiſchen Kreuzers „Belfaſt“ und auch der 
Minenkrieg, dem der modernſte britiſche Zerſtörer „Gipſy“ zum Opfer fiel, deuten 
darauf hin, daß die Nordſee wieder zum Schauplatz erhöhten Einſatzes geworden iſt. 
Der neueſte Erfolg der deutſchen Luftwaffe, die zum drittenmal bei den Shetland⸗ 
Inſeln mit Erfolg angegriffen hat und ein britiſches Flugboot zur Strecke bringen 
konnte, führt mit aller Deutlichkeit vor Augen, wer von den Kriegführenden Herr 
über die Nordſee iſt. 5 

Immer härter werden die Schläge gegen die britiſche Flotte. Nach dem „Evening 
Standard“ wurden in der Woche vom 18. bis 25. November 71240 Tonnen verſenkt, 
was den größten Wochenverluſt ſeit Kriegsausbruch darſtellt. Am 26. November 
allein waren es weit über 50000 Tonnen, die neu zum Meeresgrunde herabſtiegen. 
Nach einer anderen Quelle, auf die ſich das römiſche Blatt „Meſſaggero“ bezieht, 
verloren England und Frankreich bisher insgeſamt 76 Schiffe mit 320000 Tonnen. 
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Die deutſchen Erfolge auf dem Seekriegsſchauplatz verfteht man am beften 
bei einem Vergleich mit den Möglichkeiten, die der deutſchen Flotte im Weltkrieg 
gegeben waren. Auch damals hatte England auf der 800 Kilometer langen Strecke 
zwiſchen den Shetland⸗Inſeln und Island eine Blockadeſperre für die deutſche 
Handelsſchiffahrt eingerichtet, die von dem 10. Kreuzergeſchwader, durchweg ſchwer 
bewaffneten und ſchnellen Hilfskreuzern, gebildet wurde. Es gelang aber den deut⸗ 
ſchen Hochſeeſtreitkräften nicht, dieſe Sperre im Angriff zu erreichen, weil die 
britiſche Schlachtflotte, insbeſondere die ſchweren Schlachtkreuzer, bei Scapa Flow 
ſowie im Firth of Forth auf Lauer lagen oder ſtändig zwiſchen den Orkney⸗Inſeln 
und Norwegen kreuzten. Ein deutſcher Verband, der die 1200 bis 1800 Kilometer 
entfernte Sperrlinie erreichen wollte, wäre abgeſchnitten und wahrſcheinlich von dem 
überlegenen Gegner vernichtet worden, zumal die Kohlenfeuerung damals den Fahr⸗ 
bereich der Kriegsſchiffe weſentlich beſchränkte. Deutſche Seeſtreitkräfte konnten im 
Weltkrieg daher nur die Höhe von Bergen erreichen. An dieſem Beiſpiel zeigt ſich 
ſchlagend, wieviel ſtärker heute die weit kleinere deutſche Flotte iſt, weil ſie mit 
U-Booten und Flugzeugen gemeinſam operiert und durch ſtändige erfolgreiche 
Bombenangriffe und Aufklärungsfernflüge den ganzen Raum der Nordſee und 
darüber hinaus bis an den Nordatlantik ſo beherrſcht, daß die britiſche Flotte in 
ihre Häfen vertrieben wird. Sobald ſie es aber doch wagt, auf See zu fahren, ereilt 
ihre Schiffe das Verderben, wie erneut die Torpedierung eines ſchweren Kreuzers 
der „London“ ⸗Klaſſe bewieſen hat. 

Das Seegefecht bei Island, das unter der Führung des Vizeadmirals 
Marſchall — eines der erfolgreichen U-Boot⸗Kommandanten des Weltkrieges im 
Mittelmeer — Deutſchlands Flottenherrſchaft bis in den Nordatlantik ausdehnte, 
iſt das erſte Gefecht des gegenwärtigen Krieges. Es fand in der Abenddämmerung 
bei ſchlechtem Licht ſtatt. Dei deutſche Artillerie lag ſofort im Ziel. Gleich nach den 
erſten Treffern brachen Brände aus, die ſich blitzſchnell über das ganze Schiff er⸗ 
ſtreckten. Der feindliche Hilfskreuzer war in ein Flammenmeer gehüllt, mehrere 
Detonationen wurden beobachtet. Offenbar waren die Munitionskammer explodiert. 
Das Schiff ging ſchnell unter. Sofort wurden die Rettungsaktionen eingeleitet und 
alles, was an Überlebenden gefunden wurde, konnte geborgen werden. Es waren 
insgeſamt 26 Mann, der größte Teil der Beſatzung iſt mit dem Schiff untergegangen. 

Die gefangenen britiſchen Seeleute waren ſämtlich Schotten. Sie ſagten aus, daß 
fie von dem Angriff völlig überraſcht wurden. Denn niemand hatte erwartet, in 
dieſer Gegend auf deutſche Seeſtreitkräfte zu ſtoßen. Man hatte ihnen immer er- 
fiele „England beherrſche allein die Meere, und kein Gegner werde ſich hier ihnen 

ellen“. 

Auch die neue Tat des Siegers von Scapa Flow, Kapitänleutnant Prien, iſt ein 
beſonderer Erfolg, weil die britiſche Flotte einen fühlbaren Mangel an Kreuzern 
beklagt und daher jeder Verluſt doppelt ſchwer wiegt. 

Der Führer und Oberſte Befehlshaber der Wehrmacht verſammelte am 23. No- 
vember die Befehlshaber der Wehrmacht in der neuen Reichskanzlei in Berlin. Unter 
anderem gab der Führer ihnen unter Auswertung der Kampferfahrungen im Oſten 
Richtlinien für die zukünftige Kriegführung. 

Als erſte empfingen am gleichen Tage folgende Perſönlichkeiten aus der Hand des 
Führers und Oberſten Befehlshabers der Wehrmacht das neue Schutzwall⸗ 
Ehrenzeichen: 

Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen Generalmajor Dr. Todt. Ferner 
von der Wehrmacht: Generaloberſt v. Witzleben, General der Flieger Kitzinger, 
der Inſpekteur der Feſtungen Generalleutnant Jacob. Von Partei und Staat: 
Reichsarbeitsführer Hierl und Reichsorganiſationsleiter Dr. Ley. 

In der Eifel, am Losheimer Graben, überreichte am 24. November in einer kurzen 
Feierſtunde der Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen, Dr. Todt, die 
erſten 200 vom Führer verliehenen Schutzwall⸗Ehrenzeichen. Ausgezeichnet wurden 
Weſtwallarbeiter, die mindeſtens 16 Monate an dieſem gewaltigen Bauwerk tätig 
find, ferner einige Bauleiter, Gaubeauftragte für den Weſtwall und einige Kreis- 
obmänner der Deutſchen Arbeitsfront. 
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Der Krieg im Weiten 


(P.K.) Der Krieg im Weſten ift in feiner jetzigen Form etwas Neuartiges. 
Auf beiden Seiten liegen ſich mit den modernſten Waffen der Welt ausgerüſtete 
Armeen gegenüber, ohne daß die Funken gegenſeitiger Spähtruppgeplänkel die ge⸗ 
waltigen Ladungen der für den Krieg aufmarſchierten Kräfte bisher entzündet 
haben. In faſt allen europäiſchen Kriegen der jüngeren Vergangenheit, im Weltkrieg 
und noch im Polenfeldzug war gleich bei Beginn des Kriegszuſtandes die geballte 
Wucht der Heere eingeſetzt worden, um nun, da alle anderen Mittel verſagt hatten, 
mit Waffengewalt eine neue Lage zu ſchaffen. . 

Der Satz, daß der „Krieg die Fortſetzung der Politik mit anderen Mitteln ſei“, 
kann aber für die Lage im Weſten nur bedingt gelten; denn die Grenzen beider 
Machtmittel ſind hier fließend geworden. Die deutſche Zurückhaltung, franzöſiſches 
Gebiet nicht zu betreten und nur Vergeltungsfeuer zu geben, wenn der Feind 
ſeinerſeits eine Angriffshandlung durchgeführt hat, ging nicht auf eine militäriſche, 
ſondern auf eine politiſche Erwägung zurück: Die Schaffung des Weſtwalles, des 
Ausdruckes der politiſchen Überzeugung des Führers, zwiſchen beiden Ländern end⸗ 
gültig eine Befriedung der Grenzen zu erreichen. 

Die Begründung dieſer Haltung iſt aus der militäriſchen Lage im Weſten zu er⸗ 
kennen, die beſtimmt iſt durch das Beſtehen von beiderſeitigen, modern ausgebauten 
Feſtungsgürteln, dem Weſtwall und der Maginotlinie, die zumindeſt im Augenblick 
Momente für das Beharren der gegenüberliegenden Heeresmaſſen zu ſein ſcheinen. 
Die Tatſache der Exiſtenz der beiderſeitigen Bunkerwerke läßt einen Vergleich mit 
der Kriegslage des Jahres 1914 nicht zu. Der weſtliche Kriegsſchauplatz des Jahres 
1939 mußte ein anderes Ausſehen erhalten. Dennoch erfordert die heutige Lage die 
gleiche Einſatzbereitſchaft und Hingabe des Soldaten wie ein Krieg der Bewegung. 
Nur ändern ſich die Mittel, und in ſeinen Formen wirkt ſich der Kampf anders aus. 

Der Aufmarſch der deutſchen Weſtarmee vollzog ſich ungeſtört vom Feinde. 
Während des dreiwöchigen Siegesfeldzuges der deutſchen Armee in Polen war der 
Gegner im Weſten nur äußerſt vorſichtig und bewußt zögernd in die aus 
ſtrategiſchen Gründen freigegebenen, ſchmalen deutſchen Grenzbezirke gerückt, ohne 
einen direkten Angriff auf den Weſtwall anſetzen zu können. Die überall im Vorfeld 
ſich verteidigenden deutſchen Vorpoſten und nicht zu umgehende Minenſperren brach⸗ 
ten dem Gegner ſchon unmittelbar nach dem Einmarſch in dieſe wenigen kleinen 
Abſchnitte zu Bewußtſein, daß ihn in dem deutſchen Verteidigungswall die Ver⸗ 
nichtung treffen würde. . . i 

Bei Saarbrücken und im Bliestal fielen die erſten Schüſſe des 
Weſtens. Eine durch Panzerabwehrgeſchütze und Granatwerfer verſtärkte Kompanie 
hielt in einem Abſchnitt während der erſten Tage des Krieges den in Stärke von 
zwei Bataillonen angreifenden Feind auf, vernichtete einen Panzerkampfwagen und 
brachte das gegneriſche Vorgehen zum Stehen. Eine bei dieſen Kämpfen verlorene 
Panzerabwehrkanone konnte von einem Stoßtrupp am nächſten Tage unbeſchädigt 
zurückerobert werden. So überzeugend wieſen unſere Soldaten bereits im Vorfeld 
den Gegner zurück. Starkes feindliches Artilleriefeuer zeigte, daß der Franzoſe viel 
ſtärkere Kräfte auf Grund der hervorragenden Tapferkeit unſerer Soldaten und 
dem Schneid ihres Auftretens vermutete. 

Unſere Weſttruppen hatten während des Polenfeldzuges die Aufgabe, ſich in hin⸗ 
haltendem Widerſtand zu verteidigen, um den Feind unter möglichſt großen 
Verluſten bis an die deutſchen Bunkerlinien heranzulocken, wo er endgültig zum 
Stehen kommen und ſich hätte verbluten müſſen, hätte er es wagen wollen, gegen 
dieſen modernſten Feſtungswall der Welt anzurennen. Der Franzoſe hat es recht⸗ 
zeitig vorgezogen, ſchon im Vorfeld haltzumachen. Nirgends iſt er bis an die 
Bunkerlinie ſelbſt vorgedrungen. Die gewaltige Verteidigungskraft des Weſtwalles 
hat der Gegner überhaupt noch nicht zu ſpüren bekommen. 

Als der Polenfeldzug ſiegreich geſchlagen war und viele Diviſionen aus dem Oſten 
nach dem Weſten kamen, ſchwanden beim Gegner jegliche Hoffnungen, auch nur 
einen Schritt weiter in deutſches Gebiet eindringen zu können. Schon der erſte, 
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taftende Verſuch der Franzoſen, während der Belaſtung unferer militäriſchen Kraft 
durch den Polenfeldzug bis an den Weſtwall heranzukommen, war mit überlegener 
Feuerkraft abgewieſen worden. An einen Durchbruch der deutſchen Verteidigungs⸗ 
zonen konnte er niemals ernſthaft auch nur denken. Wir Deutſche haben an das 
Verſprechen des Führers, der Weſtwall iſt unbeſiegbar, auch vor Beginn des Krieges 
geglaubt. Unſere Gegner holten ſich den Beweis im vernichtenden Feuer der deut⸗ 
ſchen Abwehr. 

Als nach Beendigung des polniſchen Feldzuges die Wucht der vermehrten deut⸗ 
ſchen Truppen im Weſten noch ſtärker ſpürbar wurde, zogen ſich die franzöſiſchen 
Vorpoſten unter den kräftigen Schlägen der nachſtoßenden deutſchen Regimenter 
bis auf die Reichsgrenze zurück. Von dem groß aller Welt verkündeten fran⸗ 
zöſiſchen Vormarſch in deutſches Gebiet blieb nur eine klägliche Entſchuldigung 
übrig, das „eroberte“ Gelände aus „taktiſchen“ Gründen wieder ge- 
räumt zu haben, um beſſere Stellung für den Winter zu gewinnen. 

In wenigen Tagen waren die franzöſiſchen Vorpoſten auf ihre Ausgangsſtellung 
zurückgedrängt. Hierbei iſt es intereſſant, übereinſtimmend von deutſchen Offizieren 
an allen Teilen der Front die Feſtſtellung zu hören, daß Frankreich wohl politiſch 
die Zurückhaltung des Führers, die deutſch⸗franzöſiſche Grenze achten zu wollen, 
nie gelten laſſen wollte und nicht anerkannt hat, jedoch in militäriſcher Hinſicht ſtets 
damit rechnet. Die kleinen Kampfhandlungen unmittelbar an der Grenze, die in 
ihrer taktiſchen Durchführung an den oft winkligen Verlauf der Grenze gebunden 
ſind, laſſen erkennen, daß der Franzoſe aus dieſer deutſchen Zurückhaltung, fran⸗ 
zöſiſches Gebiet zu ſchonen, ſtets militäriſch Vorteil zu ziehen ſuchte. 
Damit erkennt der Franzoſe militäriſch an, was er politiſch den Deutſchen nie zu⸗ 
geben wollte. Für einen wirklich entſcheidenden Vorſtoß fehlte dem Gegner nicht nur 
der ſtarke Wille zum letzten Einſatz, ſondern der triftige Grund. 

Mit großer Sorgfalt und viel Mühe hatten die Franzoſen in der kurzen Zeit, 
wo ihre Vorpoſten auf deutſchem Grenzboden ſtanden, bereits Grabenſyſteme aus⸗ 
gehoben und ſich auf eine Verteidigung eingerichtet. Die zahlreichen Gefangenen 
und viele Beuteſtücke bewieſen, daß der Gegner teilweiſe überraſcht und fluchtartig 
die Stellungen hatte räumen müffen. 

Jetzt erleben wir im Weſten die Erſcheinung eines modernen Stellungs⸗ 
krieges, der ſich nicht mehr wie im Weltkrieg in den Gräben abſpielt, ſondern 
ſich auf die Bunkerlinien ſtützt. Dort liegt die entſcheidende Widerſtandskraft. Die 
taktiſch wohlüberlegt eingeſetzten Vorpoſten halten unmittelbar Wacht an der Grenze. 
Auf Grund der ſtarken Befeſtigungszonen der Bunkerlinien kann es der Feind nicht 
wagen, in das deutſche Vorfeld einzudringen, ohne ſich dem vernichtenden Abwehr⸗ 
feuer der deutſchen Vorpoſten auszuſetzen, die ſich trotz ſtärkſter Belaſtung durch 
feindliches Feuer mit zäher Widerſtandskraft verteidigen und durch ihr helden⸗ 
mütiges Ausharren bereit find, den erſten Stoß eines feindlichen Angriffes auf- 
zufangen. Vor dem unerſchütterlichen Wall im Weſten mit ſeinen unzähligen 
Bunkern, die ſich in endloſer Kette durch das Grenzland ziehen, muß jeder noch ſo 
ſtarke Anſturm zuſammenbrechen. 

Die Soldaten im Vorfeld waren die Träger der bisherigen Kämpfe. 
Sie haben den modernen Krieg kennengelernt. Die Einſamkeit des Vorfeldes mit 
der ungewiſſen Stille, die jeden Augenblick von der Gewalt einer tödlichen Feuer⸗ 
kraft unterbrochen werden kann, die ſtets lauernde Minengefahr, die ſtolze Gewiß⸗ 
heit, bei Spähtruppunternehmungen als einfacher Soldat, auf ſich allein geſtellt, 
ſeine ganze junge Kraft einſetzen zu können, gibt dem Kampferlebnis des Weſtens 
ſein Gepräge. Es iſt im allgemeinen nur ein „Kleinkrieg“ mit „nur geringer 
Artillerie- und Spähtrupptätigkeit“, faſt eine perſönliche Auseinanderſetzung der 
jeweils gegenüberliegenden Truppen. Das entſicherte Gewehr und die in den 
Stiefelſchaft geſteckten Handgranaten ſind die Kennzeichen dieſer Kampfhandlungen. 
Wohl ſind ſie für das Geſamtgeſchehen ſcheinbar unbedeutend, und doch erfordern ſie 

von jedem einzelnen das Höchſte und den tapferſten Einſatz, den er zu geben vermag. 

Wachen und warten! Bereit ſein und ſtark bleiben! Aufklären und vorſtoßen! 

Deutſch und ſoldatiſch fein! Das iſt die Haltung unſerer Soldaten im Weiten, die 

ſich aus der bisherigen Lage ergab und ergeben mußte. 
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Bombenregen auf britiſchem Kampfgeſchwader 


(P. K.) Es hat ſeinen Ehrennamen zu Recht verdient, dieſes kampferprobte Ge⸗ 
ſchwader der deutſchen Luftwaffe, das irgendwo an der Nordſeeküſte ſtändig bereit 
zum Einſatz iſt. Bei den Männern dieſes Geſchwaders bin ich inzwiſchen Stammgaſt 
geworden. So ſaß ich auch geſtern wieder mitten unter ihnen und ließ mir von 
ihrem letzten erfolgreichen Einjaß gegen engliſche Schiffsverbände erzählen. 

„Seit dem erfolgreichen Angriff unſerer erſten Staffel auf das ſchwere engliſche 
Flugboot bei den Shetland warteten wir von der zweiten Staffel ungeduldig auf 
neuen Einſatzbefehl“, ſo berichtete mir ein Oberleutnant. 

„Von unſeren Fernaufklärern wußten wir, daß oben im Norden irgend etwas im 
Gange war. Geſtern früh gegen 9.30 Uhr kam dann auch der Startbefehl. Wir 
flogen zuerſt Kurs Nordweſt. Die Sicht war anfangs gut. Nur der faſt orkanartige 
Sturm machte uns viel zu ſchaffen. Wir mußten dann durch einige große Regen⸗ 
wände ſtoßen, andere umflogen wir. Soweit man überhaupt noch von einem Schiffs⸗ 
verkehr ſprechen kann, trafen wir nur Dänen und Finnen an. Natürlich flogen 
wie fie näher an, ſchon allein um zu zeigen, daß unſere deutſche Luftwaffe die Nord- 
ſee beherrſcht. 

Wir hatten den Auftrag, Aufklärung zu fliegen und ſetzten unſeren Kurs nach 
Nordweſten fort. Nach zwei Flugſtunden erfolgte eine Aufteilung unſeres Verbandes 
in mehrere Ketten. So angeſtrengt wir auch die See abſuchten, es zeigte ſich nichts. 
Schon fürchteten wir, daß wir unverrichteter Dinge wieder umkehren müßten, denn 
es war inzwiſchen 1 Uhr geworden, und wir ſtanden befehlsgemäß kurz vor Abbruch 
der uns geſtellten Aufgabe. Da erhielten wir, als unſere Stimmung ſich bereits 
bedenklich dem Nullpunkt näherte, Funkmeldung, daß im Quadrat X feindliche 
Streitkräfte geſichtet ſeien. Unſere Führerkette machte dann auch bald drei eng⸗ 
liſche Zerſtörer aus, die gerade ein neutrales Handelsſchiff geſtellt hatten und 
durchſuchen wollten. 

Das werden wir ihnen gründlich verſalzen, dachten wir. Jetzt mußten uns die 
Zerſtörer bereits geſehen haben, aber das erwartete Flakfeuer blieb aus. Wir waren 
vorher Kette geflogen und formierten uns zur Reihe hintereinander zum Zielflug. 
Auch jetzt wurden wir merkwürdigerweiſe noch nicht beſchoſſen. Erſt als wir fait 
über den Zerſtörern waren, erfolgte Flakbeſchuß, der jedoch keinen Schaden an⸗ 
richtete. Gleichzeitig ſcherten ſich das letzte und vorletzte Boot nach links und ver⸗ 
ſuchten ſich durch Zickzackfahren unſeren Booten zu entziehen. Unſere Bomben fielen 
dicht neben den Zerſtörern ins Waſſer, ſo daß wahrſcheinlich eine erhebliche Splitter⸗ 
wirkung erzielt wurde. Wir wiederholten Anflüge und Bombenabwürfe noch mehrere 
Male. Der feindliche Flakbeſchuß lag während des faſt drei Viertelſtunden dauernden 
Kampfes ſtets zu tief oder zu hoch. Da die befohlene Zeit um war, mußte unſer 
Führer leider den Kampf abbrechen. Jedenfalls, der Erfolg dieſes Angriffs war 
immerhin der, daß den Engländern die Luſt vergangen war, den neutralen Dampfer 
zu unterſuchen, und das Handelsſchiff konnte feine Fahrt unbeläſtigt fortſetzen. 

Nach der Aufteilung unſeres Verbandes war die zweite Staffel zuerſt weiter nach 
Norden geflogen, weil eine große Schlechtwetterfront ſie anfangs hinderte, weſt⸗ 
lichen Kurs zu nehmen. Nach dem Umfliegen der Schlechtwetterfront drehte ſie dann 
nach Weſten ab. Auch die zweite Staffel konnte zuerſt nichts ausmachen. Der 
Staffelkapitän hatte bereits Befehl zum Kurs Abſprunghafen gegeben, als ſich plötz⸗ 
lich weit am Horizont verdächtige Rauchfahnen zeigten. Sofort wurde Kurs auf 
dieſe Rauchfahnen aufgenommen, die, wie inzwiſchen ausgemacht war, von fünf 
engliſchen ſchweren und leichten Kreuzern ſtammten. In niedriger Höhe flog unſere 
zweite Staffel zuerſt auf die feindlichen Schiffe zu. Sie erhielt ſofort ſchwerſtes 
Feuer durch die feindliche Schiffsartillerie und ging deshalb hoch, um den Anflug 
über den Wolken zu verſuchen. Der feindliche Beſchuß erfolgte aber weiter durch die 
Wolken hindurch. 

Das hinderte die Staffel nicht, trotzdem durch die Wolken nach unten zu ſtoßen 
und einen Angriff auf den engliſchen Schiffsverband zu unternehmen. Die niedrigſte 
Maſchine erzielte aus ganz geringer Höhe einen ſchweren Treffer auf einen 
feindlichen Kreuzer. Ein beſonders gutes Ergebnis hatte eine andere Maſchnie, die 


16 


etwas höher angriff und eine Serie von ſechs ſchweren Treffern auf ein und 
denſelben Kreuzer erzielte. Im ganzen wurden vier feindliche Schiffe getroffen. 

Wieder eine andere Maſchine wurde während des Anfluges ſchwer getroffen. Trotz⸗ 
dem hat der Flugzeugführer — ein Leutnant — ſeine Maſchine weiter zum Angriff 
geſteuert und erſt, als die Bomben abgeworfen waren, mit „angekratztem“ Motor 
Kurs Heimat genommen. Bei der Landung im Abſprunghafen klappte das Fahr⸗ 
geſtell dieſer Maſchine zuſammen, weil die Ölleitung zerſchoſſen war. Es iſt aber 
alles gut abgegangen und die geſamte Veſatzung unverletzt geblieben. Bei der näheren 
Beſichtigung ſtellte ſich dann noch heraus, daß außerdem das Höhenleitwerk ſtark 
zerſchoſſen war. Eine ganze Reihe fauſtgroßer Löcher wurde feſtgeſtellt. 

Die Maſchine des Staffelkapitäns hakte einen Flaktreffer in die Motorenhaube er- 
halten. Das aber iſt alles nicht ſo wichtig. Die Hauptſache iſt, daß wir wieder einmal 
engliſchen Seeſtreitkräften zeigen konnten, was „eine Harke iſt“, und daß alle Be⸗ 
ſatzungsmitglieder unverletzt geblieben ſind. Man kann ſich gut vorſtellen, wie groß 
die Begeiſterung unſerer Kameraden war, als mit Beginn der Dämmerung ſämt⸗ 
liche Maſchinen wieder da waren. . . 

Durch ein Beobachtungsflugzeug, das am Feind geblieben war, wurde einwand⸗ 
frei feſtgeſtellt, daß die engliſchen Streitkräfte, die vorher Nordoſtkurs hatten, nach 
unſerem Angriff ſchleunigſt mit Weſtkurs ihre verſchiedenen Heimathäfen zu er⸗ 
reichen ſuchten. Ob ſie alle dorthin gekommen waren, iſt noch die Frage. Jedenfalls 
ſteht feſt, daß fie auch in ihren heimlichen Schlupfwinkeln vor der deutſchen Luft- 
waffe nicht ſicher find. Das werden wir ihnen noch bei Gelegenheit beweiſen. 


2 Veulſchland im Kampf 17 


Die Politik 


I. 
Innenpolitik 


Der in ſeiner eigentlichen Zweckbeſtimmung fehlgeſchlagene Sprengſtoffanſchlag 
auf das Leben des Führers im Münchener Bürgerbräukeller am 8. November be⸗ 
wies durch ſeine Reaktion im deutſchen Volk und im Ausland einen Tatbeſtand 
auf das klarſte: die völlige Verkennung des deutſchen Volkes und der in ihm wirk⸗ 
ſamen Triebkräfte, die im feindlichen Ausland und in weiten Teilen des neutralen 
Auslands eine klare Einſchätzung des nationalſozialiſtiſchen Deutſchlands als Macht⸗ 
faktors verhinderte. Die engliſchen und franzöſiſchen Zeitungen und Rundfunkſender 
und die englandhörige Preſſe in zahlreichen neutralen Ländern fuhren unermüdlich 
fort, die ausſchweifendſten Kombinationen über die Urheber des Münche⸗ 
ner Verbrechens zu verbreiten. Man ſuchte die alten Lügen über den Reichstags⸗ 
brand vom 27. Februar 1933 wieder hervor, der angeblich von der nationalfozia- 
liſtiſchen Führung aus innerpolitiſchen Gründen angeſtiftet worden ſein ſollte, und 
behauptete dreiſt, daß auch diesmal die nationalſozialiſtiſche Führung mit Hilfe 
der Geſtapo das Münchener Attentat veranlaßt habe, um die angeblich ſinkende 
Stimmung des deutſchen Volkes anzufachen und zum Haß gegen England zu ent⸗ 
flammen. Dieſe in den mannigfaltigſten Variationen verbreitete Behauptung wider⸗ 
ſprach der mit ebenſo verdächtigem Eifer ausgeſtreuten zweiten Behauptung, daß 
eine oppoſitionelle Bewegung in Deutſchland, die man bald in höheren Kreiſen der 
Wehrmacht, bald in führenden Kreiſen der nationalſozialiſtiſchen Bewegung ſehen 
wollte, mit dem Münchener Attentat zur Aktion übergegangen ſei. . 

Die Führung des Reiches hatte es nicht nötig, dieſe in ihren Einzelheiten allzu 
albernen Lügen im einzelnen prompt zu dementieren; ſie antwortete mit Tatſachen, 
die unterdes durch eine äußerſt umfangreiche, ebenſo peinlich genaue wie von 
äußerſtem Scharffinn geleitete Kleinarbeit zutage gefördert wurden. 

Am 21. November überraſchte der Reichsführer SS und Chef der Deutſchen Po⸗ 
lizei die Welt mit zwei Verlautbarungen, in denen das ganze feindliche Lügen⸗ 
geſpinſt mit einem Schlag zerriſſen wurde: j 
1. Als Täter des Münchener Anſchlages wurde der bereits in der Nacht zum 

9. November unmittelbar an der Schweizer Grenze verhaftete Georg Elſer 

ermittelt, der am 14. November ein umfaſſendes Geſtändnis abgelegt hatte. Auf⸗ 

traggeber bzw. Geldgeber für das Unternehmen war der britiſche Intelligence 

Service; Organiſator des Verbrechens der durch ſeine unermüdliche deutſchfeind⸗ 

liche Hetze und ſeine heimtückiſchen Machenſchaften berüchtigte Emigrant Otto 

Straſſer (ſiehe S. 6). 

2. Es war der Geheimen Staatspolizei in der Nacht des 9. November gelungen, 
ſich der Leiter der im Haag befindlichen Zentrale des britiſchen Intelli ⸗ 
gence Service für Weſteuropa, Miſter Beſt und Kapitän Stevens, beim 
Überſchreiten der holländiſchen Grenze nach Deutſchland bei Venlo zu bemächti⸗ 
gen. Beide hatten bis dahin mit Angehörigen des Sicherheitsdienſtes der SS, 
die ſie für revolutionäre deutſche Offiziere hielten, über die Herbeiführung einer 
Revolution in Deutſchland verhandelt und ihnen ein engliſches Sende- und 
Empfangsgerät ausgeliefert, durch das die Geheime Staatspolizei bis zum 22. No⸗ 
vember in Verbindung mit der britiſchen Regierung ſtand (ſiehe S. 7). 

An den folgenden Tagen wurden in mehreren Verlautbarungen (ſiehe S. 21ff.) 
als Ergebniſſe der Arbeit der Geheimen Staatspolizei zahlreiche Einzelheiten über 
die Aufdeckung des Münchener Verbrechens und eine Fülle von Tatſachen veröffent- 
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licht, die ein bezeichnendes Licht auf die Tätigkeit Otto Straſſers und des britiſchen 
Secret Service werfen. A 

Aus den Feſtſtellungen der Geheimen Staatspolizei ergab ſich, daß das Mün⸗ 
chener Attentat nicht der erſte Verſuch Straſſers war, durch Attentate 
in die deutſche Innenpolitik einzugreifen. Die Vorbereitungen für einen erſten 
Sprengſtoffanſchlag hatten 1936 ſtattgefunden; der Anſchlag ſollte urſprünglich im 
Olympiaſtadion in Berlin während der Olympiade, ſpäter anläßlich des Partei- 
tages 1936 in Nürnberg und ſchließlich anläßlich des Beſuches des Duce 1937 durch 
den engſten Mitarbeiter Straſſers, Fritz Beer (Deckname Heinrich Grunow), und 
einen ehemaligen Studenten namens Hirſch zur Ausführung kommen. Nachdem 
der Attentatsverſuch durch die Geſtapo vereitelt worden war, wurde von Straſſer 
ein weiterer Sprengſtoffanſchlag auf einer Großveranſtaltung der NSDAP geplant, 
für den ſich Straſſer enger Mitarbeiter namens Karl Döpking und Helmut Kremin 
bedienen wollte. Auch dieſer Anſchlag mißglückte; Döpking und Kremin wurden 
im Mai 1938 feſtgenommen und im September 1939 zum Tode verurteilt. Das 
Attentat im Münchener Bürgerbräukeller erfolgte unter Berückſichtigung der Er⸗ 
fahrungen, die bei den früheren Anſchlägen gemacht worden waren. 

Otto Straſſer, der zur Zeit des Münchener Anſchlages ſich in der Schweiz 
aufhielt, wo er wahrſcheinlich den von ihm gedungenen Attentäter Elſer erwartete, 
der ja beim Verſuch, die Schweizer Grenze zu überſchreiten, verhaftet wurde, ver⸗ 
ließ am 9. November plötzlich die Schweiz, als das Scheitern des Münchener Atten⸗ 
tats auf den Führer bekannt wurde, und begab ſich über Paris nach London. In 
einem Interview für die Pariſer Zeitung „Paris Soir“ verriet er ſich durch die 
Außerung, er habe bei den erſten Meldungen über das Münchener Attentat ge⸗ 
glaubt, daß ſeine Anhänger in Deutſchland daran beteiligt ſeien. Dieſes Eingeſtänd⸗ 
nis wurde nicht abgeſchwächt dadurch, daß er hinzufügte, er ſei bei Bekanntwerden 
der näheren Einzelheiten zu der Überzeugung gekommen, daß die Geſtapo ſelbſt 
dieſen Anſchlag verurſacht habe. Er übernahm damit lediglich die von ſeinen eng⸗ 
liſchen Auftraggebern allzu eilfertig verbreitete Verſion und beſtätigte die deutſchen 
Feſtſtellungen über ſeine Rolle als Werkzeug des britiſchen Secret Service. 

Denn daß der britiſche Intelligence Service und mit ihm die engliſche 
Regierung an das Beſtehen revolutionärer Strömungen bei Wehrmacht oder 
Partei im Reich glaubte und für die Aktivierung ſolcher Strömungen eifrig tätig 
war, bewieſen die Feſtſtellungen, die die Geheime Staatspolizei im Zuſammenhang 
mit der Ergreifung der beiden Leiter der im Haag befindlichen Terror⸗ und Re⸗ 
volutionszentrale des Secret Service traf. Mit dem Sende⸗ und Empfangsgerät, 
das die beiden Beamten des Intelligence Service den SS-Führern als den ver⸗ 
meintlichen Abgeſandten einer innerdeutſchen Oppoſition zur Aufrechterhaltung 
einer dauernden Verbindung übergeben hatten, gelang es unter Benutzung des 
von Kapitän Stevens den SS⸗Führern ausgelieferten Geheimcode, die Verbindung 
mit der engliſchen Regierung bzw. dem ihr unterſtellten Intelligence Service auf⸗ 
zunehmen und bis zum 22. November vormittags aufrechtzuerhalten. Der Inhalt 
der dabei gewechſelten Funkſprüche mit der vermeintlichen Revolutionsgruppe in 
Deutſchland war ebenſo aufſchlußreich wie dumm und gab einen Einblick in die 
troſtloſe Geiſtesverfaſſung der regierenden Schicht des heutigen Englands. Dieſer 
Funkverkehr mit dem engliſchen Geheimdienſt wurde am 22. November 
10.10 Uhr von deutſcher Seite mit folgendem Abſchiedsfunkſpruch beendet: 
„Auf die Dauer iſt die Unterhaltung mit eingebildeten und törichten Menſchen 
langweilig. Sie werden verſtehen, daß wir abbrechen. Es grüßt herzlich die euch 
wohlgeneigte ‚Deutjche Oppoſition“. Die deutſche Geſtapo.“ Da die Aufdeckung der 
engliſchen Spionageaktion trotz der deutſchen Veröffentlichung vom 21. November 
am Vormittag des folgenden Tages anſcheinend der Funkſtelle des engliſchen Ge⸗ 
heimdienſtes noch nicht bewußt geworden war, quittierten die beiden engliſchen 
ur namens Inman und Walſh noch ebenſo bieder wie ſtupide auch diefen letzten 
Spruch. 

Die britiſche Regierung konnte nicht verheimlichen, daß es ſich bei den feſtgenom⸗ 
menen Engländern um Angehörige des Intelligence Service handelte. Die Be⸗ 
hauptung, daß die beiden Engländer an der deutſch-holländiſchen Grenze deutſche 
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dee entgegennehmen ſollten, konnte die deutſchen Feſtſtellungen nur 
eſtätigen. 

Die Vernehmung des feſtgenommenen Engländers Kapitän Stevens ergab, 
wie eine weitere Verlautbarung vom 28. November bekanntgab, daß der britiſche 
Secret Service nicht erſt ſeit Kriegsausbruch, ſondern ſchon lange vorher mit 
Sabotageakten gegen Deutſchland arbeitete. Brandſtiftungen und Exploſionen, 
die in der Zeit vom November 1937 bis November 1988 in 15 Fällen auf deutſchen, 
aber auch auf italieniſchen und japaniſchen Schiffen erfolgten, fanden durch die 
Ausſagen des Engländers ihre Aufklärung und ſtellten ſich als eine Probetätigkeit 
des Secret Service für den Ernſtfall dar. Haupttäter dieſer Schiffsſabotageakte 
war der deutſche Emigrant Pötzſch, Auftraggeber der britiſche Intelligence Service. 

Im Gegenſatz zu den phantaſievollen Darſtellungen der Auslandspreſſe über die 
Zuſtände in Deutſchland fuhr das deutſche Volk mit der Entſchloſſenheit, die feine 
Haltung ſeit Ausbruch des Krieges auszeichnete, fort, in harter Arbeit die Voraus⸗ 
ſetzungen für ſeinen Sieg in dem von den internationalen jüdiſch⸗kapitaliſchen 
Klüngeln herbeigeführten Exiſtenzkampf zu ſchaffen. Reichsorganiſationsleiter Dr. 
Ley, der am 18. November in einem Aufruf an die Schaffenden die Bilanz 
der erſten zehn Kriegswochen zog, konnte auf die umfaſſenden ſozialpolitiſchen 
Maßnahmen hinweiſen, mit denen die nationalſozialiſtiſche Führung des Reiches 
die Feſtigkeit der inneren Front gewährleiſtete. „Arbeit gegen Geldſack!“ ſo 
umriß Dr. Ley den Sinn dieſes Krieges, und wenn er in ſeinem Aufruf die Um⸗ 
wandlung des Achtſtundentages in einen Zehnſtundentag als höchſtzuläſſige Arbeits⸗ 
zeit ankündigte, ſo begriff der deutſche Arbeiter, daß in dieſem Kriege die größere 
Produktionskraft den Ausſchlag gab. 

Das kam auch bei der Verleihung des vom Führer geſtifteten Schutzwall⸗ 
Ehrenzeichens an die erſten Weſtwallarbeiter zum Ausdruck. Generalinſpektor 
Dr. Todt wies bei der Verleihung des Ehrenzeichens an die 800 älteſten Weſt⸗ 
wallarbeiter im Rahmen einer Feierſtunde in Pirmaſens am 25. November darauf 
hin, daß mit dem Bau des Weſtwalls ein großes Rennen zwiſchen den Kriegs⸗ 
hetzern im Ausland und den deutſchen Bauarbeitern begann. „Unſere Gegner haben 
jedoch ihre falſche Rechnung ohne den deutſchen Bauarbeiter und die deutſche Bau⸗ 
wirtſchaft gemacht. Das Rennen zwiſchen den Kriegshetzern im Ausland und dem 
deutſchen Weſtwallarbeiter hat der Weſtwallarbeiter mit großem Vorſprung ge 
wonnen.“ 

Daß über dieſen harten Exiſtenzkampf des deutſchen Volkes das Kulturleben 
nicht zu kurz kam, ſondern im Gegenteil ſeine volle Bedeutung für die Stärkung 
des arbeitenden deutſchen Volkes in Erſcheinung trat, brachten Reichsorganiſations⸗ 
leiter Dr. Ley und Reichsminiſter Dr. Goebbels am 27. November auf einem bunten 
Nachmittag für Arbeiter, Soldaten und Künſtler zum Ausdruck, der an die Stelle 
der ſonſt üblichen gemeinſamen Jahrestagung der Reichskulturkammer 
und der NS⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ trat. Die NS⸗Gemein⸗ 
ſchaft „Kraft durch Freude“, ſo ſagte Dr. Ley, müſſe jetzt in der ſchwerſten Be⸗ 
laſtungsprobe dem Volke erſt recht Kraft geben können; die von ihm angeführten 
Anderungen im Wirken des Kde⸗Werkes ſeit Kriegsausbruch bewieſen, daß die 
NS⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ im Kriege ein in mancher Hinſicht er- 
weitertes Tätigkeitsfeld gefunden hatte. 

Dr. Goebbels nannte in feiner Anſprache die kulturelle Tätigkeit eine der wich⸗ 
tigſten Vorausſetzungen für die Standhaftigkeit und Durchhalkekraft der ganzen 
Nation in ihrem Schickſalskampf. Er bezeichnete es als Aufgabe der Staatsführung 
im Kriege, angeſichts der Sorgen und Belaſtungen, die der Krieg für die einzelnen 
Volksgenoſſen mit ſich bringt, rechtzeitig für Ausgleich zu ſorgen und dem 
Volke gerade in ſo ſchweren Zeiten Entſpannung und Erholung zu geben, 
auf die es heute mehr denn je Anſpruch erheben könne. „Ohne Optimismus iſt 
kein Krieg zu gewinnen; er iſt genau ſo wichtig wie die Kanonen und die Gewehre.“ 
Dr. Goebbels konnte darauf hinweiſen, daß in England und Frankreich bei Beginn 
des Krieges die Theater und Kinos geſchloſſen wurden, während ſie in Deutſchland 
geradezu überfüllt waren. In einem Überblick über die einzelnen Gebiete des 
reichen deutſchen Kulturlebens hob Dr. Goebbels die beſondere Bedeutung von 
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Rundfunk, Film und Preſſe für den Exiſtenzkampf der Nation hervor: „In ſou⸗ 
veränem Einſatz von Geiſt und Technik“, jo rief er aus, „ſchlagen wir auch auf 
dem Felde der propagandiſtiſchen Auseinanderſetzungen, die großen 
Schlachten unſerer modernen Kriegführung. Wir beſitzen nicht nur die Mittel der 
Technik, um dieſen Kampf ſiegreich zu beſtehen, ſondern auch die Menſchen, die ſich 
der Technik zu bedienen wiſſen.“ Dr. Goebbels kennzeichnete den Sinn dieſer 
Kundgebung der Soldaten, Arbeiter und Kulturſchaffenden als eine Bekundung 
dafür, daß die Kunſt kein Zeitvertreib für den Frieden, ſondern auch eine ſcharfe 
geiſtige Waffe für den Krieg ift. Er ſchloß feine Anſprache mit den Worten: „Ein 
Volk ſind wir; ein Weltvolk wollen wir werden.“ 

Unterdeſſen wurde der Neuaufbau des deutſchen Oſtens tatkräftig weiter⸗ 
geführt. Auf einer Gedenkfeier, die am Totenſonntag in Bromberg für die über 
tauſend dem Bromberger Blutſonntag zum Opfer gefallenen und die übrigen 
Tauſende von entmenſchten Polen ermordeten Volksdeutſchen ſtattfand, gab Reichs⸗ 
ſtatthalter und Gauleiter Forſter in ſeiner Anſprache über alle deutſchen Sender 
folgende programmatiſche Erklärung über die endgültige Gewinnung des Oſtens für 
das deutſche Volk ab: 

„Wir ſind nun vom Führer als Treuhänder der deutſchen Sache für dieſes Land ein⸗ 
geſetzt worden mit dem klaren Ziel, dieſes Land wieder deutſch zu machen. Es wird daher 
unſer aller ehrenvollſte Aufgabe ſein, alles zu tun, damit ſchon in wenigen Jahren alle 
polniſchen Erſcheinungen, ganz gleich welcher Art, beſeitigt ſind. Das gilt beſonders für 
die völkiſche Bereinigung dieſes Landes. Wer zum polniſchen Volk gehört, muß 
dieſes Land verlaſſen. Wir wollen geloben, in dieſem Kampf um unſer deutſches 
Volkstum nie weich zu werden, ſondern immer die Härte an den Tag zu legen, die not⸗ 
wendig iſt, um die ſchweren Probleme in dieſem Lande zu löſen und damit unſerer Ver⸗ 
pflichtung dem Opfertod des Deutſchtums in dieſem Lande gegenüber nachzukommen.“ 

Stg. 


Straſſer das Werkzeug des engliſchen Geheimdienſtes 


Der „Völkiſche Beobachter“ ſchrieb am 22. November: 


Otto Straſſer iſt der ſachliche Organiſator des Münchener Verbrechens. Sein 
Lebensweg ergibt ein klares Bild des an Charakterloſigkeit ſelten konſequenten 
Emigranten. 

Am 19. 9. 1897 in Deggendorf / Bayern geboren, iſt er der Bruder Gregor Straſſers 
und Paul Straſſers, der wegen homoſexueller Verbrechen in das Ausland emigrierte. 

Der Beginn ſeiner politiſchen Tätigkeit ſieht ihn im Jahre 1919 als überzeugten 
Sozialdemokraten, der nach kurzem Studium der Volkswirtſchaft die Leitung 
eines ſozialdemokratiſchen Korreſpondenzbüros übernimmt. Während des Kapp⸗ 
Putſches iſt er Führer einer ſpartakiſtiſchen Hundertſchaft. Im Rahmen 
feiner Entwicklung zum Nationalrevolutionär ſtößt er im Jahre 1925 zur NSDAP. 
Daß die Gründe hierfür nicht weltanſchauliche, idealiſtiſche und ſelbſtloſe waren, 
beweiſt ſein ſpäterer Lebensweg. - 

Als Hauptſchriftleiter einiger im Kampfverlag erſcheinender Zeitungen, an der 
Spitze „Der Nationalſozialiſt“, bemüht ſich ſein Geltungsdrang und ſein zügelloſer 
Ehrgeiz darum, politiſch im Rahmen der NSDAP eine beſondere politiſche Rolle 
zu ſpielen. Als der „Revolutionäre Sozialiſt“, dem das Wort vom „Gemeinnutz 
geht vor Eigennutz“ ſtets ein Fremdwort geblieben war und der ſich nicht einfügen 
konnte, ſeine egoiſtiſchen Ziele nicht erfüllt ſah, verließ er, um dem drohenden 
Ausſchluß aus der Partei zu entgehen, mit der bekannten theatraliſchen Erklärung, 
„die Sozialiſten verlaſſen die NSDAP“, die Partei und gründete die ſogenannte 
Kampfgemeinſchaft revolutionärer Nationalſozialiſten. 

Später führte ihn der Verräterweg mit dem Meuterer Stennes zuſammen. 
Der erhoffte Einbruch in die NSDAP gelang nicht, fo daß er lediglich ein Gerippe 
von perſönlichen Einzelgängern im Reich zurückließ, als er im Jahre 1933 zunächſt 
nach Wien emigrierte. Sein bisher im Neich erſcheinendes Organ die „Schwarze 
Front“ erſchien nun mit nur geringer Auflage als „Schwarzer Sender“ im damali⸗ 
gen Oſterreich. Zur gleichen Zeit wurde im Reich der größte Teil ſeiner Organi- 
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ſation aufgelöft und die Prominenten feiner Mitarbeiter, ſoweit fie nicht emigriert 
waren, hinter Schloß und Riegel geſetzt. 

Als ihm auch in Wien der Boden zu heiß wurde, flüchtete Otto Straſſer nach 
Prag, wo er ſich unter Abſtreifung des Scheines des Idealiſten eindeutig als 
Soc» und Landesverräter zum Kauf anbot, ein für Geld gedungenes Subjekt 
fremder Nachrichtendienſte und Organ der mit ihm täglich verkehrenden jüdiſchen 
Emigration. Sein engſter Mitarbeiter war der unter dem Namen Heinrich Gru⸗ 
now auftretende Emigrant Friedrich Beer. Seine Zeitung hieß bezeichnenderweiſe 
e Revolution“, der Geldgeber war die damalige tſchechiſche Regierung 

eneſch. 

Straſſers Haupttätigkeit in Prag war neben der Verbreitung von Hetz⸗ 
artikeln in Flug⸗ und Zeitſchriften der Verſuch, eine einheitliche Ausrichtung aller 
Schattierungen der Emigration herzuſtellen. Ob er dabei die Zahl des Reſtes ſeiner 
Anhänger im Reich mit Wiſſen oder ohne Kenntnis überſchätzte, iſt belanglos. 

Es ſteht jedenfalls nicht feſt, ob zu dieſer Zeit Otto Straſſer ſelbſt auch nur im 
geringſten noch an die Möglichkeit einer Revolution in Deutſchland glaubte. Straſſer 
lebte jedenfalls ſeit Jahren ſchon ausſchließlich von den Geldzuwendungen 
ausländiſcher Nachrichtendienſte, denen er verſprach, in Deutſchland eine 
Revolution zuwege zu bringen, zumindeſt aber den Führer zu beſeitigen. 

So machte er im Juni 1934 eine Reiſe nach Paris, um die franzöſiſche Regierung 
zur Unterſtützung eines Putſches im Saargebiet zu bewegen, durch den die 
Saarrückgliederung unmöglich gemacht werden ſollte. Nach ſeinen eigenen Angaben, 
die in dem gleichzeitig veröffentlichten handſchriftlichen Brief dokumentariſch feſt⸗ 
gehalten ſind, hat damals die franzöſiſche Regierung dieſen Plan abgelehnt, da ſie 
den durchzuführenden Umſturz im Reich ohne außenpolitiſche Belaſtung 1934 billiger 
zu erreichen hoffte. . g 

Im übrigen kamen ſchon damals die gleichen Gedanken zum Ausdruck, die ſpäter 
den Verhandlungen mit den Leitern des engliſchen Secret Service in den Jahren 
1938/39 zugrunde lagen. n 

Im Rahmen ſeiner verräteriſchen Arbeit ſetzte Otto Straſſer einen in Zahori bei 
Prag mit Unterſtützung des tſchechiſchen Nachrichtendienſtes gebauten ſogenannten 
„Freiheitsſender“ an, der neben der propagandiſtiſchen Arbeit ſchon damals 
die den Attentatsabſichten Otto Straſſers und ſeiner Helfershelfer entſpre⸗ 
chenden Parolen gab. So ſchloſſen zum Beiſpiel faſt alle Aufrufe dieſes im Jahre 
1934/35 arbeitenden Senders wörtlich mit der immer wiederkehrenden Aufforde⸗ 
rung, daß „Adolf Hitler ſterben müſſe“. — 

Die Deutſche Regierung hat damals offiziell von der tſchechiſchen Regierung die 
Beſeitigung dieſes zum Mord an deutſchen Regierungsmitgliedern auffordernden 
Senders gefordert. Nachdem die tſchechiſche Regierung behauptete, von der Exiſtenz 
dieſes Senders keine Kenntnis zu haben, wurde ihr der Standort des Senders 
genaueſtens angegeben. Da Herr Beneſch naturgemäß auch dann nicht bereit war, 
den vom tſchechiſchen Gelde aufgezogenen Sendedienſt einzuſtellen, mußte von 
deutſcher Seite ſelbſt eingegriffen werden, um dieſe fortgeſetzte Mordpropaganda 
zu unterbinden. Zwei SS⸗Führer des Sicherheitsdienſtes haben be⸗ 
fehlsgemäß am 26. 1. 1935 dieſen Sender zerſtört. 

Im Vollzug der ihm von ſeinen damaligen Prager Geldgebern erteilten Auf⸗ 
träge verſuchte nun Otto Straſſer, die nach Deutſchland auf dem Funkweg geſende⸗ 
ten Parolen auch praktiſch zu verwirklichen. 

1936 fanden die Vorbereitungen für den erſten Sprengſtoffanſchlag 
ſtatt. Er ſollte urſprünglich im Olympia⸗Stadion in Berlin während der Olympiade, 
ſpäter anläßlich des Parteitages 1936 in Nürnberg und ſchließlich anläßlich des 
Beſuches des Duce 1987 zur Ausführung kommen. Otto Straſſer bediente ſich dabei 
durch Vermittlung ſeines engſten Mitarbeiters Fritz Beer (Deckname Heinrich 
Grunow) eines ehemaligen Studenten der Baukunſt namens Helmut Hirſch. 

Dieſer Prager Jude erklärte ſich bereit, den Sprengſtoffanſchlag auszuführen. In 
zahlreichen eingehenden Beſprechungen war der Plan des Anſchlags genaueſtens 
feſtgelegt worden. Als Hirſch mit zwei Höllenmaſchinen, die durch ein Uhrwerk zur 
Exploſion gebracht werden ſollten und 10 Kilogramm Sprengſtoff enthielten, die 
deutſche Grenze überſchritt und ſich nach Stuttgart begab, konnte er von Beamten 
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der Geſtapo noch rechtzeitig feftgenommen werden. Hirſch wurde der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft überſtellt und am 8. 8. 1937 zum Tode verurteilt. Das Urteil iſt voll⸗ 
ſtreckt und damals in der deutſchen Preſſe veröffentlicht worden. . j 

Nach diefem mißlungenen Anſchlag verſuchte Otto Straſſer — noch immer im 
Dienſte der damaligen tſchechiſchen Regierung — einen neuerlichen Spreng- 
ſtoffanſchlag, der auf einer Großveranſtaltung der NSDAP zur Ausführung 
gelangen ſollte. Er bediente ſich dieſes Mal ſeiner engſten Mitarbeiter, des ehe 
maligen Hoteldieners Karl Döpking und des Kaufmanns Helmut Kremin. 
Auch dieſer neuerliche Anſchlag mißglückte. Die Höllenmaſchinen, die nach Deutſch⸗ 
land gebracht und auf den Bahnhöfen in Dresden und Leipzig aufbewahrt worden 
waren, konnten ſichergeſtellt werden. Döpking und Kremin wurden am 25. 5. 1938 
be und durch Urteil des Volksgerichts vom 22. 9. 1939 zum Tode 
verurteilt. 

Schon im Herbſt 1938 verſuchte Straſſer von Prag aus, ein neues Attentat 
zu organiſieren. Nach dem Sturz von Beneſch verließ Straſſer Prag und trat nun⸗ 
mehr in engſte Beziehung zum britiſchen Geheimdienſt. 

Auf Weiſung dieſer ſeiner neuen Londoner Auftrag⸗ und Geldgeber gelang es 
ihm nunmehr, den dritten verbrecheriſchen Verſuch auf das Leben des 
Führers ausführen zu laſſen. Dieſes Mal hat nun wirklich nur die Vorſehung 
das volle Gelingen des verbrecheriſchen Anſchlags in ſeiner ganzen grauenhaften 
Endzielſetzung verhindert. 

In der Nacht vom 8. zum 9. November 1989 verſuchte der Verbrecher Elſer in 
der Nähe von Konſtanz in die Schweiz zu gelangen. Dabei wurde er verhaftet. 
Otto Straſſer, der auf die Ankunft ſeines Werkzeuges gewartet hatte und nunmehr 
nach 24 Stunden erfuhr, daß 
1. der Anſchlag auf den Führer doch wieder mißglückt und 
2. der Täter ſelbſt anſcheinend beim Überſchreiten der Grenze abgefangen worden 

war, a 
verließ daraufhin am 10. November ſofort überſtürzt die Schweiz, um nach Lon⸗ 
don zu ſeinen Auftraggebern zurückzufahren. 


Brief Straſſers über ſeinen Verrat am Saarland 


Im Zuſammenhang mit dem vorſtehenden Bericht wurde der 
Wortlaut eines handſchriftlichen Briefes veröffentlicht, in dem 
Otto Straſſer auf ſeine Pläne, die Saarrückgliederung un⸗ 
möglich zu machen, eingeht. Eine Namensliſte der in dem Brief 
durch Nummern bezeichneten Perſonen iſt beigefügt. 


Paris, den 22. VI. 34. 


Lieber Freund! — Ich freue mich endlich Gelegenheit zu haben, Ihnen einen kurzen 
Bericht über die bisherigen Ergebniſſe meiner Reiſe zuſenden zu können. 

Nach meiner Ankunft am 18. abds. begab ich mich anderntags gleich zu G. (No. 1), mit 
dem ich kurz meine Pariſer Miſſion beſprach, und der die Verbindung zu No. 2 herſtellte. 
Leider war M. C. perſönlich abweſend, doch empfing mich ſein Pribatſekretär, mit dem 
ich eine ſtundenlange Ausſprache hatte, die abends mit einem gemeinſamen Souper ſchloß, 
an das ſich am 21. nochmals eine Ausſprache bei einer Taſſe Tee in meinem Hotel anſchloß. 

In Zuſammenhang damit wurde ich an No. 3 und 4 verwieſen, mit denen ich ebenfalls 
Ausſprachen von 7 bzw. 1% Stunden hatte. Beſonders die Unterhaltung mit 4, der einer 
der katholiſchen Führer iſt, war von höchſtem Intereſſe, zumal er beſonderer Vertrauens- 
mann von No. 2 iſt. 

Das Ergebnis dieſer Ausſprachen war ungefähr folgendes: Frankreich hält ſich ſtrikt 
an den Vertrag und hat für „Experimente“ an der Saar deswegen kein Intereſſe, weil es 

1. fürchtet, daß man ihm die Verantwortung dafür zuſchieben würde; 

2. weil es hofft, daß bis zur Abſtimmung weſentliche Anderungen im Reich eintreten; 

8. weil es der Meinung iſt, daß bei Erzielung einer hohen Minderheit die Genfer Ent- 
ſcheidung ohnehin gegen Hitler ausfallen dürfte. 

Um ſo mehr Wert aber legte man gerade auf Erzielung einer ſolchen hohen Minderheit 
durch Propaganda. Neben der Propaganda unter den Katholiken, die ſchon im Gange iſt, 
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ſucht man nach Möglichkeiten, unter den Hitlerleuten ſelbſt Propaganda machen zu können. 
Hier hofft man ganz beſonders auf mich, da ſowohl Marxiſten wie Juden (und Katholiken) 
für dieſen Perſonenkreis nicht in Frage kommen. 

Ich habe in der gleichen Angelegenheit umgehend mit zwei verſchiedenen Leuten wie 5 
und 6 geſprochen, wobei No. 5 begeiſtert meinem Saarplan zuſtimmte, während No. 6 
(in Übereinſtimmung mit den Herren 2—4) ſich ausſchließlich für Propaganda ausſprach, 
babe. er ganz klar zu erkennen gab, daß Frankreich das letzte Wort noch nicht geſprochen 

abe. 

Ich bin heute Abend noch mit dem Führer der Deutſchen Katholiken u. Saarkämpfer 
No. 7 zuſammen, der die Gelder für die „Neue Saarpoſt“ beſchafft hat, und werde mich 
über ſeine Meinung unterrichten. 

Zuſammenfaſſend glaube ich, daß nach dem Geſamteindruck mein Plan einer „Aktion“ 
nicht die notwendige Vorausſetzung findet, ſo daß er aufzugeben iſt. 

Dagegen iſt die Propaganda ebenſo notwendig, wie erwünſcht, wobei mir vor allem die 
Propaganda unter den Nazis ſelbſt zufiele, die teils durch meine Zeitung, teils durch Flug⸗ 
ſchriften und Broſchüren zu erfolgen hätte (wofür ich Ihnen ja einen Plan ausgearbeitet 

abe. 

Aus den zahlreichen intereſſanten Details meiner Geſpräche mit den Vorgenannten, ſo⸗ 
wie mit zahlreichen deutſchen und franzöſiſchen Bekannten (darunter ein langes Geſpräch 
mit No. 8) ſind u. a. folgende Einzelheiten intereſſant: 

1. Nach neueſten Nachrichten ſoll Amerika bereit ſein, einer „gemilderten“ deutſchen 
Regierung erhebliche Rohſtoffkredite einzuräumen; desgleichen will Frankreich in dieſem 
Fall das 300 000-Mann⸗Heer gewähren, wenn gleichzeitig Deutſchland nach Genf zurückkehrt. 
Welche perſonellen und ſachlichen Sicherungen für dieſe „Milderung“ verlangt werden 
ſollen, war eindeutig nicht zu erfahren. Allem Anſchein nach verſteht man darunter eine 
Kabinettsumbildung im Reich, an die ich perſönlich nicht recht glaube. Sollte ſie aber kommen, 
fo würde es ſich nur um einen Schachzug Hitlers handeln, um obige Geſchenke des Aus⸗ 
landes zu erhalten. 

2. An unſere Herren als „Nationalbolſchewiſten“ glaubt man ſehr. Für das große Inter⸗ 
eſſe, was man an uns nimmt, zeugt u. a. der Artikel, den ich Ihnen gab, ſowie die Zu⸗ 
ſicherung, wöchentlich im Straßburger Sender Auszüge aus meiner Zeitung zu bringen. 

Alles in allem bin ich mit dem Erfolg ſehr zufrieden und hoffe ihn durch eine große 
Propaganda an der Saar und im Reich entſprechend nutzbar machen zu können, wobei ich 
nach wie vor um Ihre feſte Mitarbeit bitte. 

In dieſem Sinne Gruß und Handſchlag! Ihr (gez.) Otto Straſſer. 


Die Liſte der Namen. 
No. 1 - Minifter des Innern a. D. Grzeſinski, Rue de l' Abbé Rouſſelot 7. 
No. 2 = Mr. Cornmöre, Quai d'Orſay. 
No. 3 Récouly, Editions de France, Avenue Rapp 20. 
No. 4 = Mr. Robert d'Harcourt, Rue de Grenelle 113. 
No. 5 = Graf Michael Karolyi. 
No. 6 = Depute Grumbach. 
No. 7 = Miniſterialdirektor Spieker. 
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Die Überführung Elſers 


gemeinen Attentats⸗ 
ovember folgende Mit⸗ 
ner Attentäters Georg 


war, der Hetzſender 
ingten, da quittierte 
ı mit den Vorberei- 
lk. Wir wiſſen, daß 
ein, der Jude Hirſch 
zlungen. Vielleicht 
{fall zum Verderben, 
erden. 


Im Anſchluß an den Bericht über die 
vorhaben Otto Straſſers wurden am 25. N 
tellungen über die Überführung des Münch 
Elſer veröffentlicht: 


Als jede innere Agitationsbaſis im Reich zuſammengebrochen 
zerſtört, die Auftraggeber „Ware“ für ihr ſchweres Geld verl 
bereits im Jahre 1936 der Zuhälter Straſſer jene Summe 
tungen ſeines erſten Attentatsverſuchs gegen Führer und Vi 
und warum es mißlang. Agent Straſſer ſteckte den Judaslohn 
verlor ſeinen Kopf dabei. Der erſte Mordplan war mi 
war der Jude ungeſchickt geweſen? Vielleicht wurde ihm ein 31 
die Geldgeber drängten, ein neuer Verſuch mußte geſtartet w 
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Alle Fehlermöglichkeiten des Hirſch wurden jetzt bedacht, um ſie in Zukunft zu 
vermeiden, und der Agent ſuchte ſich unter ſeinen Werkzeugen die geſchickteſten 
Halunken, gemeine Verbrecher, aus, und nach eingehenden langen Unterredungen, 
auf Grund deren dann die Zahlungen prompt weitergingen, wurden dieſe beiden 
dann mit klarem Auftrag Straſſers, den Führer zu treffen, auf heimlichen Wegen 
ins Reich geſchickt. Nach mehreren vergeblichen Attentatsverſuchen wurden die beiden 
Verbrecher dann am 26. Mai 1938 gefaßt und nach eingehenden Unterſuchungen 
vom Volksgerichtshof vor kurzer Zeit zum Tode verurteilt. 

Das Mißlingen dieſer neuerlichen Anſchlagsverſuche brachte dem 
Agenten Straſſer von ſeiten ſeiner Geldgeber und Auftraggeber erhebliche Schwie⸗ 
rigkeiten. Inzwiſchen war auch fein Beſchützer Beneſch verſchwunden, Jetzt wollte 
man endlich die ſo lange verſprochenen Taten ſehen, insbeſondere, da die politiſchen 
Ereigniſſe immer mehr ein ſolches gelungenes Attentat als günſtigen Ausweg in 
der großen Politik wünſchenswert machten. Im Mai 1938 waren die beiden letzten 
Handlanger Döpking und Kremin gefaßt worden, und ſchon bald danach hatte Otto 
Straſſer über Mittelsmänner das Werkzeug gefunden, das ihm geeignet erſchien, 
die Wahrſcheinlichkeit des Gelingens zu dem letzten Maß des Möglichen zu bringen. 

Wir wiſſen heute, daß Straſſer und ſeine Helfershelfer bei Beginn der Vor⸗ 
bereitungen zu dieſem dritten Mordverſuch wiederum davon ausgingen, alle 
Fehlerquellen der mißlungenen vorherigen Attentate zu verſtopfen. 

Hatte man ſchon bei dieſen beiden vorherigen Verſuchen den Kreis von der 
Sprengſtoffbeſchaffung über die Konſtruktion der Höllenmaſchinen, Transport, Auf⸗ 
bewahrung und ausführende Organe klein und kleiner gehalten, ſo erſchien nun 
die größte Sicherheit des Unternehmens darin gewährleiſtet, wenn möglichſt ein 
Mann die Vorbereitung und Durchführung innerhalb der Reichsgrenzen in die 
Hand nähme, abgeſehen von der planenden und materiellen Vorbereitung der emi⸗ 
grierten Mittelmänner des britiſchen Geheimdienſtes. 

Hätte nicht ein gütiges Geſchick mit ſtärkerer Hand eingegriffen, ſo wäre dieſer 
Weg dem Mörder und ſeinen teufliſchen Hintermännern günſtig geweſen. 

Elſer ſelbſt hat nach langem Leugnen dann den Beweis erbracht, daß der bri- 
tiſche Geheimdienſt wahrhaftig kaum ein geeigneteres Subjekt finden konnte, dieſes 
ſchändliche Verbrechen von langer Hand mit allen Mitteln eines teufliſchen Raffine⸗ 
ments durchzuführen. Am Abend des 8. November explodierte im Münchener Bür- 
gerbräukeller dann jene Höllenmaſchine, die nach langem teufliſchen Plan das deut⸗ 
ſche Volk mitten ins Herz treffen ſollte. 

Um 21,43 Uhr erfolgte bereits von der Berliner Zentrale aus die höchſte Alar⸗ 
mierung der geſamten Polizei, automatiſch waren damit gleichzeitig alle 
Grenzen des Reiches verſchloſſen, die offenen Grenzabſchnitte unter beſonders ver- 
ſchärfte Bewachung geſtellt. 

In der gleichen Nacht noch wurde auf Befehl des Reichsführers SS eine Son⸗ 
derkommiſſion an den Tatort nach München entſandt, in Berlin bildete ſich 
unter Leitung des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD eine Zentralſtelle, 
die nach Sichtung aller Fäden aus dem ganzen Reichsgebiet für die Überleitung 
des weſentlichen Materials nach München Sorge trug. 

In der Nacht zum 9. November wurden an den Grenzen, abgeſehen von vielen 
eingehenden Überprüfungen, über 120 Feſtnahmen durchgeführt! Bei einer dieſer 
angeordneten Maßnahmen im Bezirk des Zollkommiſſariats Konſtanz beob- 
achteten die Zollaſſiſtenten Rieger und Zipperer auf polizeilichem Grenzſtreifen⸗ 
dienſt im ſogenannten Weſſenberggarten, der zwiſchen den Grenzübergangsſtellen 
Kreuzlingertor und Emmishoſertor liegt, einen Mann, der ſich in etwa 15 Meter 
Entfernung vom Schweizer Grenzzaun bewegte. 

Der Unbekannte wurde angehalten und befragt, wohin er wollte. Er gab an, daß 
er einen gewiſſen Feichtlhuber vom Trachtenverein Konſtanz ſuche, welchem Verein 
er früher auch angehört habe. Der Grenzbeamte forderte den Unbekannten auf, ihm 
zur Wache zu folgen. Dort wies er ſich vor einem Kriminalbeamten mit einer 
Grenzkarte, die auf ein häufiges Wechſeln über die Schweizer Grenze hindeutet, 
als Georg Elſer aus. . 

Auf Grund der Großfahndungsaktion der Deutſchen Polizei wurde eine ſofortige 
körperliche Durchſuchung Elſers vorgenommen. Es fanden ſich bei Elſer verſteckt 
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insgeſamt 15 einzelne Dokumente mit Aufzeichnungen von verſchiedenen Munitions- 
depots, Lage und Einrichtungen von Rüſtungsbetrieben ſowie genaue Angaben über 
Munitionslieferungen, dazu Teile von komplizierten Geſchoßzündern ſowie ſchließ⸗ 
lich eine Karte des Bürgerbräukellers zu München. 

Georg Elſer, zunächſt nur einer von etwa 120 Verhafteten an den deutſchen 
Reichsgrenzen, wurde ſofort nach einer über Blitzfunk gegebenen Weiſung des Reichs⸗ 
ſicherheitshauptamtes am 9. November der Sonderkommiſſion in München zugeführt. 

Inzwiſchen hatte die Sonderkommiſſion in München bereits ihre Arbeit aufge⸗ 
nommen. Erfahrene Fachleute hatten bereits durch Berechnungen des Trägerbruches 
und genaueſte Unterſuchungen der Sprengwirkung feſtſtellen können, daß 
ſich ganz ohne Zweifel in jenem Pfeiler, vor dem der Führer geſprochen hatte, 
eine Sprengladung befand, von der es feſtſtand, daß ihre Anbringung eine lange 
vorbereitende Arbeitszeit erfordert hatte. 

Es ergab ſich hier bereits ſchon eine Übereinſtimmung der erſten Vernehmungen 
der Angeftellten des Bürgerbräukellers und der Sonderkommiſſion, mehrere Per⸗ 
ſonen bekundeten übereinſtimmend, in letzter Zeit eine verdächtige Erſcheinung be⸗ 
merkt zu haben. Die Sonderkommiſſion konnte aus der Sprengwirkung und »richtung 
ſehr bald vermuten, daß wahrſcheinlich von der Galerie aus in den betreffenden 
Pfeiler hinein die Sprengkammer vorgetrieben ſein mußte. 

Die weitere Annahme, daß es ſich um eine Höllenmaſchine mit mechaniſchem 
Zeitzünder handeln mußte, wurde ſchon am Mittag des 9. November nach der 
erſten genauen Durchſuchung des Sprengſchutts durch das Auffinden we⸗ 
weſentlicher Einzelteile beſtätigt. Hier und bei weiterer eingehendſter Nachprüfung 
wurden Bruchſtücke von Pendeluhrwerken ſowie Eiſenſprengſplitter gefunden, die 
ſpäter nach weiteren Funden und nach Zuſammenſetzen einzelner Teile ergaben, 
daß bei der Höllenmaſchine ein Zeitzünder verwendet worden war, zudem zwei 

anz beſondere Präziſionsuhrwerke verwandt wurden. Unter den Überreſten im 
prengſchutt befanden ſich außerdem Splitter ohne Zweifel mit Sprengmunition 
gefüllter Eiſenrohr ähnlicher Behälter. 

Niederſchläge in einzelnen Sprengteilen wurden durch chemiſche Unterſu⸗ 
chung als Rückſtände eines beſonderen Sprengſtoffs feſtgeſtellt. Außerdem noch 
war die Sonderkommiſſion in der Lage, Teile einer Schalldämpfiſolierungsplatte 
mit Firmenaufdruck ſicherzuſtellen, ſowie an Überreſten von Patentbezeichnungen 
an einzelnen Sprengſtücken in mühſamer Einzelarbeit die Herſtellungsfirmen der 
verwandten Uhrwerke ausfindig zu machen. 

Die Perſonenbeſchreibung der verdächtigen Erſcheinung, die ſich mehrfach ſchon im 
Bürgerbräukeller herumgetrieben hatte, gab bereits erſte Anhaltspunkte, die Perſon 
des an der Schweizer Grenze verhafteten Georg Elſer in den engeren Verdachtskreis 
hineinzuſtellen. Wie bei jedem Verhafteten hatten auch bei ihm bereits eingehende 
Feſtſtellungen im perſönlichen Lebenskreis dazu geführt, daß ſich die 
erſten Verdachtsmomente ſtändig und immer ſtärker verdichteten. 

Nachdem die Ermittlungen ergeben hatten, daß Gegenſtände feines persönlichen 
Bedarfs bei ſeiner Schweſter in Stuttgart hinterlegt waren, wurde durch eine dort 
ſofort vorgenommene Hausſuchung allerſchwerſtes Belaſtungsmaterial gefunden. In 
einer Georg Elſer gehörenden Werkzeugkiſte fanden ſich neben vollſtändigen 
Uhrwerken verſchiedene Uhrenteile, die teilweiſe ſogar identiſch mit den Funden 
im Sprengſchutt des Bürgerbräukellers waren. Außerdem enthielt dieſe ſog. Werk⸗ 
zeugkiſte Werkzeuge, darunter Meißel und Bohrer, an denen Mörtelüberreſte feſt⸗ 
zuſtellen waren. Die umgehend vorgenommene ſpektralanalytiſche Unterſuchung dieſer 
Mörtelſpuren ergab eine völlige Übereinſtimmung mit dem Tatortmaterial. 

Und dennoch leugnete Georg Elſer hartnäckig, in irgendeinem Zuſammenhang 
mit der Tat zu ſtehen. Den Verſuch, heimlich über die Grenze zu entkommen, be- 
gründete er damit, er habe ſich der Unterhaltspflicht für ein außereheliches Kind 
entziehen wollen. Den geheimnisvollen Zweck ſeines vielmonatlichen Aufenthalts 
in München ohne Arbeitsſtelle erklärte er damit, er habe dort einen Kurſus ab⸗ 
ſolvieren wollen, um ſich dann im Auslande als Facharbeiter zu betätigen. Und 
ſchließlich, die bei ihm vorgefundene Anſichtskarte des Bürgerbräukellers habe er 
von der Grenze aus ſeinem Vater zum Abſchied ſchicken wollen. 
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Inzwiſchen hatte die feſtgeſtellte Lieferungsfirma der Korkiſolierung eine Per- 
ſonalbeſchreibung des Käufers dieſer Platte abgegeben, die ſich genaueſtens mit 
dem Erſcheinungsbild des immer mehr verdächtigten Elſers deckte. Und dennoch 
leugnete er weiter, leugnete nach den beiden erſten Verhören am 10. und 11. auch 
noch am 12. November und beſtritt gleichmäßig und hartnäckig jeden Zuſammen⸗ 
hang mit dem Attentat. 

Endlich am 14. November nach Gegenüberſtellung mit jenen Angeſtellten des 
Bürgerbräukellers, die ihn tatſächlich im Auguſt geſehen hatten, und nach Vorhalt 
der Tatſache, daß er bereits im Frühjahr 1939 ſich um die Stelle des damaligen 
Hausburſchen des Bürgerbräukellers beworben habe, dieſem ſogar 50 Mark für 
Abtreten dieſer Stelle bot, brach Georg Elſer angeſichts des erdrückenden 
Beweismaterials zuſammen. 

Dem erſten Geſtändnis am 14. November folgte am 15. November ein um⸗ 
faſſendes ſchriftliches Geſtändnis, das am 16. und 17. November durch maß⸗ 
gerechte Skizzen der geſprengten Säule und der Sprengkammer und der Ma⸗ 
ſchinerie, die die Zündung zur Auslöſung brachte, ergänzt wurde. 

In allen Einzelheiten und Phaſen wurde durch die Unterſuchung und das Ge⸗ 
ſtändnis des Verbrechers ein Plan enthüllt, der ſo teufliſch überlegt, ſo fanatiſch 
zäh durchgeführt wurde, daß nur die gütige Fügung ihr Einhalt zu bieten vermochte. 

Das war das brauchbarſte Werkzeug jenes Verbrechers in der ſicheren ſchützenden 
Schweiz, geſchickt und gehorſam genug, alles wie befohlen durchzuführen, alle jene 
Fehler zu vermeiden, die die anderen Verſuche ſcheitern ließen. Dieſer Georg Elſer 
hatte die Nerven, durchzuhalten: das war die letzte Trumpfkarte im Spiel mit den 
drängenden Gläubigern. 

Wenn aber dieſes Schurkenſpiel gelungen war, wie konnte man verhindern, daß 
Elſer nach Deutſchland wegen gemeinſten Mordes ausgeliefert wurde? Auch daran 
hatte der Hintermann gedacht. Für dieſen Fall hatte Elſer jenes landes verrä⸗ 
teriſche Material bei ſich, das der Auftraggeber leicht über ſeine guten Ver⸗ 
bindungen beſorgte. Das hätte dann, ſo hat man Elſer geſagt, ihn vor den fremden 
Behörden geſichert. Er habe, ſo geſteht er ein, dieſes Material notfalls den Schweizer 
Behörden übergeben wollen, damit er dann auf keinen Fall an Deutſchland aus⸗ 
geliefert wurde. j 

Das iſt das Werkzeug, ein Mörder, der wohl ohne Zweifel den traurigen Ruhm 
für ſich in Anſpruch nehmen kann, beſonderer Spezialiſt ſeines Faches zu ſein. 
Lehrherr aber iſt jener grenzenloſe Verbrecher im Hintergrund, der ſeinen Geſellen 
in der Schweiz erwartete und ſchleunigſt dann das Weite ſuchte zurück zur Firma — 
nach London! 

Soweit der Unterſuchungsbefund, der die Perſon des Täters betrifft und der 
veröffentlicht werden kann, ohne den Gang der weiteren Ermittlungen zu gefährden. 
Die weiteren Unterſuchungen führten bekanntlich zur Ermittlung der Hintermänner 
und Auftraggeber des Verbrechens. 

Die Veröffentlichung der genauen Ergebniſſe dieſer Unterſuchungen wird be- 
greiflicherweiſe erſt der Offentlichkeit unterbreitet werden können, wenn es der 
Stand des polizeilichen Geſamtermittlungsverfahrens zuläßt. 


Intelligence Service organiſiert Schiffsſabotageakte 


Amtlich wurde am 23. November bekanntgegeben: 


In der Zeit vom November 1937 bis November 1938 fanden auf einer Anzahl 
von Schiffen Sabotageakte ſtatt, die zum Teil zur Vernichtung der Schiffe ein⸗ 
ſchließlich ihrer Beſatzungen führten. Betroffen wurden davon deutſche, italie⸗ 
niſche und japaniſche Schiffe. Den Unterſuchungsorganen, die von deutſcher 
Seite aus zur Aufklärung der Verbrechen angeſetzt wurden, fiel es damals auf, 
daß durch dieſe Sabotageakte kein engliſches Schiff betroffen wurde. 

Nunmehr iſt durch die Ausſagen des Captain Stevens ſowie durch eigene 
Unterſuchungen folgendes erwieſen: 
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Haupttäter dieſer Schiffsſabotageakte war der deutſche Emigrant Pötzſch. Auf- 
traggeber war der britiſche Intelligence Service. 

Pötzſch wurde unter dem Verdacht, dieſe Sabotageakte begangen zu haben, auf 
Drängen der deutſchen Polizei bereits Anfang September 1938 von der Polizei 
eines neutralen Landes verhaftet und nach kurzer Zeit durch Eingreifen britiſcher 
Stellen wieder freigelaſſen. 5 

Zur Zeit iſt Pötzſch in Dänemark durch Urteil des Kopenhagener Stadtgerichts 
vom 29. Juni 1939 wegen Spionage für England zu einer Freiheitsſtrafe verurteilt. 

Das erſte Schiff engliſcher Herkunft, bei dem im Auftrag des Intelligence Ser⸗ 
vice ein vielleicht ähnlicher Akt vorgenommen worden war, iſt die „Athenia“. 

Dazu ſchreibt der „Völkiſche Beobachter“: 

„Klar und offen ſind nun die Zuſammenhänge zwiſchen den engliſchen Auftrag⸗ 
gebern und Otto Straſſer mit ſeinen Werkzeugen, das Leben des Führers und 
des deutſchen Volkes mit Mord und Totſchlag, mit gemeinſter hinterliſtiger Sabo⸗ 
tage zu treffen. 5 

Mag man ſich in London zur Zeit in Krämpfen winden, die Schläge der letzten 
Tage haben geſeſſen. In allen Ländern der Erde haben die deutſchen Beweiſe gegen 
das Verbrechen des engliſchen Geheimdienſtes wie Bomben eingeſchlagen. Man iſt 
dort beſtürzt und zutiefſt erſchrocken über die dunklen Machenſchaften dieſer teuf- 
liſchen engliſchen Organiſation, die vielleicht zur ſelben Stunde auch bei ihnen 
Aktionen vorbereiten könnte, die zu den infernaliſchen Plänen der Londoner Zen⸗ 
trale gehören. 

Wie aus der heute veröffentlichten amtlichen Verlautbarung hervorgeht, ſind wir 
in der Lage, die Beweiskette fortzuſetzen und der Weltöffentlichkeit weiteres 
Anſchauungsmaterial vor Augen zu führen, das ſich würdig an die aufgedeckten 
Schandtaten anſchließt und wiederum an Hand unleugbarer, unerſchütterlicher Tat⸗ 
fachen zwiſchen dem Attentat in München und den Verbrechern in London aufdeckt. 

In der Zeit vom 18. November 1937 bis zum 27. November 1938 ereigneten ſich 
in 15 Fällen, in erſter Linie auf deutſchen, dazu auch auf italieniſchen und japa⸗ 
niſchen Überſeeſchiffen ſchwerſte Exploſions⸗ und Brandattentate. In meh- 
reren Fällen war der grauſige Erfolg der Anſchläge Totalverluſt der Schiffe, der 
das Leben zahlreicher braver Schiffsoffiziere und Mannſchaften forderte. 

Bemerkenswert erſchien zu Beginn eingehender Unterſuchungen die Tatſache, daß 
kein einziges engliſches Schiff von der Reihe dieſer Verbrechen betroffen wurde, ein 
Eindruck, der ſich noch bedeutend verſtärkte, als im Laufe der polizeilichen Maßnamen 
aller Länder dann ebenfalls ausgerechnet wieder die engliſche Polizei ſich nicht 
an dieſen Maßnahmen beteiligte. 

Die Exploſionen und Brände wurden durch Zeitzünder mit Höllen- 
maſchinen hervorgerufen. 

Die fieberhaften Unterſuchungen ergaben bereits bald abſolut übereinſtimmende 
Parallelmomente in der Anlage ſowie Herſtellung des Sabotagematerials. Alle dieſe 
Anſchläge waren gleichmäßig ſo vorbereitet, daß mit der erfolgten Exploſion 
möglichſt die Lenz⸗Einrichtung der Schiffe zerſtört wurde, fo daß dieſe nicht mehr 
in der Lage ſein konnten, ihren Schiffsraum notfalls mit eigener Kraft leerzu⸗ 
pumpen. 

So erfolgte beiſpielsweiſe am 27. Juni 1938 auf dem deutſchen Dampfer ‚Ze- 
ronia eine ſchwere Exploſion im Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal, und nur die im Kanal 
mögliche ſofortige Hilfe verhütete ſein Abſinken. Ein ſchwerer Sturm war hier das 
Mittel der Vorſehung, der die Schiffsführung zur Anderung des Kurſes veranlaßte, 
ſonſt hätte die Kataſtrophe nach Einſtellung des Zeitzünders der Höllenmaſchine 
das Schiff auf offener See getroffen und vernichtet. 

Bei der polizeilichen Unterſuchung der verſchiedenen Anſchläge fand man auf eini⸗ 
gen davon betroffenen Schiffen, wie „Heſtia“, Norderney‘, ‚Seronia‘ und dem 
italieniſchen Dampfer Felce“ am Tatort Reſte der Höllenmaſchinen, die nicht nur 
wiederum die gleiche Anlage und Konſtruktion bewieſen, ſondern völlig überein ⸗ 
ſtimmende Vorrichtungen enthielten. Die abſolut gleichen Metallhülſen der Zünd⸗ 
einrichtung, die teilweiſe unbeſchädigt erhalten blieben und ein koſtbares Beweis⸗ 
ſtück darſtellen, ſind im deutſchen Beſitz. 
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Die Fahndung nach dem Urheber diefer Sabotageakte, die alle nur eine Quelle 
haben konnten, ließ bald unabhängig voneinander von deutſcher Seite ſowie von 
1 neutraler Staaten Fäden erkennen, die ohne Zweifel nach England 

ührten. 

Der engliſche Geheimdienſt ahnte nicht, daß bereits im Jahre 1938 in einem 
neutralen Land ein angeblicher Mittelsmann des Secret Service, in Wirklichkeit 
aber Beauftragter der Geſtapo, ſich getarnt in dieſes Netzeinſchaltete. 
In mehreren Treffs“ zu verſchiedenen Zeitpunkten gelang es ihm, an Beſpre⸗ 
chungen mit dem zuſtändigen Vertreter des engliſchen Geheimdienſtes teilzunehmen, 
aus denen es ſich ergab, daß die erfolgten und noch geplanten Aktionen gerade 
während des ſpaniſchen Krieges lediglich eine Probe auf das Funktionieren 
einer umfaſſenden engliſchen Sabotage⸗Organiſation darſtellen ſoll⸗ 
ten. Es wurden damals bereits Namen genannt, die in einem ſpäteren Zuſammen⸗ 
hang die Lücken in der Beweisführung überzeugend ſchloſſen. 

Auch dieſe Aufklärung und Beweisführung haben wir dem engliſchen Ge⸗ 
heimdienſt ſelbſt zu verdanken. Die Vernehmung des Captain Stevens hat 
uns nun Aufſchlüſſe gegeben, die von unſchätzbarem Wert ſein werden. 

Captain Stevens ſagte aus, daß fi im Erdgeſchoß des Londoner Broad⸗ 
way⸗ Buildings eine Abteilung des Geheimdienſtes unter dem bezeichnenden 
Decknamen ‚Bropaganda-Abteilung‘ befunden habe. Im Mai 1938, als er, vorüber⸗ 
gehend in Prag tätig, von dort aus zur Information nach London berufen wurde, 
habe ihm der Adjutant des damaligen Chefs der Zentrale, Captain Howard, er⸗ 
klärt, daß ſich dieſe ſogenannte Propaganda⸗Abteilung mit der Vorbereitung 
von Sabotageaktionen beſchäftigt und wegen ihrer großen Bedeutung deshalb 
font zu einer ſelbſtändigen Abteilung im geſamten Geheimdienſt erhoben werden 
ollte 


Captain Stevens erklärte in Zeugengegenwart in dieſem Zuſammenhang unter 
anderem wörtlich: „Ich war mir damals ſchon im klaren, daß dieſe Abteilung bereits 
im Jahre 1938 eine entſprechende Arbeit leiſtete.“ 

Der Emigrant Waldemar Pötzſch war der deutſchen Polizei im Rahmen aus⸗ 
gedehnter Unterſuchungen als ein verantwortlicher Leiter einer Schiffsſabotage⸗ 
Gruppe dieſer ‚Propaganda⸗Abteilung“ bekannt geworden. 

Auf Drängen der deutſchen Polizei wurde dann dieſer Pötzſch in einem neutralen 
Lande feſtgenommen, zum größten Erſtaunen der informierten deutſchen Stellen 
aber bald wieder freigelaſſen. 

Auch dieſes Rätſel vermag Captain Stevens jetzt zu löſen. Stevens ſelbſt war 
es, der auf Drängen ſeiner Londoner Zentrale die frühzeitige Freilaſſung des 
Pötzſch erwirkte und auch tatſächlich durchſetzte. 

Captain Stevens erklärte bei ſeiner Vernehmung, daß dieſer Emigrant Pötzſch 
ein ganz beſonders tüchtiger Agent des engliſchen Geheimdienſtes geweſen 
ſei. Es wäre nicht leicht geweſen, ihn damals frei zu bekommen, weil bei ihm eine 
Skizze vom Laderaum eines großen deutſchen Schiffes gefunden wurde, in dem 
an beſonders gefährdeter Stelle Bezeichnungen für die Vorbereitung eines Attentats 
enthalten waren. 5 

Dieſer gleiche Emigrant und engliſche Agent Pötzſch ſitzt zur Zeit in Dänemark 
hinter Gittern. Er wurde dort nach däniſchen Zeitungsberichten am 29. Juni dieſes 
Jahres zu einer längeren Gefängnisſtrafe gemäß § 105 des däniſchen Strafgeſetzes 
verurteilt: wegen Spionage für England. 

Wir können damit für heute dieſes Kapitel aus der Tätigkeit der engliſchen Ver 
brecherorganiſation abſchließen. Es wird ohne Zweifel von ganz beſonderem Wert 
fein für die zuſtändigen amerikaniſchen Stellen, den Fall ‚Athenia‘ unter dieſen 
für ſie gewiß intereſſanten Geſichtspunkten noch einmal zu betrachten. 

Noch deutlicher kann wohl der britiſche Identitätsbegriff von Propa⸗ 
ganda und verbrecheriſcher Sabotage nicht dargeſtellt werden. Agent Pötzſch, 
Agent Straſſer, Agent Elſer, Höllenmaſchinen auf deutſchen Schiffen, das Attentat 
von München, das gleiche verruchte Syſtem, die gleiche teufliſche Methode. — Sie 
ſollen ſich wundern; ſolche ‚Propaganda‘ wird ihnen Früchte bringen!“ 


0 * * 
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In Ergänzung hierzu machte der „Völkiſche Beobachter“ am 
25. November folgende Mitteilungen: 


Es würde zu weit führen, nun die einzelnen Unterſuchungsbefunde zu behandeln, 
wie fie erft nach mühſamer Arbeit immer wieder auf den gleichen engliſchen Ur⸗ 
ſprungsfaden zurückzuführen waren, wir wollen heute nur einige Seiten jenes 
Kontobuches aufſchlagen, in dem die Verbrechen des Geheimdienſtes verzeichnet 
ſtehen, die zu den übelſten, weil gemeinſten und heimtückiſchſten Schandtaten ge⸗ 
hören, zu dem nur der letzte Auswurf der Menſchheit ſonſt fähig iſt. Captain Stevens 
hat uns bei ſeiner Vernehmung beſtätigt, daß die ſogenannte „Propaganda⸗Ab⸗ 
teilung“ des Service in London dieſe Arbeit beſtellte, bezahlte und durchführen ließ, 
wie geſagt, um damals nur „auf Probe“ das Funktionieren des eigentlichen Appa⸗ 
rates feſtzuſtellen. 


Der Fall „Reliance“ 


Der 20 000 Tonnen große deutſche Luxusdampfer „Reliance“ kehrte zurück 
von einer Weltreiſe. Am 1. Auguſt 1938 traf das Schiff in Kopenhagen ein, wo 
es mit Paſſagieren und einer Beſatzungsſtärke von 300 Menſchen nur einen Tag 
anlegte und anſchließend die Fahrt nach Cuxhaven fortſetzte. 

Am 4. Auguſt wurden die Paſſagiere in Cuxhaven an Land geſetzt, und noch am 
gleichen Tage fuhr die „Reliance“ nach ihrem Heimathafen Hamburg, wo ſie am 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kai anlegte. b 

Am 7. Auguſt ſollte das prächtige Schiff zu einer langen Reiſe auslaufen, da 
brach an Bord des Dampfers jedoch ein Großfeuer aus, das ſolchen Umfang an⸗ 
nahm, daß es in verhältnismäßig kurzer Zeit die geſamten Innenräume des Schiffes 
vollſtändig zerſtörte und auch die Decksaufbauten noch zum größten Teil vernichtete. 
Lange Zeit dauerte es, bis der Brand gelöſcht werden konnte. Die nach der Lö⸗ 
ſchung bon den eingeſetzten Unterſuchungskommiſſionen angeſtellten Erhebungen 
führten zu dem ganz einwandfreien Ergebnis, daß der entſetzliche Brand auf einen 
Sabotageakt zurückzuführen war. 

Die näheren Feſtſtellungen der Sicherheitspolizei ergaben, daß der Brand von 
den Beſenlockern hinter dem Bücherladen ausging. Hier wurde dann auch ein 
großer Teil des Brandſatzes, darunter zwei Meſſinghülſen, die mit dem Zündſatz 
in Zuſammenhang ſtanden, ſichergeſtellt. Es wurde außerdem im Oberſtewardlocker 
ein zweiter Brandherd feſtgeſtellt. 

Eingehende Sachverſtändigen⸗Gutachten ſtellten feſt, daß die Brandlegung ganz 
ſpezielle Sachkenntnis vorausſetzte. Es konnte dabei die genaueſte Zuſammenſetzung 
des Zündgemiſches, das zur Sabotage diente, feſtgeſtellt werden. 

Der engliſche Auftrag war befehlsgemäß, wie wir heute wiſſen, durchgeführt 
worden, zwei deutſche Volksgenoſſen hatten dabei ihr Leben laſſen müſſen, die Ham⸗ 
burg⸗Amerika⸗Linie mußte einen Sachſchaden von 25 Millionen Reichsmark feſt 
ſtellen — — eine Arbeitsprobe der „Propaganda-Abteilung“ des eng- 
liſchen Geheimdienſtes! 


Fall „Norderney“ 


Am 18. Mai 1938 wurde im Laderaum des Dampfers „Norderney“, der im 
Segelſchiffhafen im Hamburg lag, eine ſogenannte Brandpackung gefunden, die 
ſich zwar entzündet hatte, jedoch mangels genügender Luftzufuhr ohne größere 
Wirkung geblieben war. 

Der erſte Steuermann des Schiffes erkannte den Brandherd als ſolchen, ver⸗ 
ſtändigte umgehend die Geheime Staatspolizei in Hamburg, die ſofort die not⸗ 
wendigen Unterſuchungen aufnahm. Im Verein mit der Geſtapo ſtellte das Chemiſche 
Staatsinſtitut in Hamburg feſt, daß die ſichergeſtellten Gegenſtände Metallhülſen 
enthielten, die in Wirklichkeit zeitlich eingeſtellte Zündkapſeln darſtellten mit Pikrin⸗ 
ſäure als Inhalt. 

Weiter konnte feſtgeſtellt werden, daß es ſich hierbei um eine Brandpackung han ⸗ 
delte, die an Bord geſchmuggelt wurde, im Raum II Hinter die Spanten und 
Schweißplatten verſteckt, um den Dampfer auf hoher See in Brand zu ſetzen. 
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Durch den Umſtand, daß das Schiff im unteren Teil durch Holzbohlen und im 
oberen Teil mit Papierballen dicht beladen, ja beinahe luftdicht abgeſchloſſen war, 
iſt die entzündete Brandpackung mangels Luftzufuhr ſelbſt erloſchen und hat ihren 
Zweck nicht erreicht. . 5 

Ein weiteres Gutachten der Chemiſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt Berlin beſtätigte 
noch das Vorhergeſagte. 

Dieſer Fall des Dampfers „Norderney“ war der Staatspolizei deshalb von ganz 
beſonderem Intereſſe, weil der Sabotageanſchlag in erheblichen Punkten eine ab⸗ 
folute Übereinſtimmung mit dem Sprengſtoffanſchlag auf dem italieniſchen Dampfer 
„Felce“ darſtellte. So ſind die im Fall des Dampfers „Norderney“ gefundenen 
Meſſingrohrſtücke, Gewindekappen und Sprengkapſeln mit Aluminiumhülſen eben⸗ 
falls bei der Sprengſtoffpackung des Dampfers „Felce“ verwendet worden. 

Die ſpätere Feſtſtellung, daß auch auf den von ähnlichen Anſchlägen getroffenen 
Schiffen „Heſtia“ ſowie „Feronia“ das gleiche Sabotagematerial gebraucht wurde, 
bildete dann auf der Spur der von England beauftragten Verbrecher ein ganz be⸗ 
ſonderes Beweismaterial. 


Der Fall „Claus Böge“ 


Am 17. März 1938 ging der deutſche Dampfer „Claus Böge“, 2340 Tonnen groß, 
mit 21 Mann Beſatzung von Oslo ohne Ladung mit dem Ziel Vliffingen in See. 

Als ſich der Dampfer in der Nacht vom 18. zum 19. März etwa um 0.50 Uhr 
etwa 26 Seemeilen nordweſtlich von Hornsriff auf der Höhe von Esbjerg befand, 
wurde das Schiff durch eine Detonation im Vorſchiff ſchwer erſchüttert. Gleichzeitig 
ſahen Beſatzungsangehörige aus Luke 1 eine Stichflamme und ſodann dicken, gräu- 
lichen Qualm hervorbrechen, der auffallend ſtark nach Pulver roch. 

Die vom Kapitän angeordneten Verſuche, das Leck im Vorderſchiff mit einem 
Leckſegel abzudichten, konnten wegen des ſchnell eindringenden Waſſers nicht mehr 
durchgeführt werden. 

Nach etwa 4 bis 5 Minuten erfolgte eine zweite Exploſion, und wieder war ein 
ausgeſprochener Pulvergeruch feſtzuſtellen. Dieſe zweite Exzploſion erfolgte badbord- 
ſeits unterhalb der Brücke an der Achterkante der Luke 2. 

Das Waſſer trat jetzt ſo ſtark ein, daß es den Heizern und dem dienſthabenden 
Ingenieur nicht mehr möglich war, das Feuer aus den Keſſeln zu reißen, ſie mußten 
die Räume ſchnellſtens verlaſſen. 

Der vom Kapitän geweckte erſte Offizier Thomſen konnte noch mit den Funk⸗ 
ſtationen Scheveningen und Elbe-Weſer Verbindung. aufnehmen und SOS⸗Rufe 
ſenden. Während ſchon 16 Mann der Beſatzung im backbordſeitig angebrachten 
Rettungsboot Platz nahmen, blieben der Kapitän, der erſte Ingenieur, der zweite 
Ingenieur, der Koch und der Politiſche Leiter an Bord. 

Das Vorſchiff war inzwiſchen ſchon faſt bis zur Brücke unter Waſſer. Eine 
Rettung ausſichtslos, weshalb die an Bord Zurückgebliebenen das backbordſeitig an⸗ 
gebrachte Arbeitsboot klar machten. Als der Kapitän mit den Zurückgebliebenen das 
Boot beſtiegen hatte, wurde dieſes an die Schiffswand geſchlagen und lief voll. Der 
erſte Offizier und der zweite Ingenieur wurden an Bord zurückgeworfen, der 
Kapitän und die reſtlichen Beſatzungsmitglieder fielen in See. 

Das Schiff war während dieſer Zeit ſoweit vollgelaufen, daß es Kopf ſtand, 
etwa 2 Minuten in dieſer Stellung verharrte und dann völlig abſackte. Erſt nach 
40 Minuten konnten die Offiziere und Steuerleute vom eigenen Rettungsboot auf⸗ 
genommen werden, der Kapitän ſtarb mit ſeinem Schiff. 

Eine halbe Stunde ſpäter wurde die Beſatzung, die fortgeſetzt Leuchtmunition 
abſchoß, von dem ſchwediſchen Dampfer „Sperre Neroaard“ geſichtet und an Bord 
genommen. 

Über die Urſache der Exploſion ſagen die vernommenen Beſatzungsmitglieder, 
insbeſondere diejenigen, die zur Zeit der Exploſion Wache hatten, übereinſtimmend 
aus, daß die Exploſionen von Höllenmaſchinen herrühren müſſen, denn dieſe ſeien 
nicht außenbords, ſondern im Schiffsinnern erfolgt, und zwar die erſte Exploſion 
in der Luke 1, die zweite Exploſion in der Luke 2, Eine kurze Beſichtigung der 
Stelle der zweiten Exploſion durch einen der Schiffsingenieure ergab, daß die 
Schiffswand zerriſſen und nach außen gedrückt wurde. 
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„Spätere, umfaſſende Feſtſtellungen auch in den Ausgangshäfen ergaben die Rich⸗ 
tigkeit der Ausſagen der Beſatzungsmitglieder. Wiederum war das Exerzieren der 
„Propaganda⸗Abteilung“ von dem in London geforderten Erfolg gekrönt worden. 


* * 


* 


Für heute wollen wir dieſes Kapitel beſchließen, es waren nur drei Fälle von 
15 Anſchlägen des engliſchen Geheimdienſtes, die uns im Laufe eines Jahres be⸗ 
kannt geworden ſind. N 

über 60 Millionen Reichsmark Schaden hat nicht nur Deutſchland, ſondern auch 
Japan und Italien dieſem „Probealarm“ des engliſchen Service mitten im 
ſogenannten Frieden zu danken. Ganz zu ſchweigen von den Opfern an Leben und 
Geſundheit braver Schiffsbeſatzungen. 

Die Bombe in München aber, das war keine Probe mehr, das war ein 
Unternehmen, weil wir wiſſen, 1 9 von gleicher Stelle aus vorher eingeübt 
eff . dolle das war der Schlag, der Stoß, der Deutſchland mitten ins Herz 
reffen ſollte. 

Und das alles zuſammen iſt die Methode, die jene höhere Gerechtigkeit heraus⸗ 
gefordert hat. Wir vertrauen feſt, daß dieſe Gerechtigkeit mit ſtärkerer Hand jenes 
raffinierte Syſtem ganz zerſchlägt!“ 


II. 


Außenpolitik 


Die deutſche Politik geht den vom Führer zuletzt in der Rede vom 8. November 
klar vorgezeichneten Weg entſchloſſen und konſequent weiter. Sie iſt bedingungslos 
auf den Sieg über England gerichtet. England, den Anſtifter und Verantwortlichen 
dieſes Krieges, niederzuringen und es zu dieſem Zweck ſo oft und ſo ſchwer als 
möglich zu treffen, iſt die Aufgabe unſerer militäriſchen, wirtſchaftlichen und politi⸗ 
ſchen Kriegsführung. Da England den Krieg mit der Flotte durch die Blockade 
gewinnen will, gilt es für uns, einerſeits die engliſche Kriegsflotte durch unſere 
Waffen ſo empfindlich wie möglich zu treffen und der engliſchen Blockade die 
Gegenblockade der engliſchen Inſel durch Handelskrieg, d. h. durch Vernichtung 
engliſchen und fremden auf England fahrenden Schiffsraums entgegenzuſtellen, 
andererſeits die engliſche Blockade durch geeignete wirtſchaftliche und organiſatoriſche 
Maßnahmen innerhalb Deutſchlands und durch eine zweckentſprechende Außen⸗ 
handelspolitik zu parieren. Auf all dieſen Gebieten find weitere beträchtliche Er⸗ 
folge erzielt worden. Der auf Fahrt nach England oder Frankreich befindliche 
Schiffsraum iſt um dreiviertel Millionen Tonnen vermindert, weitere Kriegsſchiffe 
Englands ſind zerſtört, eines ſogar in der Nähe der Küſte Islands. Deutſchlands 
Wirtſchaftsaustauſch mit dem größten Teil Europas und Teilen Aſiens geht weiter. 
Wichtige Verhandlungen mit einer ganzen Anzahl von Staaten über Wirtſchafts⸗ 
fragen ſind im Gange oder beendet. j 

Gleichzeitig wird die Bereinigung der Nationalitätenkarte Oſteuropas, wie fie der 
Führer angekündigt hat, hinſichtlich der deutſchen Minderheiten durchgeführt. Die 
Rückführung der Volksdeutſchen aus den Oſtſeeſtaaten iſt größtenteils beinahe be⸗ 
endet. Mit Rußland wurde am 16. November ein Abkommen über die Umſiedlung 
von Volksdeutſchen aus der Weſtukraine und dem weſtlichen Weißrußland 
nach Deutſchland und der ukrainiſchen, weißruſſiſchen und ruſſiſchen Bevölkerung aus 
der deutſchen Grenzzone des früheren Polen nach der Sowjetunion abgeſchloſſen, 
das auch die Einzelheiten des Überſiedlungsverfahrens regelt. So wird mitten im 
Kriege der deutſche Siedlungsraum zwiſchen den beiden Baſtionen Oſtpreußen und 
Schleſien mit deutſchen Menſchen aufgefüllt und werden die Grundlagen für eine 
geſicherte und dauerhafte Volkstumsgrenze in dieſem Raum gelegt. 

Wir ſind Zeugen eines Vorganges, wie ihn ein Jahrtauſend nur einmal zu 
bringen pflegt. Die kataſtrophalen Folgen der Völkerwanderungszeit für den 
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deutſchen Siedlungsraum, gegen die zuerſt unter den ſaliſchen Kaiſern entſchloſſen 
Front gemacht wurde, werden von Adolf Hitler auf der Baſis des von ihm ge⸗ 
ſchaffenen Großdeutſchlands und der deutſch-ruſſiſchen Verſtändigung und während 
eines Daſeinskampfes Großdeutſchlands gegen den jede Neuordnung Europas be⸗ 
kämpfenden weſtlichen Imperialismus rückgängig gemacht. Die Einigung aller 
Deutſchen in einem ihnen allen wirtſchafkliche Lebensmöglichkeiten und dauernde 
militäriſch-politiſche Sicherheit gewährenden geographiſchen Raum ſoll endgültig 
werden. Um dieſes Ziel geht der Kampf, in dem wir ſtehen. 

Bismarck hat durch den Krieg von 1870/71 gegen die hiſtoriſche Europa⸗Politik 
Frankreichs die kleindeutſche Löſung der deutſchen Frage erkämpft. Der Weltkrieg 
1914/18 hat dieſes Deutſchland erheblich verkleinert und eingeengt. Adolf Hitler hat 
Großdeutſchland geſchaffen, deſſen Lebensraum abgerundet, und jetzt ſteht er im 
Kampf, um das Gewonnene zu behaupten, wieder gegen die hiſtoriſche Europa⸗ 
Politik Frankreichs und die ebenſo hiſtoriſche wie egoiſtiſche „Gleichgewichtspolitik“ 
Englands. Ob das ſtärkſte und führendſte Kulturvolk Europas auch den größten 
und ſtärkſten Staat und die entſprechende politiſche und wirtſchaftliche Geltung und 
Entfaltung haben ſoll, das iſt, weltpolitiſch und welthiſtoriſch geſehen, die Frage, 
um die es geht. Deshalb führen wir einen gerechten Krieg, einen Krieg um wirkliche 
Lebensrechte unſeres Volkes, um die Verwirklichung ſtaatlicher und wirtſchaftlicher 
Relationen, wie ſie ſich aus dem natur⸗ und gottgegebenen Daſein unſeres Volkes 
als ſelbſtverſtändliche Forderung ergeben. 

Der Feind iſt England. War jahrhundertelang Frankreich der Widerſacher 
deutſcher Einigkeit, ſo iſt im Weltkrieg 1914/18 zum erſtenmal England gegen das 
deutſche Lebensrecht aufgetreten. Frankreich mit ihm zugleich und mit kaum weniger 
ſtarkem Antrieb, weil es die Revanche haben, d. h. die hegemoniale Stellung wieder⸗ 
gewinnen wollte. Es beſaß ſie nach dem Weltkrieg ein gutes Jahrzehnt. Hitler hat 
fie ihm entwunden und das natürliche militäriſch⸗politiſche Kräfteverhältnis, wie 
es ſich aus der Volkszahl ergibt, wiederhergeſtellt. Nach dem Münchener Abkommen 
war Frankreich bereit, dieſe Tatſache anzuerkennen und hat mit der deutſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen Erklärung vom 6. Dezember 1938, die Reichsminiſter des Auswärtigen 
v. Ribbentrop in Paris unterzeichnete, dies auch völkerrechtlich dokumentiert. 
Aber nach der Eingliederung der Reſt⸗Tſchechei in Großdeutſchland gelang es Eng⸗ 
land, die franzöſiſche Politik wieder in die traditionellen Bahnen ihrer hiſtoriſchen 
Europa⸗Politik zurückzulenken. Frankreich, keinesfalls in der Lage, gegenüber 
dem national endgültig zum Einheitsbewußtſein und Einheitswillen gereiften deut⸗ 
ſchen Volke eine überlegene Rolle zu ſpielen, hat ſich von England dazu bringen 
laſſen, für deſſen „Gleichgewichtspolitik“ zum Kampf anzutreten. Dieſer Kampf iſt 
vom erſten Tage an an der deutſchen Siegfriedlinie ſteckengeblieben. Er muß von 
Frankreich nach der Vernichtung Polens ohne jeden Bundesgenoſſen auf dem euro⸗ 
päiſchen Feſtlande geführt werden, entgegen der ganzen Sinngebung der Bündnis⸗ 
und Sicherheitspolitik Frankreichs ſeit Verſailles, die ſtets für jede Kriegsmöglich⸗ 
keit gegen Deutſchland nur von der Konzeption des Kampfes gegen ein von Feinden 
umringtes Deutſchland ausging. Frankreich erwartet den Sieg nicht vom Einſatz 
ſeiner Diviſionen, ſondern von der Wirkung der Blockade durch die engliſche Flotte. 
Dieſer militäriſche Tatbeſtand gibt die politiſche Abhängigkeit Frankreichs ebenſo 
A wie das Führungsverhältnis Englands innerhalb der engliſch⸗franzöſiſchen 

ianz. 

England alſo iſt der Feind. Sein Wille beſtimmte die Entſtehung des Krieges 
und beſtimmt die Kriegsziele. Über ſie iſt die ſchon bisher lebhafte Diskuſſion in 
England während der zweiten Novemberhälfte weitergegangen. Chamberlain 
hat ſich in einer Rundfunkrede am 26. und einer Unterhauserklärung am 28. No⸗ 
vember hierzu in ähnlichem Sinne wie früher geäußert: England wolle Hitlers 
Politik der Vorherrſchaft, die ſo lange den Frieden in Europa geſtört habe, Einhalt 
gebieten, es müſſe der Drohung ein Ende machen, unter welcher Europa ſo viele 
Jahre geſtanden habe. Das Kriegsziel beſtehe darin, den Feind zu ſchlagen; dabei 
meine er kaum, daß England die feindlichen Militärſtreitkräfte ſchlagen müſſe, ſon⸗ 
dern es müſſe „der deutſchen aggreſſiven Mentalität eine Niederlage beibringen“. 
Anſchließend zeichnete Chamberlain als britiſches Fernziel die Schaffung eines neuen 
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Europas mit gleichem Recht für alle, Freihandel, Nüſtungsbegrenzung, in dem 
auch ein von einem neuen Geiſt beſeeltes Deutſchland ſeinen Teil haben werde. 

Die engliſche Gleichgewichtspolitik, die England die Aufſicht über Europa, d. h. die 
Herrſchaft darüber gewährleiſtet, iſt hier mit aller Deutlichkeit ausgeſprochen. Von 
dem Glück Europas nach einem engliſchen Siege hat Deutſchland nach Verſailles 
ja die ausgiebigſten Proben genoſſen! 

Auch der Führer der engliſchen Oppoſitionsliberalen, Sir Archibald Sinclair, 
äußerte ſich vor dem Liberalen Club der Univerſität Orford am 22. November über 
die Frage der Kriegsziele. Er wünſcht nach Zerſtörung des Nationalſozialismus 
„und aller deutſchen Hegemonicabſichten in Europa“ eine neue europäiſche Ordnung, 
die auf die Begrenzung der nationalen Souveränität ſowohl auf politiſchem wie 
auf wirtſchaftlichem Gebiet, auf den Grundſätzen der Völkerbundsſatzung und der 
Herrſchaft des Rechtes aufgebaut werden müſſe. Die Militärluftfahrt müßte ganz 
verſchwinden, die Zivilluftfahrt unter internationale Kontrolle geſtellt, eine all⸗ 
gemeine Abrüſtung und natürlich auch eine moraliſche Abrüſtung herbeigeführt 
werden. 

In ähnlichen Gedankengängen bewegte ſich eine am 30. November unter dem 
Vorſitz des inzwiſchen geradezu uralt gewordenen Lord Cecil angenommene Ent- 
ſchließung der britiſchen Völkerbundsliga über die engliſchen Kriegsziele. In ihr 
wird ſogar vorgeſehen, daß der Völkerbund, was England im früheren Völkerbund 
bekanntlich immer aufs ſtrickteſte abgelehnt hat, Streitfälle politiſchen Charakters 
durch Schiedsſpruch ſolle entſcheiden können. In einem Leitartikel des führenden 
ſozialiſtiſchen Organs, des „Daily Herald“, wurden dieſe Pläne zu einer neuen 
und beſſeren Weltordnung noch weiter ausgeführt. 

Alſo in dem Ziele, die en des Großdeutſchen Reiches zu zerſtören, 
Deutſchland nach Verſailler Muſter auf die Knie zu zwingen und es in eine 
ſogenannte neue internationale Ordnung, d. h. in eine neue Zwangsjacke à la Ver⸗ 
ſailles hineinzuzwingen, ſind ſich Regierung und Oppoſition in England durchaus 
einig. Haben wir nicht die Sirenenklänge von einem beſſeren Europa und einer 
beſſeren Welt, von der Abrüſtung der Waffen und von der moraliſchen Abrüſtung 
nicht ſchon aus dem Munde jenes falſchen Propheten Wilſon gehört, und klingen 
uns die ebenſo heuchleriſchen wie fruchtloſen Deklamationen über europäiſche Sicher⸗ 
heit, Abrüſtung und Frieden, die wir ſo viele Jahre von Genf aus vernommen 
haben, nicht noch in den Ohren? Glauben die engliſchen Staatsmänner wirklich 
daran, daß in Deutſchland auf dieſes Geſchwätz auch nur ein Dummer hereinfällt, 
oder glauben ſie wirklich, damit die Neutralen, deren Lebensrechte ſie durch ihre 
rechtswidrige Blockade täglich aufs ſchwerſte verletzen, zu Vorſpanndienſten für ihre 
Machtpolitik bewegen zu können? Eine Osloer Zeitung gab darauf folgende deut⸗ 
liche Antwort: „Nein, mit Hitlerismus meinen die engliſchen und franzöſiſchen 
Staatsmänner die Bedrohung der Weltherrſchaft der Weſtmächte. Ihr alleiniges 
Recht, die Völker in den Kolonien auszuplündern und ſie zu unterjochen, ſchien 
ihnen gefährdet. Sowohl wirtſchaftlich wie auch militäriſch fühlten dieſe beiden 
Länder ihre Übermacht bedroht.“ Ein früherer bulgariſcher Miniſter ſchrieb am 
30. November, die Erklärungen Chamberlains über ein neues Europa ſeien zu ſchön, 
um geglaubt zu werden, und dieſe Auffaſſung ſei heute allgemein in der Welt. Ahn⸗ 
liche ſchöne Worte ſeien auch im Weltkrieg verkündet worden, und doch habe es nach⸗ 
her Sieger und Beſiegte gegeben, und die Beſiegten ſeien nach Paris beſtellt worden, 
um ihnen die Bedingungen zu diktieren, ſie zu beleidigen und zu erniedrigen. 

Was übrigens die von den Engländern ſo gerühmte Abrüſtung angeht, ſo hat 
die engliſche Regierung dem Generalſekretär des ſeltſamerweiſe immer noch exi⸗ 
ſtierenden Völkerbundes mitgeteilt, fie werde die ſeinerzeit vom Völkerbundsſekre⸗ 
tariat regiſtrierten Verträge über Seeabrüſtung, nämlich den vom 25. März 1936 
zwiſchen den Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreich, dem Vereinigten König⸗ 
reich, Kanada, Auſtralien und Neuſeeland abgeſchloſſenen Vertrag über die Be⸗ 
ſchränkung der Flottenrüſtung, dem auch Italien am 2. Dezember 1938 beitrat, 
ferner das Londoner Marineabkommen vom 17. Juli 1937 zwiſchen England und 
Sowjetrußland ſowie das Londoner Marineabkommen vom 27. April 1938 zwiſchen 
England und Polen nicht mehr beachten. Das iſt das endgültige Ende der 
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„Flottenabrüſtung“, die mit dem Waſhingtoner Flottenabkommen von 1922 
begonnen hatte. Es handelte ſich bei ihr bekanntlich keineswegs um eine Abrüſtung 
zur See, wie ſie Deutſchland im Verſailler Vertrag aufgezwungen wurde, ſondern 
nur um eine Begrenzung der Seerüſtungen, die für England ausſchließlich den 
realpolitiſchen Sinn hatte, die engliſche Seeherrſchaft durch Bindung und Kontrolle 
der Seerüſtungen der anderen Staaten ſicherzuſtellen. Einen ähnlichen Sinn haben 
die neueſten engliſchen Abrüſtungsſchalmeien auch jetzt natürlich: Man will Deutſch⸗ 
land auf die Knie zwingen und erneut abrüſten und dann die jo gewonnene Macht⸗ 
1 1 als neue europäiſche Ordnung und als Recht ſchlechthin aufſtellen und 
ſichern. 

Zunächſt freilich will man Deutſchland aushungern. Die weitere Durchführung 
und Ausgeſtaltung der Blockade beſchäftigt Englands Politiker und öffentliche 
Meinung in erſter Linie. Der Glaube, daß dieſes Ziel ſozuſagen zwangsläufig und 
ziemlich bald erreicht werden könnte, iſt offenſichtlich im Schwinden begriffen. 
Chamberlain warnte am 28. November im Unterhaus davor, „die Stärke des 
Feindes zu unterſchätzen“, und in der engliſchen Preſſe gab es zahlreiche Stimmen, 
die eine Ergänzung der Seeblockade durch einen ſyſtematiſchen Wirtſchafts⸗ 
krieg gegen Deutſchland forderten, wobei beſonders auf die „Times“ vom 30. Sep⸗ 
tember zu verweiſen iſt. Man müſſe Deutſchland überall in den nordiſchen und in den 
Balkanſtaaten die Lebensmittel und Rohſtoffe wegkaufen, man müſſe durch rück⸗ 
ſichtsloſes Dumping ſeinen Ausfuhrhandel ausſchalten und ihm damit die Möglich⸗ 
keit von Deviſeneinnahmen abſchneiden, kurz, der Blockade durch andere Mittel erſt 
die richtige Wirkſamkeit verleihen. Demſelben Zweck dient die von England und 
Frankreich gleichzeitig am 28. November für den 4. Dezember verkündigte Export⸗ 
blockade Deutſchlands: Nicht nur die deutſche Einfuhr, ſondern auch die deutſche 
Ausfuhr ſoll künftig blockiert werden. Am 21. November kündigte Chamberlain im 
Unterhaus dieſe neue Phaſe engliſcher völkerrechtswidriger Kriegführung an. Er 
begründete ſie mit der angeblichen Verletzung des Völkerrechtes, die Deutſchland 
„durch ſeinen Minenkrieg“ gegen England begangen habe, und bezeichnete ſie als 
eine völkerrechtliche Vergeltungsmaßnahme. Chamberlain hat alſo diesmal ſelbſt 
zugegeben, daß die engliſche Exportblockade an ſich nicht dem Völkerrecht entſpreche, 
und hat nur verſucht, ſie als Vergeltungsmaßnahme zu rechtfertigen. Dabei 
hat er daran erinnert, daß England dieſelbe völkerrechtswidrige Maßnahme ſchon 
im Weltkrieg durchgeführt habe. 

Der angebliche deutſche Minenkrieg iſt natürlich nur ein Vorwand. England 
mußte feſtſtellen, daß es ſich hinſichtlich der Wirkung der Einfuhrblockade auf die 
deutſche Widerſtandskraft geirrt hat, und ſucht nun nach neuen Möglichkeiten, um 
Deutſchland wirtſchaftlich zu erdroſſeln. Dies wird auch in der engliſchen Preſſe ganz 
offen zugegeben, die ſchon ſeit einiger Zeit den totalen Wirtſchaftskrieg gegen 
Deutſchland gefordert hat und nun auch die Umſtellung der geſamten Wirtſchaft 
Englands auf dieſen Krieg befürwortet. 

Über die Rechte der Neutralen auf ungeſtörte Ausübung ihres Handels auch 
in Kriegszeiten geht England mit der Rückſichtsloſigkeit, die ſeine ganze Geſchichte 
kennzeichnet, unbedenklich, ja ſogar mit der zyniſchen Bemerkung hinweg, die 
abſolute Stillegung des deutſchen Handels werde den Krieg um ſo ſchneller be⸗ 
endigen und damit auch den Intereſſen der Neutralen ſelbſt aufs beſte dienen! Die 
Neutralen freilich, Holland, Belgien, die nordiſchen Staaten, Japan, Italien be⸗ 
ſonders haben ſcharf in London gegen den neuen engliſchen Völkerrechtsbruch 
proteſtiert und zum Teil ſogar mit Gegenmaßnahmen gegen den engliſchen 
Handel gedroht. Die Haltung der Neutralen im einzelnen wird uns noch beſchäfti⸗ 
gen. Gegenüber der in einzelnen neutralen Ländern geäußerten Abſicht, die Handels⸗ 
ſchiffe, deren Ladung aus deutſchen Exportwaren beſtehe, durch Kriegsſchiffe geleiten 
zu laſſen, wurde am 30. November vom engliſchen Miniſterium für den Wirtſchafts⸗ 
krieg erklärt, daß „dies das britiſche Recht, dieſe Schiffe nach deutſchen Waren zu 
unterſuchen, nicht ändern würde“, d. h. alſo, England würde gegen die Kriegsſchiffe 
der Neutralen mit Waffengewalt vorgehen und ſeine ſeit Jahrhunderten immer 
wieder geübten Seeräubermethoden auch in der ſchärfſten Form zur Anwendung 
e Aue) die Zerſtörung der engliſchen Seemacht iſt ein allgemeines Welt- 
intereſſe 
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Einſtweilen freilich bekommt England ſelbſt die Gegenblockade Deutſchlands 
und die wirtſchaftlichen Auswirkungen des Krieges recht kräftig zu ſpüren. Nach 
„Financial News“ vom 29. November mußte das britiſche Handelsminiſterium feſt⸗ 
ſtellen, daß die Inderziffern für den Nahrungsmittelgroßhandel in den erſten beiden 
Kriegsmonaten um 20,8 v. H. geſtiegen ſeien, während die „Financial Times“ vom 
1. Dezember mitteilte, die Großhandelsindexziffer ſei ſeit Auguſt um 25,5 v. H. und 
ſeit Oktober allein um 7,4 v. H. geſtiegen. Die ſteigende Bewegung der Preiſe macht 
allenthalben in England große Sorgen, und ein zur Stabiliſierung der Preiſe in 
Kraft geſetztes Antiprofit⸗Geſetz ſcheint bisher nichts genützt zu haben. „Financial 
News“ vom 27. November zog daraus den Schluß, „daß nur noch Maßnahmen von 
wahrhaft totalitärem Charakter ein weiteres Anſteigen von Preiſen und Löhnen 
verhindern könnten.“ Forderungen auf Lohnerhöhungen von 10 und 20 v. H. ſind 
an der Tagesordnung. Eine ähnliche Entwicklung iſt auf der Währungsſeite der 
engliſchen Wirtſchaft zu beobachten. Das engliſche Pfund hat dadurch, daß der ſo⸗ 
genannte Sterlingblock aufgeflogen iſt, ein gut Teil ſeiner Stellung als Weltdeviſe 
verloren, iſt erheblich geſunken und liegt ſchwach an den Börſen. Eine wirkliche Gold⸗ 
deckung hat es nicht mehr. Wie England bei dieſer Lage den von der „öffentlichen 
Meinung“ geforderten totalen Wirtſchaftskrieg gegen Deutſchland führen, d. h. dieſem 
in allen ihm zugänglichen Ländern durch Vorkauf Rohſtoffe und Lebensmittel und 
durch rückſichtsloſes Dumping die Ausfuhrmöglichkeiten wegnehmen will, iſt nicht zu 
ſehen, ganz abgeſehen davon, daß ja Deutſchland auch noch da iſt, um die Durch⸗ 
führung der freundlichen engliſchen Pläne zu verhindern. 

Kein Wunder, daß auch weiterhin die innere Front in England zu wünſchen 
übrig läßt. Eine am 28. November als Weißbuch veröffentlichte Kabinettsorder 
iiber wichtige Anderungen in den Verbotsbeſtimmungen, die das freie Wort, die 
Vollmachten für Verhaftungen und Inhafthaltung, die Propaganda und ähnliches 
betreffen und unter anderem auch die Einführung einer vollſtändigen 
Zen ſur ermöglichen, ſpricht eine deutliche Sprache und illuſtriert eine Stelle der 
Thronrede des engliſchen Königs, die am 23. November im Parlament verleſen 
wurde. „Wir ſtreben nicht nach materiellem Gewinn“, ſagte ſeine Majeſtät, „die Frei ⸗ 
heit und freie Einrichtungen ſind unſer Geburtsrecht, das wir wie unſere Vor⸗ 
väter zu behüten entſchloſſen ſind.“ Einſtweilen iſt man offenbar gezwungen, dieſe 
„freien Einrichtungen“ einigermaßen abzubauen. 


Ein beſonderes Kapitel der inneren Front ei das freilich auch zur äußeren 
gehört, iſt die engliſche Propaganda. Die Kritik, die die engliſche Offentlichkeit 
ihr gegenüber ſchon ſeit Kriegsbeginn übt, geht unentwegt weiter, und „Daily 
Sketch“ überſchrieb am 29. November ſogar einen Artikel „Wir verlieren dieſen 
Propagandakrieg“. Wenn freilich der engliſche Rundfunk die Erſchießung oder In⸗ 
baftterung bekannter deutſcher Perſönlichkeiten meldet, die entweder ſchon vor Jahren 
verſtorben ſind oder tags darauf vor den ausländiſchen Preſſevertretern in Berlin 
erſcheinen, ſo macht es die engliſche Propaganda der deutſchen allerdings gar zu 
leicht! Die engliſche Propaganda hat, offenbar inſpiriert durch deutſche Emigranten, 
vom Beginn des Krieges an ihre Tätigkeit auf zwei Annahmen aufgebaut, nämlich 
auf der eines Gegenſatzes zwiſchen politiſcher Führung und Volk in Deutſchland 
und auf der der ſchnellen Wirkung der engliſchen Blockade, wobei ſie glaubte, die 
Auswirkungen der Blockade würden den angenommenen Gegenſatz zwiſchen Führung 
und Volk bald ſo verſtärken, daß der Zuſammenbruch der inneren Front in Deutſch⸗ 
land erfolgen würde. Die Stimmen mehren ſich in England, die dieſe Vorausſetzun⸗ 
gen für Englands geiſtige Kriegführung als das erkennen, was ſie ſind, als völlige 
Fehlſpekulationen. Das deutſche Volk wird ſeinerſeits auch weiterhin zu dieſer Auf- 
klärung der Engländer das Nötige beitragen. 

Im übrigen beſorgen die politiſchen Ereigniſſe dieſe Aufklärung ihrerſeits, auch 
außerhalb Englands. Die Entwicklung der finniſch⸗ruſſiſchen Beziehungen 
hat Englands Kriegspropagandatheſe vom Kampf für gleiches Recht aller Völker 
Europas erneut ad absurdum geführt. Der in der Vertretung dieſer „Rechte“ ſeit 
je beſonders anſpruchsvolle „Mancheſter Guardian“ ſchrieb am 30. November kühl 
und ſachlich, die Alliierten hätten mit ſich ſelbſt genug zu tun und könnten nicht zu⸗ 
gunſten Finnlands militäriſch eingreifen. Das Foreign Office gab am 29. Novem⸗ 
ber eine Verlautbarung heraus, in der die Hoffnung der engliſchen Regierung aus» 
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Zur Eröffnung der finniſch-ruſſiſchen Kampfhandlungen 


Das Oberkommando der Roten Armee erteilte am 30. November 8 Uhr morgens 
den Befehl an die ſowjetruſſiſchen Truppen, die finniſche Grenze zu überſchreiten, 
nachdem einem Grenzzwiſchenfall am 26. November die Aufkündigung des finniſch⸗ 
ſowjetruſſiſchen Nichtangriffspaktes und die Abberufung der diplomatiſchen Ver⸗ 
tretung durch die Sowjetregierung gefolgt war. Aus Helſingfors wurden am gleichen 
Tage Bombenangriffe ruſſiſcher Flugzeuge auf die finniſche Hauptſtadt gemeldet. 
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Rei ed wurde, es möchten kriegeriſche Maßnahmen vermieden und das Angebot 

der Regierung der Vereinigten Staaten, ihre guten Dienſte im ruſſiſch⸗finniſchen 
Streitfall anzubieten, angenommen werden. Chamberlain gab am 30. November 
eine ausführliche Erklärung im Unterhaus ab, die ſich ganz auf den finniſchen 
Standpunkt ſtellte, gegen die Sowjet⸗Regierung Stellung nahm, ſich jedoch mit 
platoniſchen Außerungen der Sympathie begnügte und auch jede Anſpielung auf 
mögliche engliſche Hilfe für Finnland vermied! In früheren Stadien der finniſch⸗ 
ruſſiſchen Verhandlungen hatte Englands öffentliche Meinung freilich den Finnen 
von jedem Eingehen auf die ruſſiſchen Wünſche eifrig abgeraten. 

Englands „Kampf für die Freiheit der Völker“ geht auch hinſichtlich Indiens 
in gewohnter Weiſe fort. Der Vorſtand der indiſchen Kongreßpartei hat deshalb 
auch am 27. November eine Entſchließung angenommen, wonach dieſe größte indiſche 
Partei an ihre Anhänger die Parole ausgibt, ſich von der britiſchen Politik und 
dem von England geführten Kriege abſeits zu halten und weiter an dem Syſtem 
feſtzuhalten, nicht mit den britiſchen Behörden in Indien zuſammenzuarbeiten, bis 
Großbritannien 1 Standpunkt Indien gegenüber ändere und die Forderungen 
der Kongreßpartei, d. h. die Unabhängigkeit Indiens und die Aufſtellung einer 
machn Verfaſſung durch eine indiſche verfaſſunggebende Nationalverſammlung 
annehme. 

In Südafrika iſt die beabſichtigte Einigung zwiſchen den Parteien General 
Hertzogs und Dr. Malans bisher nicht zuſtande gekommen. Die oppoſitionellen 
Kräfte gegen die englandhörige Politik des gegenwärtigen ſüdafrikaniſchen Premier⸗ 
miniſters Smuts haben deshalb noch nicht ihre volle Stoßkraft gefunden. 


Aus Auſtralien wird berichtet, daß die auſtraliſche Regierung vor erheblichen 
Schwierigkeiten ſtehe, um die auſtraliſche Weizenernte unterzubringen, und ernſtlich 
ane eine Verringerung der Anbaufläche denke. 

In Frankreich hält die Regierung an der Politik, mit England weiter durch 
dick und dünn zu gehen, feſt. Gleichzeitig mit der engliſchen hat ſie am 28. Novem⸗ 
ber die 1115 0 über das völkerrechtswidrige Embargo der deutſchen Ausfuhr 
veröffentlicht. Der Blockade⸗Miniſter Pernot hat in einer Erklärung vor der Preſſe 
am 27. November dieſen Völkerrechtsbruch mit den gleichen falſchen Argumenten wie 
Chamberlain verteidigt. Auch das von den Engländern gebrachte Argument hin⸗ 
ſichtlich der Neutralen kehrte in der Form wieder, die Behinderung des neutralen 
Handels ſei doch nur ein recht ſchwacher Beitrag zu der Verteidigung der Freiheit 
in der Welt, der die Alliierten alltäglich an Menſchenleben und materiellen Kräften 
ſo ſchwere Opfer brächten, d. h. alſo die Neutralen erhalten zum Troſt noch den Vor⸗ 
wurf, die Verluſte, die fie durch die völkerrechtswidrige engliſch⸗franzöſiſche Blockade 
erleiden, ſeien noch nicht einmal ein genügender Beitrag zu der großen Sache, die die 
beiden Bannerträger der Freiheit und Kultur verfechten! Die Reaktion der geſamten 
neutralen Preſſe gegen die engliſch⸗franzöſiſchen Gewaltmaßnahmen und die Proteſte 
der Regierungen, die nach Paris ebenſo wie nach London gerichtet wurden, werden 
Herrn Pernot belehrt haben, daß die Friedens⸗ und Freiheits⸗Phraſeologie, die ſich 
ben 5 als ziemlich zugkräftig erwieſen hat, dieſe Zugkraft diesmal nicht 
beſi 

Dieſe Zugkraft fehlt offenbar auch innerhalb Frankreichs ſelbſt in ziemlichem 
Maße. Die franzöſiſche Regierung hat ſich genötigt geſehen, den Kampf gegen Pazi⸗ 
fiſten und Defaitiſten mit 2 8 Schärfe durchzuführen. Sie hat zu dieſem 
Zweck am 20. November ein neues Geſetz erlaſſen, das der Regierung neue ſcharfe 
Mittel in die Hand gibt und das beſonders auch gegen die Kommunisten gemünzt 
iſt, obwohl der Widerſtand gegen den den franzöſiſchen Lebensintereſſen zuwider⸗ 
laufenden von England angezettelten Krieg keineswegs ein Monopol der Kommu⸗ 
niſten iſt. Von den gerühmten „bürgerlichen Freiheiten“, für deren Erhaltung Frank⸗ 
reich angeblich kämpft, beſonders von der berühmten Freiheit des Wortes und der 
Schrift, bleibt kaum mehr etwas übrig. Aber Die diesbezügliche offizielle Phraſeo⸗ 
logie wird uneingeſchränkt aufrechterhalten. In einer Rede, die der franzöſiſche 
Staatspräſident Lebrun am 21. November im Verlauf einer Beſichtigung der 
Kohlengruben von Lens vor den Kohlenarbeitern hielt und in der er das Defizit der 
franzöſiſchen Kohlenwirtſchaft auf zwanzig bis fünfundzwanzig Millionen Tonnen 
jährlich bezifferte, weswegen die Arbeitszeit der Kohlenarbeiter habe erhöht werden 
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müſſen, ſagte Lebrun, der franzöſiſche Kohlenarbeiter ſei ſich — zum Unterſchied vom 
deutſchen — bewußt, daß er für hohe Ideale arbeite, nämlich dafür, daß „unter den 
Menſchen und unter den Völkern die Grundſätze der Freiheit, des Rechtes, der 
Gerechtigkeit, der Achtung vor der menſchlichen Perſon und allem, was die Vornehm⸗ 
heit des Lebens in einer republikaniſchen Demokratie wie der unſeren ausmacht, 
regieren.“ Die führende Zeitſchrift Italiens in außenpolitiſchen Fragen „Relazioni 
Internazionali“ ſchrieb am 24. November mit der ungeſchminkten Deutlichkeit 
faſchiſtiſcher Diktion über Frankreichs Kriegsziel: Frankreich beabſichtige das Werk 
Bismarcks und Hitlers zu zerſtören, um Deutſchland zu einem Staatengewirr zu 
machen wie zu den Zeiten, als Kardinal Mazarin dem Reich einen Weſtfäliſchen 
Frieden aufzwingen konnte. Der Grund dafür liege einzig und allein darin, daß 
Frankreich dem Deutſchen Reiche nicht nur den Sieg über die Polen, die Eingliede⸗ 
rung der Tſchecho⸗Slowakei und den Anſchluß Oſterreichs, ſondern auch die von 
Bismark verwirklichte Einigung des Reiches nicht verziehen habe. 

Die Äußerungen Lebruns ſind die offizielle Phraſeologie, die Formulierung der 
„Relazioni Internazionali“ gibt die Wirklichkeit! 

Dies wird auch beſtätigt durch die Regierungserklärung des franzöſiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten Daladier vom 30. November in der Kammer. Nach Wiederholung des 
bekannten angeblichen Kriegsziels, für alle Nationen in Europa gleiches Recht und 
Unabhängigkeit zu ſchaffen, ſagte Daladier: „Wir wollen einen Frieden der Sicher⸗ 
heit haben, zuerſt aber müſſen wir den Krieg gewinnen. Dies iſt gegenwärtig unfer 
Ziel, unſer einziges Ziel. Wir können auch im Parlament und im Lande nicht ver⸗ 
geſſen, daß es Franzoſen gibt, die im Laufe ihres Lebens geſehen haben, wie Frank⸗ 
reich von dem imperialiſtiſchen Deutſchland zerſtört und bedroht wurde. Wir ſind ent⸗ 
ſchloſſen, dies nie mehr zuzulaſſen.“ Das iſt in knappen Worten die Wiederholung 
der hiſtoriſchen Sicherheitstheſe Frankreichs, die auf der Pariſer Friedenskonferenz 
Foch zur Begründung der Lostrennung des Rheinlandes von Deutſchland in der 
Form eines Frankreich hörigen Pufferſtaates ebenſo diente, wie fie jeder Vergewalti⸗ 
gung Deutſchlands durch den Verſailler Vertrag, beſonders ſeiner einſeitigen Ab⸗ 
rüſtung und der Ablehnung jeglicher Reviſion des Diktats durch Frankreich jahr⸗ 
zehntelang zum Vorwand gedient hat. Sicherheit als Forderung der franzöſiſchen 
Politik iſt ganz einfach identiſch mit der Geſamtheit franzöſiſcher Machtanſprüche. Die 
Sicherheitstheſe Frankreichs hat deshalb je nach der politiſchen Lage, in der ſich 
Frankreich befand, Wandlungen erfahren. Wir können mit den „Relazioni Inter⸗ 
nazionali“ feſtſtellen, daß die Sicherheitstheſe Frankreichs heute wieder auf die 
Grundſätze des Weſtfäliſchen Friedens und auf eine ſehr viel ſchlimmere Neuauflage 
von Verſailles ausgerichtet iſt. Der Friede in der Sicherheit, für den Daladier 
kämpft, iſt der Kirchhofsfriede für das deutſche Volk! 

Frankreichs Wille, mindeſtens zum Verſailler Diktat zurückzukehren, ergibt ſich 
auch aus den mancherlei Meldungen über die Tätigkeit der ſogenannten polniſchen 
Regierung des Generals Sikorſki und des unter der Leitung von Beneſch ſtehen⸗ 
den „tſchecho⸗ſlowakiſchen Nationalrates“ und den Bemühungen um die Aufſtellung 
einer polniſchen und einer tſchecho⸗ſlowakiſchen Armee in Frankreich, zu der die in 
Frankreich lebenden Polen, Tſchechen und Slowaken rückſichtslos gepreßt werden. 
Sogar von der Bildung einer „öſterreichiſchen Legion“ war die Rede. Frankreich 
kämpft nun einmal für die Freiheit aller Völker Europas, die nach Verſailler Muſter 
ſich eventuell zur Ergänzung der zu ſchwachen Volkskraft Frankreichs bei der Nieder⸗ 
kämpfung und Niederhaltung Deutſchlands zu eignen ſcheinen, und findet es nur 
1255 99 billig, daß dieſe Völker ihrerſeits die Opfer ſo edlen Kampfes auf ſich 
nehmen 

Betrachtet man unter den neutralen Völkern zunächſt diejenigen, die dem 
gegenwärtigen Kriege am nächſten liegen, ſo iſt feſtzuſtellen, daß ſie im ſteigenden 
Maße durch die völkerrechtswidrige engliſche Blockade geſchädigt werden. Holland 
und Belgien, als Hauptdurchgangsländer des deutſchen Handels, ſind durch die 
Ausdehnung der engliſchen Blockade auf die deutſche Ausfuhr aufs ſchwerſte ge⸗ 
troffen und haben ſcharfe Proteſte nach London gerichtet. Regierung und Preſſe haben 
den völkerrechtswidrigen Charakter der engliſch⸗franzöſiſchen Maßnahmen aufs 
energiſchſte unterſtrichen und eine Berückſichtigung ihrer Rechte gefordert. Englands 
Verſuche, die Ausfuhr Hollands und Belgiens in dieſen beiden Ländern ſelbſt zu 


39 


kontrollieren, find auf völlige Ablehnung geſtoßen. Die holländiſche Regierung hat 
über das Reuter⸗Büro am 23. November eine geharniſchte Erklärung verbreitet, die 
von dem grauſamen Charakter der britiſchen Maßnahmen ſprach und ſagte, die 
britiſche Politik verletze nicht nur Hollands Anſicht von Neutralität, ſondern auch 
die grundlegenden Ideen des internationalen Rechts und werde die ſchädlichſten 
Rückwirkungen auf Englands eigenen Handel haben. Der amtliche niederländiſche 
Regierungspreſſedienſt meldete am 23. November den ſcharfen holländiſchen Proteſt 
bei der engliſchen Regierung. Um welche Werte es für Holland geht, zeigen die von 
der holländiſchen Preſſe zitierten Zahlen. Von dem Tranſitverkehr Rotterdams von 
32,5 Millionen Tonnen im Jahre 1938 waren drei Viertel Hafenverkehr, weswegen 
das Vorgehen Englands zu einer allmählichen Erwürgung der holländiſchen Schiff- 
fahrt und des holländiſchen Handels führen muß. 

Ahnliches gilt für den belgiſchen Handel und natürlich auch für die belgiſche 
Induſtrie. Die Zahl der kontrollierten Arbeitsloſen in Belgien war am 11. November 
denn auch bereits auf 195 000 geſtiegen gegenüber 137 000 zur gleichen Zeit des 
Vorjahres, dies, obwohl dem Wirtſchaftsleben durch die Mobilmachung Hundert» 
tauſende von Arbeitskräften bereits entzogen wurden. So wirkt ſich Englands Kampf 
für die Freiheit der Völker Europas für dieſe aus! Im übrigen hatte es die eng⸗ 
liſche Regierung am 30. November noch nicht für nötig befunden, den belgiſchen 
Proteſt wegen Ausdehnung der Blockade auf die deutſche Ausfuhr zu beantworten. 
Die bekannte Brüſſeler Zeitung „Vingtieme Siecle“ gab am 24. November der 
Stimmung der Neutralen dahin Ausdruck, Chamberlain könne mit der Blockade⸗ 
erklärung auf keinerlei moraliſche Zuſtimmung rechnen, wenn er ſich hinter angeb⸗ 
liche Intereſſen der Neutralen verſchanze, die er in Wirklichkeit bedrohe, um aus⸗ 
geſprochen engliſche Ziele zu verfolgen. Der „Nieuwe Rotterdamſche Courant“ ſchrieb 
am 21. November, auf die empörendſte und betrübendſte Weiſe werde von der eng⸗ 
liſchen Preſſe in der Blockade⸗Frage nach dem Grundſatz verfahren, daß das Recht 
nichts gelte, wenn engliſches Intereſſe im Spiel ſei. . a 

Die Schweiz erfährt die Segnungen von Englands Kampf für die Freiheit eben- 
falls, wenn auch infolge ihrer geographiſchen Lage weniger hart als Holland und 
Belgien. In einem Geſchäftsbericht über die Ausübung der Kriegsvollmachten vom 
21. November hat der Bundesrat mitgeteilt, daß die ſchweizeriſche Regierung fünf⸗ 
zehn neutrale Schiffe mit einer Tragfähigkeit von 115000 Tonnen für die Dauer 
des Krieges zur Sicherung der Zufuhren von Überſee gemietet habe. Die Anregung, 
durch die Schaffung eines ſchweizeriſchen Seerechts die Führung der Schweizer Flagge 
auf dem Ozean zu ermöglichen, wurde nicht verwirklicht, vielmehr nur neutrale 
Schiffe gechartert. Ob die Engländer dieſen ſchweizeriſchen Schiffahrtsverkehr, der 
ſich hauptſächlich nach Genua konzentrieren ſoll, unbehelligt laſſen werden, wird ſich 
noch zeigen müſſen. Die ſchweizeriſche Regierung hat hinſichtlich der neuen engliſch⸗ 
franzöſiſchen Blockademaßnahmen zunächſt eine abwartende Haltung angenommen. 

Die nordiſchen Staaten, Dänemark, Schweden und Norwegen, bekommen die 
Folgen der engliſchen Blockade ebenfalls immer ſtärker zu ſpüren. Rationierung 
aller möglichen Bedarfsartikel, Aus- und Einfuhrſchwierigkeiten, große Schiffs⸗ 
verluſte ſind an der Tagesordnung. Auch die nordiſchen Staaten haben gegen die 
Ausdehnung der Blockade auf die deutſche Ausfuhr proteſtiert. Sie verſuchen durch 
Wirtſchaftsverhandlungen, die ſie einerſeits mit Deutſchland, andererſeits mit Eng⸗ 
land führen, ihre wirtſchaftlichen Schwierigkeiten zu verringern. Während die 
deutſch⸗däniſchen Wirtſchaftsverhandlungen am 30. November zu einem 
Abkommen führten, das eine Durchführung des Warenverkehrs im Jahre 1940 auf 
der Grundlage des bisherigen vorſieht, wurde gemeldet, daß die däniſch-engliſchen 
Verhandlungen kaum vor Weihnachten beendigt werden könnten, und daß es ſich 
dabei weſentlich darum handle, von England anſtändige Preiſe für däniſche Produkte 
zu ſichern. Die Wirtſchaftsverhandlungen zwiſchen Norwegen und Deutſchland find 
noch im Gange, ebenfalls die mit Schweden. ; 

Die nordiſchen Staaten werden in wirtſchaftlicher Hinſicht weſentlich durch die 
engliſche Blockade und ihre Folgen, politiſch neuerdings durch die Ereigniſſe im 
Oſtſeeraum ſtark beanſprucht. Die Neuregelung der Beziehungen zwiſchen Eſtland, 
Lettland und Litauen einerſeits und Rußland andererſeits läßt auch die nordiſchen 
Staaten natürlich nicht unberührt. Vom 15. November an haben die ſowjetruſſiſchen 
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Truppen auch in Litauen begonnen, die ihnen von Litauen eingeräumten Stand- 
orte einzunehmen, und dieſe Aktion am 19. November abgeſchloſſen. In den gleichen 
Tagen iſt eine neue litauiſche Regierung auf breiterer Baſis gebildet worden. Da⸗ 
mit hat die Entwicklung in den drei Oſtſeeſtaaten einen gewiſſen Abſchluß erreicht, 
während in Finnland, das geographiſch und politiſch die Verbindung zwiſchen 
den genannten Oſtſeeſtaaten und den nordiſchen Staaten darſtellt, ſich jedoch ſelbſt 
der nordiſchen Staatengruppe zurechnet, obwohl es dem Volkstum nach mit Eſtland 
fich ee bildet, eine neue Entwicklung begonnen hat, deren Ende noch nicht 
ſichtbar iſt. 

Nach dem Abbruch der finniſch-ruſſiſchen Verhandlungen am 14. November, die 
mit einer Ablehnung der ruſſiſchen Forderungen an Finnland gleichbedeutend war, 
iſt Rußland plötzlich zur Aktion übergegangen, nachdem bei der Abreiſe der finni⸗ 
ſchen Delegation aus Moskau die Möglichkeit einer ſpäteren Fortſetzung der Ver⸗ 
handlungen noch offenzuſtehen ſchien. Als Antwort auf eine durch den finniſchen 
Miniſterpräſidenten Cajander am 23. November gehaltene Rede, die einen Rück⸗ 
blick über die finniſch⸗ruſſiſchen Verhandlungen vom finniſchen Standpunkt aus gab, 
richtete am 26. November die Moskauer „Prawda“ einen außerordentlich ſcharfen 
Angriff auf Cajander, der offenbar als letzte Warnung aufzufaſſen war. Am gleichen 

Tage ereignete ſich an der finniſch⸗ruſſiſchen Grenze ein Grenzzwiſchenfäll. 
Nach ruſſiſcher Darſtellung wurden mehrere Artillerieſchüſſe von der finniſchen Seite 
auf die ruſſiſche abgefeuert, was finniicherfeit3 beſtritten wurde. Außenkommiſſar 
Molotow überreichte deshalb dem finniſchen Geſandten eine Proteſtnote mit der 
Forderung, die finniſche Regierung ſolle unverzüglich ihre Truppen von der kareli⸗ 
ſchen Landenge 20 bis 25 Kilometer weit zurückziehen. Zugleich griff die geſamte 
Sowjetpreſſe die finniſche Regierung ſcharf an. Am 28. November antwortete die 
finniſche Regierung und beſtritt, daß von finniſcher Seite geſchoſſen worden ſei. 
Einer Zurückziehung der Truppen von der Grenze wollte ſie nur zuſtimmen, falls 
ſie beiderſeitig erfolgte. Moskau antwortete nunmehr am 28. November mit einer 
ſcharfen Note, die mit der Aufkündigung des finniſch-ruſſiſchen Nichtangriffspaktes 
endigte. Am 29. November folgte über alle ruſſiſchen Sender eine Anſprache 
Molotows, die mitteilte, daß die Sowjetregierung ihre politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Vertreter aus Finnland ſofort abberufen werde. Kurz vorher hatte der ſtell⸗ 
vertretende Außenkommiſſar Potemkin dem finniſchen Geſandten in Moskau 
eine Note überreichen laſſen mit der Mitteilung, daß Rußland die diplomatiſchen 
Beziehungen mit Finnland abbreche. Am 30. November wurde über ſämtliche 
Sowjetſender der Beginn der Kampfhandlungen bekanntgegeben. Das Ober- 
kommando der Roten Armee habe den Truppen den Befehl erteilt, am 30. November 
8 Uhr morgens die finniſche Grenze zu überſchreiten. Damit hat der Kriegszuſtand 
zwiſchen beiden Ländern ſeinen Anfang genommen. Aus Helſingfors wurden am 
30. November Bombenangriffe ruſſiſcher Flugzeuge auf die finniſche Hauptſtadt 
und verſchiedene andere Plätze des Landes gemeldet. 

Am anderen Ende des ruſſiſchen Reiches gegenüber Japan ſteht das politiſche 
Barometer nicht auf Sturm, ſondern auf Wetterbeſſerung. Am 20. November wurde 
aus Moskau gemeldet, die Verhandlungen, die ſchon Seit längerer Zett zwiſchen 
Außenkommiſſar Molotow und dem ſapaniſchen Botſchafter in Moskau, Togo, 
über die Durchführung des ſowfetruſſiſch⸗javaniſchen Abkommens vom 16. Sep⸗ 
tember zur Beilegung des mandſchuriſch⸗mongoliſchen Grenzkonflikts geführt wur⸗ 
den, ſeien zum Abſchluß gekommen. Es ſeien Einzelheiten über die Bildung und die 
Aufgaben der gemiſchten Grenzkommiſſion vereinbart worden, die die ſtrittige 
Grenze zwiſchen Mandſchukuo und der Außeren Mongolei neu feſtlegen ſolle. Die 
Verhandlungen der Kommiſſion ſollen zuerſt in Tſchita auf Sowjetgebiet und dann 
in Charbin in Mandſchukuo ſtattfinden. Gleichzeitig wurde mitgeteilt, daß ein er⸗ 
folgreicher Meinungsaustauſch zwiſchen Molotow und Togo über die Grundlagen 
eines ſowjetruſſiſch-japaniſchen Handelsabkommens ſtattgefunden habe. 

Somit ſcheinen die Ausſichten für eine politiſche und wirtſchaftliche Verſtändigung 
zwiſchen Rußland und Japan günſtig zu fein. Es liegt auf der Hand, daß fie Japan 
im chineſiſchen Konflikt ſowohl wie gegenüber England und den Vereinigten Staaten 
iet ee Vergrößerung feiner politiſchen und wirtſchaftlichen Rückenfreiheit 
ieten würde. 
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Kehren wir jedoch nach Europa, und zwar nach Südoſteuropa zurück. Der 
politiſche Erdrutſch, der ſich aus der deutſch⸗ruſſiſchen Verſtändigung und der Ver⸗ 
nichtung Polens im mittel⸗ und nordeuropäiſchen Raum ergeben hat und der ſich 
in der Ausdehnung des deutſchen Lebensraumes bis zur deutſch⸗ruſſiſchen Intereſſen⸗ 
grenze jenſeits der Weichſel, der Einbeziehung Litauens, Eſtlands und Lettlands in 
das militäriſch⸗politiſche Syſtem Sowjetrußlands ſowie im gegenwärtigen finniſch⸗ 
ruſſiſchen Konflikt ausdrückt und von dem die nordiſchen Staaten in Zukunft nicht 
unberührt werden bleiben können, macht ſich auch auf dem Balkan und in ganz 
Südeuropa geltend. Von den fünf Staaten dieſes Gebietes betrachten ſich drei, näm⸗ 
lich Rumänien, Griechenland und Jugoſlawien, als ſaturiert. Sie gehören 
zu den Gewinnern des Weltkrieges, während die beiden anderen, Bulgarien und 
Ungarn, noch unbeglichene Rechnungen aus den Pariſer Vorortsverträgen haben. 
Trotz dieſer grundlegenden Divergenz zwiſchen den beiden Staatengruppen beſteht 
im gegenwärtigen Konflikt bei beiden Gruppen eine grundſätzlich gleiche Einſtellung: 
Alle find fie beſtrebt, dem Kriege fernzubleiben. Inſofern beſteht eine wirkliche 
politiſche Gleichrichtung dieſer Staaten mit Deutſchland, das keinerlei Ausdehnung 
des Krieges wünſcht, und mit Italien, das bedeutende Intereſſen in Südoſteuropa 
hat und ebenfalls den Krieg aus dieſen Gebieten fernhalten will. Wir erinnern 
uns, daß England und Frankreich urſprünglich beabſichtigt hatten, über das Bünd⸗ 
nis mit der Türkei und die Garantieerklärung für Rumänien und Griechenland 
auch den Südoſten Europas zum Kriegstheater zu machen. Die Türkei als einziger 
Balkanſtaat hat ſich zwar politiſch ins franzöſiſch-engliſche Lager begeben, aber nicht 
militäriſch. Ihre Neigung zu letzterem hat ſich ſeit Kriegsausbruch noch erheblich 
abgeſchwächt. 

Dies iſt der Rahmen, in dem die Ereigniſſe e e zu ſehen ſind. Die mit 
Deutſchland eng verbundene Slowakei hat nach der Ernennung Tiſos zum 
Staatschef ein neues Miniſterium unter Tuka erhalten. Das ſlowakiſche Parla- 
ment hat am 21. November und den folgenden Tagen die Regierungserklärung 
Tukas gehört und die wichtigſten Fragen des neuen Staates diskutiert. Das außen⸗ 
politiſche Ergebnis der Diskuſſion faßte Dr. Tuka am 30. November in den Satz 
zuſammen: „Was immer geſchehen mag, unſer Platz iſt an der Seite des deutſchen 
Volkes und wird immer dort ſein.“ Die Freundſchaft zum Großdeutſchen Reich ſei 
der beſte Garant der internationalen Stellung des ſlowakiſchen Staates. Der ſlo⸗ 
wakiſch⸗deutſche Staatsvertrag vom 20. November über die Rückgabe der ſeinerzeit 
von Polen entriſſenen ſlowakiſchen Gebiete hat der Slowakei erneut die Richtigkeit 
ihrer Politik praktiſch dargetan. 

Die große außenpolitiſche Rede, die der ungariſche Außenminiſter, Graf Cſaky, 
am 21. November im ungariſchen Abgeordnetenhaus gehalten hat, war von einem 
ähnlichen dankbaren und klugen Realismus getragen wie die Erklärungen 
Dr. Tukas. Er erinnerte an das deutſch-ungariſche Zuſammengehen während des 
Weltkrieges und unterſtrich, daß die Weſtmächte ſeit dem Ende des Weltkrieges 
praktiſch nichts für Ungarn getan hätten, während die Wiedererſtarkung Deutſch⸗ 
lands durch die Auflöſung des künſtlich zuſammengefügten tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Staates auch eine Ausdehnung Ungarns herbeigeführt habe. Cſaky ſetzte ſich auch 
eindeutig mit den VBalkanblock⸗-Plänen auseinander, über die in der engliſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen Preſſe während der letzten Wochen ſo vielerlei Kombinationen angeſtellt 
worden ſind. Er lehnte ſolche Pläne ab, ſolange ungeregelte Zuſtände beſtänden, die 
Lebensintereſſen Ungarns ſchädigten, womit natürlich die Reviſionsfrage ge⸗ 
meint war. Ungarn hat damit auf die Balkanpaktpläne ähnlich reagiert wie Bul⸗ 

arien. Beide Staaten haben an einem Pakt kein Intereſſe, der den territorialen 
tatus quo erneut völkerrechtlich verankern ſoll. Daß an dieſem Pakt auch die Türkei 
teilnehmen ſoll, iſt nicht nur für Ungarn bedenklich, ſondern auch für andere 
füdoſteuropäiſche Staaten, für die ein Paktabſchluß mit der ſo einſeitig engliſch⸗ 
franzöſiſch feſtgelegten Türkei mit Rückſicht auf ihre Neutralitätspolitik nicht 
anziehend ſein kann. Erſt recht gilt dies für Italien, dem man von Paris und 
London aus mit durchſichtigen Abſichten gerne eine Führerrolle bei einem neuen 
Balkanpakt zuſchieben möchte. Italien iſt nicht neutral, ſondern nur nicht am Krieg 
beteiligt, und denkt nicht daran, die Poſition des Führers einer neutralen Staaten- 
gruppe zu beziehen und damit ſeine künftige Entſchlußfreiheit zu ſchmälern. 
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In Rumänien hat ſich am 25. November ein Regierungswechſel vollzogen. Die 
neue Regierung ſteht unter Führung des bisherigen rumäniſchen Botſchafters in 
Paris, Tatarescu, und kann als der Verſuch bezeichnet werden, ein Höchſtmaß 
von innerer Zuſammenfaſſung und Ausgleichsfähigkeit nach außen zu erreichen. Die 
Jortſetzung der bisherigen Außenpolitik kommt auch in der Perſon des Außen⸗ 
miniſters Gafencu zum Ausdruck. Die Stellung Rumäniens zwiſchen Rußland, 
Bulgarien und Ungarn, die alle an Rumänien Gebiete verloren haben, iſt vielleicht 
die ſchwierigſte aller Balkanſtaaten. Nur durch ſtrikte Neutralität, geſchicktes La⸗ 
vieren und enge wirtſchaftliche Zuſammenarbeit mit Deutſchland, keinesfalls aber 
durch Vorſpanndienſte für die Weſtmächte, kann Rumänien hoffen, erfolgreiche 
nationale Politik zu machen. i . 

Der Balkan und ganz Südofteuropa ſpielt übrigens in den Erwägungen der eng⸗ 
liſchen öffentlichen Meinung über den Blockade⸗ und Wirtſchaftskrieg gegen Deutſch⸗ 
land eine immer größere Rolle. Der geopolitiſch und wirtſchaftspolitiſch ſo natür⸗ 
liche Güteraustauſch zwiſchen Großdeutſchland und dem Südoſten, der für den letz⸗ 
teren auf die Dauer die größten Vorteile bietet, ift England ein Dorn im Auge. 
Mit politiſchen Intrigen, Wegkauf von Rohſtoffen und Lebensmitteln oder mit 
Sabotageakten, z. B. gegen die rumäniſche Erdölinduſtrie, ſucht es eine unaufhalt⸗ 
ſame und natürliche Entwicklung zu ſtören. Aber ſogar in der Türkei beginnt man 
neuerdings den deutſchen Kunden und Lieferanten, den England nicht erſetzen kann, 
zu vermiſſen. Die anderen Balkanländer haben ſich gleich gar nicht von der bis⸗ 
herigen Linie ihrer Wirtſchaftspolitik gegenüber Deutſchland abdrängen laſſen. 
Ungarn und Jugoſlawien haben gegen die völkerrechtswidrige engliſche Export⸗ 
blockade auch energiſch proteſtiert. 

Das gleiche hat Italien Paris und London gegenüber mit aller Deutlichkeit 
getan, und die italieniſche Preſſe hat mit einmütiger Energie dagegen reagiert, 
wie ſie auch die Erfolge der deutſchen Seekriegführung und das Verſagen der eng⸗ 
liſchen Blockade immer erneut unterſtrichen hat. Italiens Wirtſchaftspolitik hat 
Muſſolini am 18. November auf der Tagung des Oberſten Autarkie⸗Rates mit 
Deutlichkeit gekennzeichnet und die Erreichung der größtmöglichen wirtſchaftlichen 
Unabhängigkeit und Kriegsbereitſchaft als Ziel verkündet. Der Einſatz ſei die mili⸗ 
täriſche Stärke, d. h. die Zukunft des Vaterlandes. Das offiziöſe „Giornale 
d Italia“ unterſtrich in einem bemerkenswerten Leitartikel vom 30. November dieſe 
Politik, die zugleich eine ſolche der nationalen Expanſion ſei. Dieſe auf das Höchſt⸗ 
maß der Bereitſchaft zielende Politik wird auch auf militäriſchem Gebiet aufs 
energiſchſte weitergeführt, wie u. a. die am 24. November gemeldete Überprüfung 
der militäriſchen Bereitſchaft in Libyen durch Muſſolini und Balbo und die Meldung 
beweiſt, daß trotz Beurlaubungen und Entlaſſungen ſich immer noch 868000 Mann 
unter den Waffen befinden. 

Hinſichtlich der beiden letzten nicht am Kriege beteiligten Großmächte, Ver⸗ 
einigte Staaten und Japan, iſt feſtzuſtellen, daß ihre Beziehungen weiter ſtark 
geſpannt ſind. Dies ergab ſich erneut aus den Erklärungen, die der japaniſche 
Miniſterpräſident Abe am 21. November vor der Preſſe abgab. Er betonte, Japan 
werde ſich in der Durchführung ſeiner Chinapolitik auch nicht beirren laſſen, 
falls nach Ablauf des von den Amerikanern gekündigten Handelsvertrages im 
Januar ein vertragsloſer Zuſtand entſtehen würde. Gleichzeitig unterſtrich Abe das 
Bemühen Japans, ſich mit Rußland über alle ſtrittigen Fragen zu einigen, ſowie 
die günſtigen Ausſichten für eine ſolche Einigung. Ahnliches hat der Sprecher des 
japaniſchen Außenamtes, Suma, am 17. November erklärt. Die japaniſche Re⸗ 
gierung hat ferner zweimal mit äußerſter Schärfe gegen die engliſche Blockade der 
deutſchen Ausfuhr proteſtiert und in der Preſſe mit entſchiedenen Gegenmaßnahmen, 
wie Beſchlagnahme britiſcher Güter auf engliſchen Schiffen in japaniſchen Gewäſſern, 
gedroht. Gegenüber einem Schritt des engliſchen Botſchafters in Tokio beim japani⸗ 
ſchen Außenminiſter, doch „Verſtändnis für die engliſche Blockade zu zeigen“, blieb 
der japaniſche Außenminiſter bei ſeinem Proteſt. Japan ſcheint auch mit anderen 
1 7 Staaten ein gemeinſames Auftreten gegen die engliſche Piraterie zu 
planen. 5 

Leider ift von der Haltung der Vereinigten Staaten nicht jo Günſtiges zu 
berichten. Zwar haben amerikaniſche Völkerrechtler die Völkerrechtswidrigkeit der 
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8 Blockade mehrfach unterſtrichen, die amerikaniſche Regierung hat ſich aber 

bisher zu einem Proteſt dagegen nicht entſchließen können. Der Exponent Rooſevelts 
im Senat, Senator Pittmann, bezeichnete am 29. November die britiſche Aus⸗ 
fuhrblockade als ungeſetzlich, meinte jedoch, er glaube nicht, daß die USA-Negierung 
ſich dem Proteſt anderer neutraler Länder anſchließen werde, da der durch die eng⸗ 
liſche Blockade den Vereinigten Staaten entſtehende Schaden nicht groß ſei. Man will 
eben England möglichſt keine Schwierigkeiten machen. Dafür nimmt die Verſteifung 
der Beziehungen zu Japan weiter zu. Der ſtellvertretende Unterſtaatsſekretär 
Meſſerſmith hat am 23. November in ſieben Punkten die Grundſätze der ameri⸗ 
kaniſchen Außenpolitik dargelegt und dabei hinſichtlich des Fernen Oſtens unter⸗ 
ſtrichen, daß man nur auf der Grundlage der beſtehenden Verträge, praktiſch alſo 
des Neunmächte⸗Vertrages über China, dem doch Japans Aktion auf dem aſiatiſchen 
Feſtland bereits den Boden der Wirklichkeit entzogen hat, ſich mit Japan ver⸗ 
ſtändigen wolle. Das bedeutet natürlich, daß auf dieſer Baſis keine Verſtändigung 
möglich iſt. Wie der Wind weht, ergibt ſich weiter aus einer Erklärung des Senators 
Pittmann vom 27. November, der mit der „Einbringung einer Geſetzesvorlage drohte, 
die Rooſevelt ermächtigen würde, gegen Japan ein Handelsembargo su verhängen, 
und die Vereinigten Staaten hätten keinen Grund, eine Befriedung Japans auch 
nur zu verſuchen. Dementſprechend iſt man eifrig bemüht, die Rüſtungen zu for⸗ 
cieren, mit dem Ergebnis, daß die Staatsſchulden immer mehr ſteigen und neuer⸗ 
dings durch Ausgabe weiterer Schatzſcheine die Rekordhöhe von 41287 Millionen 
Dollar erreicht haben. 

Im finniſch⸗-ruſſiſchen Konflikt haben die Vereinigten Staaten eindeutig für 
Finnland Partei ergriffen und ihm diplomatiſch mehrfach ſekundiert, ohne da- 
durch Finnland im geringſten zu nützen, jedoch haben ſie ſich in Moskau dabei eine 
recht ſcharfe diplomatiſche Abfuhr geholt. Den in der Hffentlichfeit diskutierten 
1 der diplomatiſchen Beziehungen mit Moskau haben ſie eiche a 
vollzogen. 


Die Verwaltung 


Ein beſonderes Ruhmesblatt deutſcher Organiſationskunſt ſtellt ohne Zweifel der 
überaus ſchnelle und ſichere Aufbau der Verwaltung in den befreiten Oſt⸗ 
gebieten und in den von den deutſchen Truppen beſetzten polniſchen Gebieten dar. 
Obwohl die Erfahrungen, die in der Oſtmark und in den ſudetendeutſchen Gebieten 
gemacht wurden, in reichem Maße zur Verfügung ſtanden, war hier eine unver⸗ 
gleichlich ſchwierigere Arbeit zu leiſten. Die ſprichwörtliche polniſche Unordnung 
ließ kaum die Grundlagen einer ordnungsgemäßen verwaltungsmäßigen Durch⸗ 
gliederung im weiteſten Sinne des Wortes erkennen. Wenn es in fürzefter Friſt 
mit zahlenmäßig nur geringen Kräften zu einer reibungslos funktionierenden Ver⸗ 
waltungsorganiſation auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens kam, ſo ſtellt das 
den hier angeſetzten Kräften das beſte Zeugnis aus. Sie wurden dabei von den 
zuſtändigen Reichsbehörden weiteſtgehend unterſtützt. Die Reichsminiſter ſelbſt be⸗ 
gaben ſich nach dem Oſten, um an Ort und Stelle wichtige Entſcheidungen zu 
fällen und ſich von dem Erfolg der bisher geleiſteten Arbeiten zu überzeugen. 
Nachdem bereits Reichsinnenminifter Dr. Frick, Reichsverkehrsminiſter Dr. Dorp⸗ 
müller und Reichswirtſchaftsminiſter Funk die in ihr Reſſort fallenden Probleme 
durch perſönliche Inaugenſcheinnahme in den Oſtgebieten geprüft hatten, begaben 
ſich in der zweiten Novemberhälfte Reichsfinanzminiſter Graf Schwerin⸗Kroſigk 
und Reichsminiſter Dr. Goebbels auf Beſichtigungsfahrten nach dem Oſten. 

Der Reichsfinanzminiſter beſichtigte im Anſchluß an Beſprechungen mit Reichs⸗ 
ſtatthalter Greiſer in Poſen am 22. November die Dienſtſtellen des Zollgrenz⸗ 
ſchutzes ſowie eine Reihe von Finanzämtern und Hauptzollämtern. Reichsminiſter 
Dr. Goebbels traf am 29. November in Danzig ein und unternahm von dort 
aus eine Beſichtigungsfahrt über Tiegenhof, Graudenz, Kulm, Kulmſee, Thorn und 
Bromberg nach Poſen. Bei dieſer Gelegenheit beſprach er mit den zuſtändigen 
Männern, den Kreisleitern, Landräten und Bürgermeiſtern alle die ſchwierigen 
Fragen des ſozialen und kulturellen Aufbaues im Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen, 
die angeſichts der auf der Fahrt durch das Weichſelland im Gegenſatz zu den Werken 
deutſchen Weſens und deutſcher Tatkraft um ſo deutlicher hervortretenden Dokumente 
polniſcher Verwahrloſung und ſozialen Elends um ſo dringlicher erſchienen. 

Der Generalgouverneur für die beſetzten polniſchen Gebiete, Reichsminiſter Dr. 
Frank, unternahm Ende November von Krakau aus eine achttägige Beſichtigungs⸗ 
reife, die über Radom, Warſchau und Lublin an den Sitz des Generalgouverneurs 
zurückführte. Im Verlauf der Reiſe berichteten die Diſtriktchefs und die verſchiedenen 
Sachbearbeiter dem Generalgouverneur über ihre Arbeit. Am 27. November er- 
öffnete Dr. Frank in Warſchau feierlich die erſte deutſche Volksſchule im 
Bereich des Generalgouvernements. In ſeiner Anſprache erinnerte der General⸗ 
gouberneur daran, daß es dem Opfermut von Tauſenden unſerer Beſten zu ber- 
danken ſei, wenn heute wieder die deutſchen Kinder in Warſchau in einer deutſchen 
Schule erzogen werden könnten. 

Der im Süden der Provinz Oſtpreußen eingegliederte Regierungsbezirk 
Zichenau wurde nunmehr auch verkehrsmäßig der Provinz Oſtpreußen ange⸗ 
ſchloſſen, nachdem Eiſenbahnpioniere und ſonſtige Hilfskräfte in unermüdlicher 
Arbeit die Vorausſetzungen dazu geſchaffen hatten. Mit der Wahrnehmung der Ge⸗ 
ſchäfte des Regierungspräſidenten in dem neugebildeten Regierungsbezirk Zichenau 
wurde am 16. November der bisherige Vizepräſident des Oberpräſidiums in Kö⸗ 
nigsberg, Dr. Bethke, beauftragt. 

Von beſonderer Bedeutung für die Verkehrsverwaltung war eine Verordnung 
des Reichsinnen⸗, des Reichsverkehrs⸗ und des Reichsfinanzminiſters vom 27. No⸗ 
vember (RGBl. 1, S. 2302), nach der die in den Oſtgebieten liegenden Eiſenbahnen, 
ſoweit ſie bisher von den polniſchen Staatseiſenbahnen betrieben wurden, und ihre 
Nebenbetriebe in die Verwaltung der Deutſchen Reichsbahn eingegliedert werden. 
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Von den übrigen Maßnahmen ift zunächſt die durch Erlaß des Führers vom 
18. November (RGBl. I, S. 2235) erfolgte Verlegung des Bußtages von Mitt- 
woch, den 22. November, auf Sonntag, den 26. November, zu nennen, die ſich aus der 
Notwendigkeit zur Zuſammenfaſſung aller Kräfte in den dem deutſchen Volke auf— 
gezwungenen Kampf ergab. 


Auf dem Gebiet der Rechtspflege wurden wiederum eine Reihe von bedeu- 
tungsvollen Verordnungen erlaſſen. Das Geſetz über beſchränkte Auskunft 
aus dem Strafregiſter und die Tilgung von Strafvermerken wurde 
durch eine Verordnung vom 17. November (RGBl. I, S. 2254) inſofern abgeändert, 
daß künftig Verurteilungen, über die beſchränkt Auskunft erteilt wird, nur folgen⸗ 
den Behörden mitgeteilt werden dürfen: den Gerichten und den Behörden der 
Staatsanwaltſchaft, nach näherer Anordnung des Reichsminiſters der Juſtiz den 
Behörden der Sicherheitspolizei (Geheime Staatspolizei, Kriminalpolizei), ferner 
auf ausdrückliches Erſuchen den Oberſten Reichs⸗ und Landesbehörden ſowie den 
oberſten Dienſtſtellen der Partei, weiterhin den Finanzbehörden in Strafverfahren 
wegen Steuer- und Monopolvergehen und ſchließlich den Regierungspräſidenten 
in Einbürgerungsverfahren. Die Verordnung beſtimmt weiterhin, daß der Ver⸗ 
urteilte jede Auskunft über die Tat und über die Strafe verweigern kann, wenn 
der Vermerk über eine Verurteilung im Strafregiſter getilgt wurde. Er darf ſich, 
ſoweit nicht eine andere noch nicht getilgte Verurteilung entgegenſteht, als unbeſtraft 
bezeichnen. Das Gericht und der Staatsanwalt können aus beſonderen Gründen 
An daß der Verurteilte auch über bereits getilgte Strafen Auskunft zu 
geben hat. 


Eine Verordnung des Miniſterrats für die Reichsverteidigung vom 25. November 
1939 (RGBl. I. S. 2319) ergänzte die Strafvorſchriften zum Schutz der 
Wehrkraft des deutſchen Volkes. Wer vorſätzlich ein Wehrmittel oder eine Ein⸗ 
richtung, die der deutſchen Landesverteidigung dient, zerſtört, unbrauchbar macht, 
beſchädigt, preisgibt oder beiſeite ſchafft und dadurch vorſätzlich oder fahrläſſig die 
Schlagkraft der deutſchen Wehrkraft gefährdet, wird danach mit Gefängnis nicht 
unter 6 Monaten beſtraft. In ſchweren Fällen iſt auf Todesſtrafe oder auf Freiheits- 
ſtrafen bis zu lebenslänglichem Zuchthaus zu erkennen. Ebenſo wird beſtraft, wer 
vorſätzlich ein Wehrmittel oder eine ſolche Einrichtung fehlerhaft herſtellt oder liefert. 
Wer leichtfertig handelt und dadurch fahrläſſig die Schlagfertigkeit der deutſchen 
Wehrmacht gefährdet, wird mit Gefängnis beſtraft. Ferner wird mit Zuchthaus, in 
beſonders ſchweren Fällen mit dem Tode beſtraft, wer das ordnungsmäßige Arbeiten 
eines für die Reichsverteidigung oder die Verſorgung der Bevölkerung wichtigen 
Betriebs dadurch ſtört oder gefährdet, daß er eine dem Betrieb dienende Sache ganz 
oder teilweiſe unbrauchbar macht oder außer Tätigkeit ſetzt. Mit Zuchthaus, in 
minder ſchweren Fällen mit Gefängnis wird beſtraft, wer an einer wehrfeindlichen 
Verbindung teilnimmt oder ſie unterſtützt. Wer vorſätzlich gegen eine zur Regelung 
des Umgangs mit Kriegsgefangenen erlaſſene Vorſchrift verſtößt oder ſonſt mit 
einem Kriegsgefangenen in einer Weiſe Umgang pflegt, die das geſunde Volks⸗ 
empfinden gröblich verletzt, wird mit Gefängnis, in ſchweren Fällen mit Zuchthaus 
beſtraft. Schließlich wird durch dieſe Verordnung auch die Gefährdung der Wehr⸗ 
macht befreundeter Staaten ſtrafrechtlich verfolgt. 

Von beſonderer Wichtigkeit war die am 30. November durch zwei Verordnungen 
des Generalbevollmächtigten für die Reichsverteidigung erfolgte Neuregelung 
der Schuldverhältniſſe während des Krieges. Durch die Verordnung über die 
Vertragshilfe des Richters aus Anlaß des Krieges (RGBl. I, S. 2329) kann 
ein Gewerbetreibender, der durch die Auswirkungen des Krieges ſeinen Betrieb 
hat ſtillegen, umſtellen oder einſchränken müſſen und hierdurch in ſeiner wirtſchaft⸗ 
lichen Leiſtungsfähigkeit weſentlich beeinträchtigt wird, beim Amtsgericht die Ge⸗ 
währung von Vertragshilfe beantragen. Der Richter kann daraufhin folgende Maß⸗ 
nahmen treffen: Die Fälligkeit von Zahlungsverpflichtungen, die aus der Zeit vor 
dem 1. September 1939 ſtammen, durch Bewilligung von Teilzahlungen oder Stun⸗ 
dung entſprechend der Leiſtungsfähigkeit des Schuldners regeln, oder einen gegen⸗ 
feitigen Vertrag (3. B. über die Herſtellung einer Werkzeugmaſchine oder über die 
Lieferung von Waren), den der Gewerbetreibende vor dem 1. September 1939 im 
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Zuſammenhang mit dem Gewerbebetrieb geſchloſſen hat und der noch von keiner 
Seite vollſtändig erfüllt iſt, ganz oder teilweiſe aufheben, wenn die Erfüllung des 
Vertrages die Weiterführung oder die Abwicklung des Gewerbebetriebes gefährden 
würde. Der Richter kann, wenn die Miete oder die Pacht für die Geſchäftsräume 
in einem erheblichen Mißverhältnis zu dem verminderten Ertrage des Gewerbe 
betriebes ſteht, die Miete oder Pacht um einen angemeſſenen Bekrag, jedoch nicht 
um mehr als die Hälfte, herabſetzen. Die Herabſetzung iſt aber nur zuläſſig, wenn 
der Gewerbetreibende auch bei angemeſſener Berückſichtigung feiner ſonſtigen Mittel 
nicht in der Lage iſt, die bisherige Miete oder Pacht (ſelbſt bei Bewilligung von 
Stundung oder Teilzahlung) weiterhin zu bezahlen. Auf Antrag des Gewerbe⸗ 
treibenden kann der Richter auch das Miet⸗ oder Pachtverhältnis über die Geſchäfts⸗ 
räume unter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt vorzeitig auflöſen und 
hierbei dem Gewerbetreibenden die Verpflichtung auferlegen, dem Vermieter oder 
Verpächter eine vom Gericht nach billigem Ermeſſen feſtzuſetzende Entſchädigung 
zu bezahlen. Sit jemand infolge der behördlich angeordneten Räumung oder Frei⸗ 
machung von gefährdeten Teilen des deutſchen Reichsgebiets gezwungen, ſeinen bis⸗ 
herigen regelmäßigen Aufenthaltsort zu verlaſſen, und kann er deshalb ſeine Zah⸗ 
lungsverpflichtungen nicht rechtzeitig erfüllen, ſo kann auf ſeinen Antrag der Richter 
die Fälligkeit ſeiner Verbindlichkeiten durch Bewilligung von Teilzahlungen oder 
Stundung regeln. Erleidet der Eigentümer eines Grundſtücks dadurch einen erheb⸗ 
lichen Einnahmeausfall, daß er feinen auf dem Grundſtück befindlichen Gewerbe⸗ 
betrieb gar nicht oder nur in vermindertem Umfang weiterführen kann, oder da⸗ 
durch, daß die Miete herabgeſetzt oder das Mietverhältnis vorzeitig aufgelöſt wird, 
oder dadurch, daß ihm durch die Freimachung von Gebietsteilen die Nutzungs⸗ 
möglichkeit genommen wird, ſo kann der Richter auf Antrag des Grundſtückseigen⸗ 
tümers die Zinſen von Hypotheken oder Grundſchulden ſtunden oder um einen an⸗ 
gemeſſenen Betrag, jedoch nicht unter einem Zinsfuß von 5 v. H., herabſetzen. Wird 
nach dem 25. Auguſt 1939 ein Hypotheken⸗ oder Grundſchuldkapital fällig und iſt 
es dem Schuldner nicht möglich, den erforderlichen Betrag aufzubringen, fo kann 
auf ſeinen Antrag der Richter die Fälligkeit des Kapitals entſprechend der durch 
den Krieg geſchaffenen wirtſchaftlichen Lage neu regeln. Hat ſchließlich ein Schuldner 
infolge der Auswirkungen des Krieges ohne ſein Verſchulden eine Verpflichtung 
nicht rechtzeitig erfüllen können, ſo kann er ſich an den Richter wenden mit dem 
Antrag, die etwa durch die Säumnis entſtandenen nachteiligen Rechtsfolgen für 
nicht eingetreten zu erklären (3. B. die Verpflichtung zur Zahlung von Verzugs⸗ 
zinſen, die Entſtehung von Kündigungs⸗ und Rücktrittsrechten, die Verpflichtung 
zur Zahlung einer Vertragsſtrafe uſw.) 

Eine verſtändige Haltung der Gläubiger, nötigenfalls unterſtützt durch dieſe Ver⸗ 
tragshilfe des Richters, wird dazu führen, daß trotz der Auswirkungen des Krieges 
die übergroße Mehrzahl der in Mitleidenſchaft gezogenen Betriebe und Perſonen 
zahlungsfähig erhalten bleibt. Dennoch iſt damit zu rechnen, daß einzelne Unter- 
nehmen ſtärker betroffen werden. Um ſolche Betriebe vor dem Konkurs zu bewahren, 
hat der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung auf Vorſchlag des Reichs⸗ 
juſtizminiſters eine weitere Verordnung erlaffen, die das Kriegsausgleichs⸗ 
verfahren (RGBl. I, S. 2338) zum Gegenſtand hat. Dieſes Verfahren ermöglicht 
in erſter Linie eine Geſamtſtundung, notfalls aber auch einen Teilerlaß der nicht 
dinglich geſicherten Verbindlichkeiten. Von dem gewöhnlichen Vergleichs- oder Aus⸗ 
gleichsverfahren unterſcheidet dieſes Verfahren ſich namentlich dadurch, daß es nach 
Möglichkeit jedes kreditſchädigenden Charakters entkleidet iſt. 

Die vorläufige Fürſorge und Verſorgung der weiblichen Angehöri⸗ 
gen des Reichsarbeitsdienſtes und ihrer Hinterbliebenen wurde durch eine 
am 15. November veröffentlichte Verordnung des Miniſterrats für die Reichsver⸗ 
teidigung vom 11. November 1939 (RG Bl. I, S. 2183) und einer Erſten Durch⸗ 
jührungs⸗ und Ergänzungsverordnung des Reichsinnenminiſters vom 12. Novem⸗ 
der 1939 (RGBl. I, S. 2194) geregelt. Im Falle einer Erkrankung wird nicht nur 
während der Dienſtzeit für die weiblichen Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes 
geſorgt, ſondern darüber hinaus — ohne Verſicherung —, folange eine Betreuung 
notwendig iſt. Neben der umfaſſenden Heilfürſorge wird ein Verſehrtengeld ge⸗ 
geben; zu der allgemeinen Betreuung bei der Überführung in einen anderen Beruf 
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tritt während einer Umſchulung eine Übergangsunterſtützung; bei ſtarker Verjehrt- 
heit wird neben anderen beſonderen Hilfen laufende Rente mit weiteren Zulagen 
unter Berückſichtigung des Dienſtgrades gegeben. Wenn Reichsarbeitsdienſtführe⸗ 
rinnen ausſcheiden, um zu heiraten oder um einen Beruf auszuüben, tritt neben 
die allgemeine Betreuung eine laufende Unterſtützung und eine einmalige Über⸗ 
gangsbeihilfe, die ſich nach der Zahl der Dienſtjahre im Reichsarbeitsdienſt richtet. 
Die bevorzugte Eingliederung in ein Angeſtelltenverhältnis im öffentlichen Dienſt 
oder in ein Beamtenverhältnis vermitteln ein „Angeſtelltenſchein für Reichsarbeits⸗ 
dienſtführerinnen“ und ein „Reichsarbeitsdienſtſchein“. Reichsarbeitsdienſtführerin⸗ 
nen, die früher Lehrerinnen, Beamte oder mit entſprechender Ausſicht im öffent⸗ 
lichen Dienſt waren, erhalten Ruhegehalt oder ſonſtige Verſorgung wie ae 
r. N. 
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Die Sozialpolitik 


Von 
Dr. Karſtedt, Miniſterialrat im Reichsarbeitsminiſterium 


Als mich kürzlich ein auch in Deutſchland nicht unbekannter amerikaniſcher Schrift- 
ſteller aufſuchte, der zuletzt in den 20er Jahren in Deutſchland geweſen war, legte 
ich ihm die Frage vor, was bei ſeinem jetzigen Aufenthalt in Deutſchland wohl den 
ſtärkſten Eindruck auf ihn gemacht habe. Er erwiderte darauf, er ſei am meiſten 
von der Ruhe beeindruckt, mit der das tägliche Leben und die Arbeit in Deutſchland 
weitergehe. Er ſei davon um fo mehr überraſcht, als auch er bis zu ſeinem Ein- 
treffen in Deutſchland ſelbſtverſtändlich nicht frei von der Wirkung alarmierender 
Gerüchte über die Zuſtände in Deutſchland geweſen wäre. Dieſer Ruhe, die das 
ſoziale Leben in Deutſchland kennzeichnet, entſpricht es, daß in der zweiten Hälfte 
des November auf dem ſozialpolitiſchen Gebiet eine Reihe von Erleichterungen 
hat verfügt werden können. Es iſt ſchon ſo geweſen, wie es von anderer Seite ein⸗ 
mal ausgedrückt worden iſt, daß Deutſchland den Engpaß der ſchwerſten Einſchrän 
kungen an den Beginn des Krieges gelegt habe, um allmählich dann auf dieſem 
und jenem Gebiet möglichſt wieder zu den Vorkriegsbeſtimmungen zurückzukehren. 
So hat der Reichsarbeitsminiſter durch Verordnung vom 16. November 1939 
(RA Bl. 1, S. 544) in Anerkennung der Tatſache, daß die Nachtarbeit im Kriege 
und nicht zuletzt auch die Verdunkelungsmaßnahmen in erhöhtem Maße die Arbeits 
kraft des Gefolgsmannes in Anſpruch nehmen, die Beſtimmungen der Kriegswirt⸗ 
ſchaftsverordnung gemildert. 

Nachtarbeit und Verdunkelung verlangen auch erhöhte Aufwendungen für die 
Lebenshaltung. Auch die Sonntagsarbeit bringe im Kriege notgedrungen beſondere 
Erſchwerniſſe mit ſich, die einen Ausgleich zu rechtfertigen geeignet wären. Dem⸗ 
gemäß habe auch der Fortfall der Sonn-, Feiertags- und Nachtzuſchläge, wie ihn 
§ 18 Abſ. 3 der Kriegswirtſchaftsverordnung vorſah, nur für eine vorübergehende 
Zeit in Betracht kommen können. Demgemäß verordnete der Reichsarbeitsminiſter 
mit Wirkung vom 27. November 1939 die Aufhebung des Verbots der Zahlung von 
Zuſchlägen für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit. 

Auch auf dem Gebiet der 9 1 f munung hat der Reichsarbeitsminiſter 
unter dem 17. November 1939 (RA Bl. I, S. 545) erhebliche Erleichterungen gegen- 
über den Beſtimmungen der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 4. September 1939 
geſtatten können (ſiehe S. 56). Mit dem 15. Januar 1940 treten die bei Kriegs- 
ausbruch gültigen Vorſchriften und Vereinbarungen über den Urlaub wieder in 
Kraft. Urlaubsanſprüche, die infolge der Urlaubsſperre nicht erfüllt werden konnten, 
ſind nachträglich zu erfüllen. Die Zeit der Urlaubsſperre wird bei der Berechnung 
der Wartezeit für den Erwerb eines neuen Urlaubsanſpruchs mitberückſichtigt. Der 
für das Jahr 1989 rückſtändige Urlaub ſoll bis zum 30. Juni 1940 gewährt werden, 
wobei feſtgeſtellt wird, daß ein Verfall des Urlaubsanſpruchs vor dieſem Zeitpunkt 
nicht eintritt. 

Gewiſſe Erleichterungen ſind ferner durch Erlaß des Reichsarbeitsminiſters vom 
16. November 1939 (RA Bl. I, S. 544) bezüglich der üblichen Weihnadtsgrati- 
fikationen (ſiehe auch S. 55) erfolgt. 

Erinnern wir daran, daß die urſprünglichen Beſtimmungen über die Zuteilung 
von Lebensmitteln bereits früher zugunſten von Schwer- und Schwerſtarbeitern 
ſowie von Lang⸗ und Nachtarbeitern verbeſſert worden ſind, ſo ergibt ſich insgeſamt 
erneut das Bild einer ſtaatlichen Fürſorge, die ihre Aufgabe darin ſieht, vor allem 
dem ſchaffenden Menſchen zu helfen und ihn nach Möglichkeit nach und nach von 
den Laſten zu befreien, die bei Ausbruch des Krieges eine unumgängliche Notwendig 
keit waren. 
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Auf ſolche Dinge hinzuweiſen iſt, ohne in den Verdacht der Überheblichkeit zu 
geraten, um ſo mehr gerechtfertigt, als man nur auf Großbritannien zu blicken 
braucht, um feſtzuſtellen, daß drei Monate Kriegszuſtand dort faſt noch nichts an 
dem Chaos kapitaliſtiſcher Prägung geändert zu haben ſcheinen, das allen Teilen 
des ſozialen Lebens ſeinen Stempel aufdrückt. Die in den früheren Berichten er⸗ 
wähnten Lohnſteigerungen haben es nicht verhindern können, daß der ewige Kreis⸗ 
lauf: Lohnerhöhungen — Preisſteigerungen — Lohnerhöhungen nicht zur Ruhe 
kommt. Die Lohnforderungen der Büroangeſtellten find zwar abgelehnt worden, aber 
trotz der vielfach zugeſtandenen, zum Teil erheblichen Lohnerhöhungen auf anderen 
Gebieten haben Streiks nicht verhindert werden können. So find in Norkſhire wegen 
der Maßregelung eines Arbeiters 2500 Bergleute am 22. November 1939 in den 
Streik getreten. Bis Ende November war der Streik noch nicht beigelegt. Am 23. No⸗ 
vember 1939 haben in London 450 Autobusſchaffner und fahrer im Hinblick auf 
die durch die Verdunklung entſtandenen Verkehrsſchwierigkeiten die Arbeit nieder⸗ 
gelegt. Daß auch anderswo erhebliche Streikneigungen beſtehen, geht aus einem 
unter der Überſchrift „Strikes are Hitlerism“ veröffentlichten Aufſatz des „Daily 
Worker“ vom 13. November 1939 hervor, der in großer Aufmachung berichtet, daß 
hier und da Flugblätter von den Unternehmern verbreitet worden ſind, in denen 
darauf hingewieſen wird, daß Arbeitsniederlegung praktiſch Unterſtützung Deutſch⸗ 
lands bedeute. 

Wenn eine Meldung aus dem Haag vom 18. November 1939 richtig iſt, ſo hatten 
bis dahin 1750000 Arbeiter Tarife mit gleitender Skala erzwungen, mit anderen 
Worten, die zu zahlenden Löhne haben ſich automatiſch mit den ſteigenden Lebens- 
haltungskoſten zu erhöhen. 

Ein klares Bild über die Steigerung der Lebenshaltungskoſten in Eng⸗ 
land iſt einſtweilen noch ſchwer zu erlangen. Nach einer vom „Economiſt“ am 
14. Oktober 1989 veröffentlichten Lifte waren die Großhandelspreiſe für eine 
beſtimmte Einheit Fleiſch in der Zeit vom 23. Auguſt 1989 bis 10. Oktober 1939 
von 48 2 d auf 5 8 8 d geſtiegen, für Speck von 100 s auf 105 s, für Schinken von 
92 s auf 100 s, für Butter von 113 s auf 145 s, für Zucker von 33 s 1½ d auf 
36 8s 10 d, für Kohle von 19 8 3 d auf 21 s uſw. Die ſeitdem geltend gemachten 
neuen Lohnforderungen der Gewerkſchaften beziehen ſich ausnahmslos auf die 
weiterhin eingetretenen gewaltigen Steigerungen der Einzelhandelspreiſe für Nah⸗ 
rungsmittel uſw. Es iſt in dieſem Zuſammenhang nicht ohne Intereſſe, daß der 
Zentralrat der britiſchen Vergwerksbeſitzervereinigung auf einer Sitzung vom 
16. November 1939 ſich mit der Koſtenſteigerung im Kohlenbergbau beſchäftigt hat. 
Als deren wichtigſte Urſachen ſeit Kriegsausbruch wurden dabei die Erhöhung der 
Löhne der Bergarbeiter, die Preisſteigerung für Grubenholz und der allgemeine 
Anſtieg der Verſicherungs⸗ und Reparaturſätze angeführt. Bereits vor Ausbruch des 
Krieges hätte ſich in der Zeit vom 1. April 1939 bis 30. Juni 1939 die Netto⸗ 
förderungskoſten je Tonne Kohle auf 16 s 5 d geſtellt gegenüber einem Durch⸗ 
ſchnittsſatz von 14 s 7¼ d für das Jahr 1987. 

Über die Arbeitsloſigkeit liegen neuere Ziffern nicht vor, jedoch wird mit 
ſteigender Sorge auf die zunehmende Arbeitsloſigkeit unter den Jugendlichen hin⸗ 
gewieſen. Seien es im Auguſt nur 78000 Jugendliche unter 17 Jahren geweſen, 
ſo ſei deren Zahl jetzt auf 110000 geſtiegen. 

Der große engliſche Geſchichtsſchreiber Macaulay, einer der prominenteſten Ver⸗ 
treter des Liberalismus, hat die Grundſätze der engliſchen Parlamente einmal 
folgendermaßen geſchildert: „Sich nie um die Anordnung, wohl aber um die Nütz⸗ 
lichkeit kümmern; nie eine Ausnahme beſeitigen, nur weil es eine Ausnahme iſt. 
Nie eine Neuerung einführen, es ſei denn, es mache ſich eine Unzuträglichkeit fühl⸗ 
bar, und auch gerade dann nur ſo viel erneuern, bis ſolche Unzuträglichkeit beſeitigt 
iſt. Nie einen Antrag ſtellen, der über den Einzelfall, den er behandelt, hinausgeht. 
Das find die Grundſätze, die ſeit den Zeiten Johanns bis zum Zeitalter Viktorias 
unſere 250 Parlamente geleitet haben.“ Dieſe Grundſätze eines längſt überholten 
Liberalismus ſcheinen auch jetzt, faſt 100 Jahre ſpäter, noch Leitmotiv mindeſtens der 
engliſchen Sozialpolitik zu ſein. Anders iſt es nicht zu erklären, daß zwar ſeit drei 
Monaten über die ſchon längſt als unzureichend betrachteten Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützungen ebenſo wie über die unzulänglichen Altersrenten geredet wird, daß aber 
8 


50 


der zuſtändige engliſche Miniſter am 29. November 1939 im Unterhaus lediglich 
platoniſche Erklärungen zu dieſer Frage abgegeben hat. . . 

Unter dieſen Umſtänden mutet es für deutſche Verhältniſſe etwas eigenartig an, 
daß Keynes den dauernden Lohnerhöhungen eine Notwendigkeit entnimmt, um 
fie der Kriegsfinanzierung nutzbar zu machen. Die Beſteuerung des Arbeits- 
einkommens in England war ſeit jeher zwar erheblich geringer als in den anderen 
europäiſchen Induſtrieländern, und auch die letzten Novellen zur Einkommenſteuer 
haben darin kaum etwas geändert. Trotzdem ſcheint man vor einer Kriegslohnſteuer 
zurückzuſchrecken; andererſeits kann man aber zu dem draſtiſchen Mittel der Lohn 
ſenkungen aus preis- und innerpolitiſchen Gründen unmöglich greifen. Keynes hat 
deshalb eine andere Möglichkeit vorgeſchlagen. Danach ſollen die Arbeitgeber ver⸗ 
pflichtet werden, bei der Lohnzahlung einen beſtimmten Prozentſatz des Arbeits⸗ 
lohnes einzubehalten, der z. B. bei einem Jahreseinkommen von 125 4 10 v. H. und 
bei einem Einkommen von 20000 & 80 v. H. betragen ſoll. Die anfallenden Be⸗ 
träge ſollen, ſoweit ſie nicht als reguläre Einkommenſteuer zu verbuchen ſind, auf 
ein Konto bei einer Sparkaſſe eingezahlt werden, das auf den Namen des Arbeiters 
lautet. Das Konto bleibt geſperrt, und die darauf eingezahlten Beträge werden mit 
21/2 v. H. verzinſt, dürfen jedoch erſt nach Beendigung des Krieges zu feſtzuſtellen⸗ 
den Terminen abgehoben werden. Keynes berechnet ein Aufkommen von etwa 
400 Mill. £ im Jahr aus diefer Maßnahme. Es hat ſich eine ſehr lebhafte Er⸗ 
örterung für und gegen an dieſe Vorſchläge angeknüpft, ohne daß bisher aber er⸗ 
kennbar iſt, zu welchen Beſchlüſſen der Regierung ſie führen wird. In früherer 
Zeit iſt das nationale Sparaufkommen in England gleichfalls auf 400 Mill. £ be⸗ 
rechnet worden. Die Preiſe find indeſſen durchweg weit über 10 v. H. geſtiegen, jo 
daß von der früheren Sparrate von 400 Mill. £ nicht mehr viel übrigbleiben würde. 
Da die öffentliche Hand das Geld aber benötigt, ſo ſtellt, ſoweit bisher überſehbar, 
der Plan Keynes' nichts anderes als eine Zwangsanleihe dar, die vor allem die 
Arbeiter trifft. 

Für die ſoziale Lage Englands iſt zu wiſſen wichtig, daß das Land viel ſtärker 
als 1914 ſeine Einfuhren mit Ausfuhren zu bezahlen hat, da weder Gold- noch 
Wertpapierreſerven in dem Maße wie zu Beginn des Weltkrieges zur Verfügung 
ſtehen. Die Ausfuhr von Fertigfabrikaten aus England iſt aber im September 1939 
gegenüber dem September 1938 um 13,8 Mill. £ auf 17,4 Mill. E geſunken. Für 
die beiden erſten Kriegsmonate wird ein wertmäßiges Sinken der geſamten eng⸗ 
liſchen Ausfuhr um 42 bis 44 v. H. feſtgeſtellt. Unter Berückſichtigung der Tatſache, 
daß das engliſche Pfund gegenüber dem Vorjahr weiterhin abgeſunken iſt, ergibt 
ſich alſo, daß Englands Ausfuhren, gemeſſen an der Kaufkraft, ſeit dem Vorjahr 
etwa auf die Hälfte abgeglitten ſind. In England hat man ſich beſonders viel von 
einer verſtärkten Ausfuhr der Kohle verſprochen. Im Oktober lag die Kohlen⸗ 
ausfuhr aber nur bei 3,24 gegenüber 3,55 Mill. £ im Oktober 1938. Unberückſichtigt 
dabei ſind aber einerſeits die höheren Kohlenpreiſe, andererſeits die Pfund⸗Ent⸗ 
wertung. Unter ſolchen Umſtänden iſt es unverſtändlich, daß unter den Bergarbeitern 
allein noch 64000 Erwerbslose find. Ob die ſteigende Entlaſſung von Bergarbeitern 
aus dem Heeresdienſt das Defizit auszugleichen in der Lage ſein wird, iſt einft- 
weilen nicht erkennbar. 

Nach einer Meldung von Ende November iſt die Leineninduſtrie in England 
zu einer verkürzten Arbeitszeit übergegangen, weil die Flachsvorräte knapp 
geworden ſind. Die Schuld für den Flachsmangel wird auf das Fehlen der Liefe⸗ 
rungen durch die Sowjetunion geſchoben. Die Wehrmacht hat ſich genötigt geſehen, 
110 vorhandenen Leinenvorräte und die laufende Leinenerzeugung zu beſchlag⸗ 
nahmen. 

Wir regiſtrieren zum Schluß eine Stimme aus dem Parlament: Nachdem der 
engliſche Miniſter Sir John Simon am 22, November im Unterhaus darauf ver⸗ 
wieſen hatte, daß der Krieg England täglich 6 Mill. £ koſte und dieſe Gelegenheit 
benutzt hatte, um das engliſche Volk zur größten Sparſamkeit und zur Zeichnung 
von Kriegsanleihe aufzufordern, ergriff der Labourabgeordnete Lawſon das Wort. 
Lawſon ſprach eingehend über die ungeheuerliche Steigerung der Kriegslaſten 
und auf der anderen Seite über die Arbeitsloſigkeit und die durch die Steigerung 
der Lebenshaltungskoſten bedingte Not des Volkes. Nach ſeiner Auffaſſung trage die 


ar 51 


engliſche Regierung der inneren Lage keineswegs genügend Rechnung. Ohne daß 
die Regierung etwas unternehme, fei die Arbeitsloſigkeit jeit Beginn des Krieges 
ſtändig im Anſteigen. In zwei Monaten ſei fie jedesmal um 100000 auf jetzt 
1430000 geſtiegen, und hierzu kämen weiterhin 150000 arbeitsloſe Jugendliche. 
Trotz der gegenteiligen Erklärungen der Regierung habe der Krieg und die Entwid- 
lung der Rüſtungsinduſtrie weder direkt noch indirekt zu einer Verminderung der 
Arbeitsloſenziffern geführt. Eine gewaltige Beunruhigung herrſche im engliſchen 
Volk angeſichts der Tatſache, daß zwar für Kriegsmaterial ungeheure Summen zur 
Verfügung ſtänden, daß aber für zahlreiche Menſchen, die arbeiten wollten, keine 
Arbeitsmöglichkeit gegeben ſei. 

Lawſon kritiſierte weiterhin die amtlichen Statiſtiken über die Koſten der 
Lebenshaltung in England. Lebenswichtige Waren ſeien nicht, wie in der amt⸗ 
lichen Statiſtik angegeben, um 10 bis 20, ſondern um 200 bis 300 v. H. geſtiegen. 
Solche unbeſtreitbaren Tatſachen bewieſen die lächerliche Bedeutung der unzuläng⸗ 
lichen und noch immer nicht erhöhten Arbeitsloſenunterſtützungsſätze. 

In Frankreich iſt nach einer Veröffentlichung des „Journal Officiel“ vom 
15. November 1939 eine abſchließende Verordnung ergangen, in der die unveränderte 
Fortdauer der vorhandenen Kollektivverträge feſtgeſtellt wird, ſoweit ihre Beſtim⸗ 
mungen mit den jetzt geltenden Verordnungen vereinbar ſind. Hinſichtlich der Löhne 
beſtimmt die gleiche Verordnung, daß ſie im allgemeinen dem Stand vom 1. Sep⸗ 
tember 1939 entſprechen ſollen. Die Einrichtung der Arbeitervertretungen ſolle be⸗ 
ſtehen bleiben. Für die Erhaltung des Arbeitsfriedens ſei es aber unmöglich, Arbeiter⸗ 
vertretungen im Amt zu belaſſen, wenn ſie aus den Reihen der am 26. September 
1939 aufgelöſten kommuniſtiſchen Gewerkſchaften entſtammen. Eine Neuwahl werde 
zuviel Unruhe verurſachen. Sehr oft wären überdies die Beſtimmungen dadurch um⸗ 
gangen worden, daß es in den Betrieben zwei Vertretungen nebeneinander gegeben 
hätte, nämlich allgemein gewählte Vertreter und von den Gewerkſchaften eingeſetzte. 
Die Regierung beabſichtige deshalb eine Regelung dahingehend, daß die Arbeiterver⸗ 
tretungen zwar von den größten Gewerkſchaftsverbänden beſtimmt und eingeſetzt 
werden, daß in den Rüſtungsbetrieben aber ihre Ernennung von der Zuſtimmung 
des Arbeitsminiſters abhängig gemacht wird. 

Weiterhin ſcheint in Frankreich das Kohlenproblem im Vordergrund zu ſtehen. 
Die Kohlenförderung erreichte im Oktober rund 4,3 Mill. Tonnen; beſchäftigt 
waren im Kohlenbergbau im Oktober 207000 gegenüber etwa 237000 im gleichen 
Monat des Vorjahres. Die verhältnismäßig günſtige Förderung iſt alſo ausſchließ⸗ 
lich durch eine Verlängerung der Arbeitszeit erreicht worden. Das Ziel iſt eine 
jährliche Förderung von 60 Mill. Tonnen. Dazu müßte eine Einfuhr von 20 bis 
25 Mill. Tonnen kommen. Abgeſehen davon, daß es fraglich iſt, ob dieſe Einfuhr 
von England, Belgien uſw. geſichert erſcheint, leidet der Kohlenbergbau trotz Ent» 
image von Bergarbeitern aus dem Heer an einem ausgeſprochenen Arbeiter- 
mangel. 

Der gleiche Mangel liegt nach wie vor in der Landwirtſchaft vor. Es iſt be⸗ 
abſichtigt, tſchechiſche und öſterreichiſche Emigranten, die zur Zeit noch in Lagern 
untergebracht ſind, für die Landwirtſchaft frei zu machen. 

In Belgien hat der Rückgang der Arbeitsloſenziffern nicht angehalten. Bis 
zum 25. November 1939 war die Zahl der Arbeitsloſen auf 203 000 geſtiegen. Das iſt 
erheblich mehr, als in der entſprechenden Berichtswoche der Vorjahre feſtgeſtellt 
wurde. Auch in Belgien bleibt das Kohlenproblem brennend, zumal eine lebhafte 
Nachfrage aus dem Ausland vorliegt. Es wird unter dieſen Umſtänden die Ver. 
längerung der Arbeitszeit in den Gruben erſtrebt. Eine Einigung darüber iſt aber 
bisher nicht erzielt worden, zumal die Arbeiterverbände zwar mit einer Verlänge⸗ 
rung der reinen Arbeitszeit um eine halbe Stunde einverſtanden ſind, aber nur 
unter der Bedingung, daß für dieſe Verlängerung eine 25prozentige Lohnerhöhung 
gewährt wird. 

Die Niederlande planen die Einführung einer allgemeinen Dienſtpflicht zu- 
gunſten der Landesverteidigung. Die Arbeitsloſenziffer in den Niederlanden lag 
nach dem Bericht des Statiſtiſchen Amts am 1. Oktober 1939 inſofern günſtiger, als 
rund 234 000 erwerbsloſe Männer gegenüber 288 000 am gleichen Stichtag des Vor- 
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jahres gezählt wurden. Die Verbeſſerung der Arbeitsmarktlage wird aber im 
weſentlichen auf die Mobiliſierung zurückgeführt. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika hat die Beſſerung der Ar⸗ 
beitsmarktlage, die aus den Hoffnungen auf den Krieg erwuchs, gleichzeitig an ⸗ 
ſcheinend auch die Streikneigung in weiten Schichten der Arbeiterſchaft vergrößert. 
Der große Streik in den Chrysler⸗Werken, der zwei Monate andauerte, iſt zwar 
beendet. Dafür ſind aber an zahlreichen Stellen Teilſtreiks aufgeflackert. Eine aus 
Induſtriellen und Pädagogen beſtehende amerikaniſche Jugendkommiſſion hat in 
der Berichtszeit der Bundesregierung die Ausarbeitung eines Sonderprogramms 
für Notſtandsarbeiten für die Beſchäftigung von 4 Millionen jugendlichen Arbeits- 
loſen vorgeſchlagen. Die Kommiſſion hat dabei zum Ausdruck gebracht, daß ſelbſt 
die Kriegskonjunktur keine Arbeitsgelegenheit für dieſe Rieſenzahl unbeſchäftigter 
junger Männer ſchaffen würde. 
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Reichsminifter Seldte 
über die Lohnpolitik im Kriege 


Reichsminiſter Franz Seldte ſprach am 28. November über den Reichsſender Berlin 
über die Lohnpolitik im Kriege und führte folgendes aus: 

Als in den erſten Septembertagen eine feindliche Umwelt uns zum Kriege zwang, ſtellte 
ſich mir, als dem für die ſoziale Betreuung des deutſchen Volkes verantwortlichen Miniſter, 
ſofort die Frage, welche Wege eingeſchlagen werden müſſen, um auch die Löhne und Ge— 
hälter den Notwendigkeiten einer Kriegswirtſchaft anzupaſſen. Mancher deutſche Volksgenoſſe 
mag ſich — vielleicht auch mit etwas bangem Gefühl — die Frage vorgelegt haben, ob 
nicht ein Krieg dieſes Ausmaßes, in dem es um Sein oder Nichtſein des deutſchen Volkes 
geht, auch einen Teil feines oft mühſam verdienten Lohnes beanſpruchen werde. Der Reichs- 
wirtſchaftsminiſter und ich haben es abgelehnt, ähnlich wie es in einem uns benachbarten 
Feindland geſchehen iſt, durch einen ſcharfen Schnitt einen allgemeinen Abbau der Löhne 
und Gehälter vorzunehmen. Wir müſſen vom deutſchen Arbeiter wie von 


jedem Volksgenoſſen in dieſem Kriege Höchſtleiſtungen verlan⸗ 
gen, und es wäre eine ſchlechte Einleitung einer auf Leiſtungsſtei⸗ 
gerung bedachten Politik, wenn ſie den Arbeiter lohnpolitiſch un⸗ 
gerecht behandelte und zugleich von ihm forderte, mehr als bisher 
zu leiſten. 

In den 6 Jahren friedlicher nationalſozialiſtiſcher Aufbauarbeit war es ein unverrück— 
barer Grundſatz der Lohngeſtaltung, daß 


jeder ſeiner Leiſtung gemäß entlohnt 


werden müſſe. Die großen wirtſchaftlichen Erfolge dieſer Jahre find der beſte Beweis für 
die Richtigkeit einer ſolchen Lohnpolitik. Es wäre geradezu unverſtändlich, wenn man von 
dieſem bewährten Grundſatz ausgerechnet im Kriege abweichen wollte. 

Der deutſche Arbeiter hat bis auf wenige Ausnahmen in den letzten Jahren gerade auf 
dem Gebiete der Lohngeſtaltung eine bewunderungs würdige Diſziplin ge 
zeigt. Er hat mit ſeinem unermüdlichen Fleiß, ſeinen hochwertigen Leiſtungen, ſeinem 
opferbereiten Einſatz mit geholfen, dem deutſchen Volk eine Wirtſchaft zu ſchaffen, die 
imſtande iſt, 80 Millionen Deutſche auf dem engen Raum, den uns eine neidvolle Welt 
gelaſſen hat, zu ernähren, zu bekleiden und mit vielen Annehmlichkeiten des Lebens zu 
verſehen, die zum Teil die meiſten Völker der Erde noch entbehren müſſen. Der deutſche 
Arbeiter war es, der in ſtiller und gewiſſenhafter Arbeit, oft fern von Heimat und Fa⸗ 
milie, uns die Waffen für den Verteidigungskampf geſchmiedet hat, ſei es, daß er Mit- 
arbeiter am Weſtwall war oder in den Rüſtungsbetrieben ſein Beſtes her⸗ 
gab, ſei es, daß er auf den zahlreichen neuerſtellten Flugplätzen oder in den neuerrichteten 
Fabriken und Werkſtätten des Vierjahresplanes in mühevoller und anſtrengender Tätigkeit 
für die Sicherheit unſeres Volkes arbeitete. Der Lohn, den er dafür erhalten hat, war 
bis auf wenige Ausnahmen nicht zu hoch. Damit iſt aber dem Staat die Verpflichtung er⸗ 
wachſen, auch im Kriege, in dem von allen Volksgenoſſen noch mehr verlangt werden muß 
als in den letzten Friedensjahren, dieſen Verdienſt in der Regel zu erhalten. Ich habe 
daher in den von mir erlaſſenen Durchführungsbeſtimmungen zur Kriegswirtſchaftsverord— 
nung beſtimmt, daß Löhne oder Gehälter nur mit Zuſtimmung des Reichstreuhänders der 
Arbeit geſenkt werden dürfen. Damit iſt willkürlichen Abbaumaßnahmen ein Riegel vor— 
geſchoben. Es iſt ſichergeſtellt, daß nur dort, wo zwingende wirtſchaftliche Notwendigkeiten 
oder einzelne überſteigerte Verdienſte eine Zurückführung der Löhne und Gehälter ver— 
langen, eine Lohnſenkung, und zwar unter genaueſter Kontrolle des Staates, eintreten kann. 

Der Führer hat gleich zu Beginn des Krieges die Weiſung gegeben, daß niemand 
am Kriege verdienen ſoll. Wenn der Soldat unter Einſatz feines Lebens die Heimat ver- 
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teidigt, dürfen nicht diejenigen, die zu Haufe geblieben find, zu Kriegsgewinnlern werden. 
Das gilt in gleichem Maße für alle Volksgenoſſen, alſo für den leitenden Angeſtellten ebenſo 
wie für den Arbeiter. Die Zeiten von 1917 und 1918, in denen die Frontkämpfer ihr 
Letztes für die Verteidigung des Reiches hergaben, in denen aber zugleich in der Heimat 
hohe Löhne und große Gewinne erzielt wurden, dürfen und werden nicht wiederkehren. 
Ich weiß mich mit jedem deutſchen Arbeiter eins, daß ſolche Zeiten, wie wir ſie jetzt er ⸗ 
leben, nicht dazu ausgenutzt werden dürfen, Lohnerhöhungen zu fordern und zu gewähren. 
Ich habe daher in den bereits erwähnten Durchführungsbeſtimmungen weiter beſtimmt, 
daß die geltenden Lohn⸗ oder Gehalts ſätze und die fonftigen geld⸗ 
werten Zuwendungen nicht erhöht werden dür fen. Ich ſehe in dieſem 
Lohnſtop eine der weſentlichen Garantien gegen eine Wiederholung des Zuſammenbruchs 
der inneren Front des Jahres 1918. 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß trotz dieſes Lohnſtops ein Aufrücken in andere, nach den 
einſchlägigen Tarif-, Betriebs⸗ oder Dienſtordnungen beſſer zu entlohnende Altersſtufen, 
eine höhere Entlohnung bei Ausüben einer anderen, hochwertigeren Tätigkeit, ein höherer 
Akkordverdienſt bei geſtiegener Leiſtung möglich iſt. In einer Anordnung habe ich den 
Kreis der zuläſſigen Verdienſterhöhungen erweitert. Ohne Zuſtimmung des Reichstreu— 
händers der Arbeit iſt ein Aufrücken in eine höhere Lohn- oder Gehaltsſtufe auch dann 
möglich, wenn die im Gewerbe hierfür üblichen Vorausſetzungen einwandfrei vorliegen 
und es einer langjährigen betrieblichen Übung entſpricht. Will z. B. ein Unternehmer einem 
Gefolgsmann, weil er ſchon 10 Jahre im Betrieb iſt, einen höheren Lohn geben als bisher, 
ſo wird er dann, wenn entſprechende Beſtimmungen in der Tarif- oder Betriebsordnung 
fehlen, zu prüfen haben, ob es in feinen Gewerbe üblich iſt, daß nach Ablauf einer be» 
ſtimmten Beſchäftigungsdauer Zulagen zum Lohn gegeben werden. Ebenſo wie der Loh- 
ſtop ein unkontrollierbares Abſinken der reinen Lohn- und Gehaltsſätze verhindern ſoll, 
ebenſo ſoll er auch einen unbegründeten Abbau aller ſonſtigen regelmäßigen Zuwendungen 
verhindern. Im Hinblick auf das bevorſtehende Weihnachtsfeſt habe ich durch eine Anord- 


nung jetzt auch die 
Frage der Weihnachtsgratifikationen 


geregelt. Grundſätzlich gilt für dieſe auch der Lohnſtop. Die bisher im Betriebe üblicherweiſe 
gewährten Weihnachtsgratifikationen dürfen zu Weihnachten 1939 weder erhöht noch ge— 
ſenkt werden; ſoweit bisher keine ſolche Gratifikationen gewährt wurden, bedarf deren 
Einführung der Zuſtimmung des Reichstreuhänders der Arbeit. Bisher lediglich einmalig 
gewährte Gratifikationen dürfen ohne Zuſtimmung des Reichstreuhänders nicht wiederholt 
werden. Gratifikationen, auf die kein Rechtsanſpruch oder ein Rechtsanſpruch nicht in be— 
ſtimmter Höhe beſteht, können ohne Zuſtimmung des Reichstreuhänders der Arbeit an ſich 
geſenkt werden. Doch ſollen die Betriebsführer einen Abbau ohne begründeten Anlaß ver— 
meiden. 

Mit dieſem Lohnſtop ſind jedoch nicht alle Probleme auf dem Gebiete der Kriegslöhne 
gelöſt. Eine ſolche Maßnahme kann und ſoll nur vorübergehend wirkſam ſein. Der Lohn⸗ 
ſtop umſchließt und ſtabiliſiert viele Zufälligkeiten, die keine 
Dauererſcheinungen dürfen werden. Unter ſeinem Schutz müſſen daher die 
Reichstreuhänder der Arbeit in Ruhe eine möglichſt gerechte, die Arbeiten zueinander zu⸗ 
treffend wertende Lohnordnung ausarbeiten, die einſt an die Stelle des Lohnſtops treten 
wird. Ich betrachte es als das größte und letzte Ziel der ſtaatlichen Lohnpolitik, eine ſolche 
— übrigens ſchon im Frieden begonnene — gerechte, wirtſchaftliche und ſoziale Tatbeſtände 
zutreffend wertende Ordnung zu ſetzen. Ich weiß, daß die Arbeiten noch erhebliche 
Zeit in Anſpruch nehmen werden. Sie werden auch zunächſt noch durch eine andere den 
Lohnſtop begleitende Maßnahme, nämlich die Veſeitigung einiger ſogenannter Locklöhne, 
überſchattet werden. 

Außer dieſem Abbau der Locklöhne brachte die Kriegswirtſchaftsverordnung be» 
kanntlich ſofort die Beſeitigung der Zuſchläge für Mehrarbeit, Sonntags-, Feiertags⸗ und 
Nachtarbeit. Auch die Vorſchriften über den Urlaub wurden außer Kraft geſetzt. Die Er⸗ 
ſparniſſe daraus verblieben allerdings nicht dem Unternehmer, ſondern kommen der All- 
gemeinheit zugute. All dies waren vorſorgliche Maßnahmen. Es erſchien beſſer, dieſe 
möglichſt ſchnell ergreifen, als im ſpäteren Verlaufe des Krieges zu viel härteren Maß⸗ 
nahmen greifen zu müſſen, weil die notwendige Vorausſicht fehlte. Wie richtig dieſe Hal⸗ 
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tung war, beweiſt die Tatſache, daß wir ſchon jetzt an einen Abbau der Einſchränkungen 
gehen konnten. Jeder ſchaffende deutſche Menſch darf der Überzeugung ſein, daß ich keine 
ſozialpolitiſche Einſchränkung länger als unbedingt notwendig aufrechterhalten werde. Von 
Anfang an habe ich betont, daß gerade der Wegfall der Zuſchläge für Sonntags-, Feiertags⸗ 
und Nachtarbeit nur für eine vorübergehende Zeit in Betracht kommen könne. Ich habe 
mich deshalb ſehr gefreut, deren Wiederzahlung verordnen zu können. 

Beſonders freudig wird aber von dem ſchaffenden Volksgenoſſen meine Urlaubsanordnung 
begrüßt. Gerade jetzt im Kriege, wo ſo viele Anforderungen an die Leiſtungsfähigkeit und 
Leiſtungsfreude geſtellt werden müſſen, bedarf es auch einer Erholung, um die Arbeitskraft 
zu erneuern und zu erhalten. Deshalb iſt vom 15. Januar 1940 ab wieder 


allgemein Gewährung von Urlaub zugelaſſen. 


Es war mir leider nicht möglich, ſchon zu Weihnachten den Urlaub wieder zuzulaſſen. Die 
Kriegsverhältniſſe ließen dies nicht zu. Ich muß hier an die Einſicht aller Volksgenoſſen 
appellieren und bitten, im Intereſſe des Ganzen berechtigte Wünſche zurückzu⸗ 
ftellen. Aber auch der alte Urlaub iſt nicht verfallen, ſondern er ift bis zum 30. Juni 
1940 zu erteilen. Demjenigen, der inzwiſchen aus ſeinem Betrieb ausgeſchieden iſt, iſt das 
fällige Urlaubsentgelt nach dem 15. Januar 1940 auszuzahlen. 

All dies ſind erfreuliche ſoziale Verbeſſerungen. Gewiß kann im Kriege nicht alles ſo 
ſein wie im Frieden. Aber ebenſo wie der Führer und ſeine Regierung für den Kämpfer 
an der Front ſorgt, ſo wird auch alles getan, um unſere innere Front zu ſtärken und zu 
feſtigen. Wie kein Staat der Welt beſſere Kampfmittel als wir hat, ebenſo wird kein Staat 
der Welt, geſchweige denn unſere Feinde, uns an ſozialer Geſinnung und Gerechtigkeit 
übertreffen. Darum kämpft der deutſche Arbeiter ebenſo wie der Frontſoldat ruhig und 
beſonnen und opferwillig für einen ſiegreichen und gerechten Frieden. 


Die Wirtfchaft 


Das Vertrauen des deutſchen Volkes in feine Wirtſchafts⸗ und Ernährungslage 
wurde weiterhin geſtärkt, als zu Beginn der zweiten Novemberhälfte die hervor⸗ 
ragenden Ergebniſſe der deutſchen Hackfruchternte bekannt wurden. Bei einer 
um 35 v. H. geringeren Anbaufläche betrug die geſamte Kartoffelernte 1939 
56,3 Mill, Tonnen; fie erreichte damit die Rekordhöhe des Vorjahres und übertraf 
den Durchſchnitt der Jahre 1932—1937 um mehr als 8 v. H. Ein Rekordertrag iſt 
außerdem bei den Zuckerrüben mit insgeſamt 17,4 Mill. Tonnen zu erwarten, ob⸗ 
wohl auch hier die Anbaufläche aus Mangel an Arbeitskräften etwas zurückging. 
Die Futterrübenernte erreichte mit 39,5 Mill. Tonnen nicht ganz die beſonders 
gute Ernte des Jahres 1938. Dieſe ausgezeichnete Hackfruchternte ſichert nicht nur 
die Verſorgung Deutſchlands mit Eßkartoffeln und Zucker, ſondern ſchafft über die 
Sicherung der Futterverſorgung unſerer Vieh- und vor allem Schweinebeſtände hin- 
aus auch die Vorausſetzungen für eine befriedigende Verſorgung mit Fleiſch und 
Schweinefett im Winter 1940/41. Außerdem war es möglich, aus der neuen Ernte 
eine Reichskartoffelreſerve in Höhe von 2 Mill. Tonnen zu bilden, die den 
Zweck hat, auch in den ſpäteren Monaten des Kartoffelwirtſchaftsjahres eine aus⸗ 
1 5 Menge Kartoffeln auf Vorrat für die verſchiedenſten Verwendungszwecke 
zu haben. 

Die Einbringung der Hackfruchternte gerade unter den äußerſt ungünſtigen Wit- 
terungsbedingungen dieſes Herbſtes ſtellt dem deutſchen Landvolk und den ein⸗ 
geſetzten Hilfskräften das beſte Zeugnis aus. In Verbindung mit der plan⸗ 
mäßigen Vorratswirtſchaft auf allen Gebieten der kriegsmäßigen Ernährungs⸗ 
wirtſchaft wird das deutſche Volk damit im Gegenſatz zum Weltkriege vor einer 
Bedrohung ſeiner Verſorgung geſchützt. Der Unterſchied in der Organiſation 
der deutſchen Ernährungswir tſchaft kam in einem Vortrag des Miniſterial⸗ 
direktors im Reichsminiſterium für Ernährung und Landwirtſchaft Dr. Moritz 
zur Eröffnung der von der Verwaltungsakademie Berlin veranſtalteten kriegs- und 
wehrwirtſchaftlichen Vortragsreihe zum Ausdruck. Gerade auf dem Ernährungs- 
gebiet waren alle Vorbereitungen im Gegenſatz zu 1914 für eine lange Kriegsdauer 
getroffen. Das Bewußtſein der Sparſamkeitspflicht im Volke wurde bereits bei 
Kriegsbeginn geweckt. Vom erſten Tage des Krieges an waren ausführliche Ver⸗ 
ſorgungsbilanzen für alle wichtigen Gebiete vorhanden. Durch eine vorſichtige Ver⸗ 
teilung find wir ſomit auf Jahre hinaus unter allen Umſtänden vor einer Be- 
drohung unſerer Verſorgung geſichert. Dr. Moritz wies noch beſonders auf die Be⸗ 
mühungen nach einer richtigen Zuſammenſetzung der Ernährung hin. Die Geſund⸗ 
heitsſchäden im Weltkrieg beruhten zum großen Teil auf der Nichtachtung der 
Vitamin- und Schutzſtoffbeſtandteile unſerer Nahrung. Durch engſte Zuſammenarbeit 
zwiſchen dem Reichsgeſundheitsführer und dem Reichsernährungsminiſter wurde 
diesmal die Beachtung dieſer Fragen beſonders geſichert. 

„Die kriegswirtſchaftlichen Maßnahmen auf dem Ernährungsſektor erfuhren durch 
eine Verordnung des Miniſterrats für die Reichsverteidigung vom 20. November 
(NGBl. I, S. 2318) eine weitere Ergänzung. Der Reichsfinanzminiſter wurde da- 
durch ermächtigt, zur Durchführung kriegswirtſchaftlicher Maßnahmen auf dem Er- 
nährungsgebiet Garantie zu übernehmen. Von beſonderer Bedeutung war außer⸗ 
dem ein Ausgleich der Brotrationen durch Einſchaltung der NS 
(RAnz. Nr. 276 v. 24. 11. 39). Zu dieſem Zweck entſchloß ſich das Reichsernährungs⸗ 
miniſterium gemeinſam mit dem Hauptamt für Volkswohlfahrt, durch die Blockwalter 
bei den Verſorgungsberechtigten die nichtausgenutzten Brotabſchnitte wieder ein⸗ 
ſammeln zu laſſen, damit der zuſätzliche Bedarf (3. B. der Lang- und Nachtarbeiter) 
auf dieſem Wege im Rahmen der für die Geſamtbevölkerung angeſetzten Brotmenge 
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gedeckt werden kann. Die eingeſammelten Brotkartenabſchnitte, die aus der je- 
weiligen Zuteilungsperiode ſtammen müſſen, werden von den Ernährungsämtern 
gegen Reiſebrotkarten umgetauscht, die von der NSW ean diejenigen Verſorgungs⸗ 
berechtigten verteilt werden, die einen zuſätzlichen Brotbedarf haben. 

Die günſtige Finanzlage des Reiches machte ſich weiterhin in einem reichlichen 
Angebot an den Geldmärkten bemerkbar, die nicht nur den üblichen Anſprüchen, 
ſondern darüber hinaus auch den Sonderaufgaben der finanziellen Reorganiſation 
und Neubildung im Oſten in jeder Weiſe gewachſen waren. Auch die Zunahme 
der Steuereinnahmen im zweiten Viertel des laufenden Etatjahres, die zu 
einem Teil bereits in die Kriegszeit fallen, um 1,55 auf 6,28 Milliarden RM ift 
als ein Zeichen der befriedigenden Lage unſerer Wirtſchaft zu werten. 

Die wirtſchaftliche Eingliederung der befreiten Oſtgebiete wurde mit der Ein⸗ 
führung der Geſetzgebung über die Deviſenbewirtſchaftung und dem Zah⸗ 
lungsverkehr mit dem Ausland am 17. November (RGBl. I, S. 2255) weitergeführt. 
Die neueingegliederten Oſtgebiete ſind danach Inland im Sinne des Deviſengeſetzes, 
und alle deviſenrechtlichen Beſchränkungen, die bisher noch zwiſchen den eingeglieder⸗ 
ten Oſtgebieten und dem übrigen Reichsgebiet beſtanden, entfallen künftig. Gleich⸗ 
zeitig gelten nunmehr im Verkehr zwiſchen dem Reichsgebiet einſchließlich der ein⸗ 
gegliederten Oſtgebiete und dem Generalgouvernement grundſätzlich alle 
deviſenrechtlichen Beſchränkungen, wie ſie im Verkehr mit dem Deviſenausland 
auf Grund der deutſchen Deviſenvorſchriften beſtehen. Der Zahlungsverkehr mit 
dem Generalgouvernement wickelt ſich im Verrechnungswege durch Vermittlung der 
deutſchen Verrechnungskaſſe in Berlin und einem Verrechnungsinſtitut in Krakau 
ab. Die Hauptverwaltung der Reichskreditkaſſen wurde nach Krakau verlegt. 
Eine Verordnung des Generalgouverneurs für die beſetzten polniſchen Gebiete führte 
am 17. November die Arbeitspflicht der polniſchen Bevölker ung ein, deren 
Einſatz im einzelnen nach Arbeitsvermögen geregelt wurde. 

Von beſonderer Bedeutung für die Wirtſchaftsorganiſation war eine am 28. No⸗ 
vember erlaſſene Verordnung (RGBl. I, S. 2315), die die am 27. Auguſt 1939 er- 
laſſene Verordnung über die Wirtſchaftsverwaltung in weſentlichen Punkten 
abändert. Der § 1 Abſ. 1 der Verordnung erhält nunmehr folgende Faſſung: 

„(1) Die einheitliche Ausrichtung und Lenkung aller wirtſchaftlichen Maßnahmen, 
die vom Generalbevollmächtigten für die Wirtſchaft, den ihm unterſtellten oberſten 
Reichsbehörden und den von dieſen ermächtigten Stellen angeordnet werden, wird 
für den Bereich des Wehrkreiſes J dem Oberpräſidenten in Königsberg / Pr.; für den 
Bereich des Wehrkreiſes II dem Oberpräſidenten in Stettin; für den Bereich des 
Wehrkreiſes III dem Oberpräſidenten der Provinz Mark Brandenburg in Berlin; 
für den Bereich des Wehrkreiſes IV a) Land Sachſen, Provinz Sachſen, Kreiſe 
Altenburg⸗Stadt, Altenburg⸗Land, Hoyerswerda: dem Reichsſtatthalter in Sachſen 
(Landesregierung) in Dresden, b) Sudetengau: dem Reichsſtatthalter im Sudeten⸗ 
gau in Reichenberg; für den Bereich des Wehrkreiſes V a) Württemberg und Hohen- 
zollern: dem Württembergiſchen Wirtſchaftsminiſter in Stuttgart, b) Baden: dem 
Badiſchen Finanz⸗ und Wirtſchaftsminiſter in Karlsruhe; für den Bereich des Wehr⸗ 
kreiſes VI a) Provinz Weſtfalen, Land Lippe, Regierungsbezirk Osnabrück: dem 
Oberpräſidenten in Münſter, b) Rheinprovinz: dem Regierungspräſidenten in 
Düſſeldorf; für den Bereich des Wehrkreiſes VII dem Bayeriſchen Wirtſchafts⸗ 
miniſter in Münden; für den Bereich des Wehrkreiſes VIII dem Oberpräſidenten in 
Breslau; für den Bereich des Wehrkreiſes IX a) Provinz Heſſen⸗Naſſau, Land 
Heſſen, Kreiſe Aſchaffenburg⸗Stadt, Aſchaffenburg⸗Land, Alzenau (Mainfranken), 
Miltenberg, Obernburg, Siegen⸗Stadt, Siegen⸗Land, Wittgenſtein, Münden: dem 
Oberpräſidenten in Kaſſel, b) Land Thüringen, Provinz Sachſen, Kreis Herrſchaft 
Schmalkalden: dem Thüringiſchen Wirtſchaftsminiſter in Weimar; für den Bereich 
des Wehrkreiſes X dem Reichsſtatthalter in Hamburg (Staatsverwaltung); für den 
Bereich des Wehrkreiſes XI dem Oberpräſidenten in Hannover; für den Bereich des 
Wehrkreiſes XII dem Regierungspräſidenten in Wiesbaden; für den Bereich des 
Wehrkreiſes XII dem Regierungspräſidenten in Ansbach: für den Bereich des Wehr. 
kreiſes XVIl dem Reichsſtatthalter in Wien; für den Bereich des Wehrkreiſes XVIII 
dem Reichsſtatthalter in Salzburg übertragen.“ — $ 7 Abſ. 1 der Verordnung erhält 
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folgende Faſſung: „(1) Bei den im $ 1 genannten Behörden werden Forſt⸗ und Holz- 
wirtſchaftsämter errichtet. Der Reichsforſtmeiſter kann mit Zuſtimmung des General 
bevollmächtigten für die Wirtſchaft anordnen, daß im Bereich eines Wehrkreiſes nur 
ein Forft- und Holzwirtſchaftsamt gebildet wird.“ — 8 7 Abſ. 4 der Verordnung er- 
hält folgende Faſſung: „(4) Die örtliche Zuſtändigkeit der Forſt⸗ und Holzwirt⸗ 
ſchaftsämter erſtreckt ſich auf die im § 1 aufgeführten Wehrkreiſe oder Wehrkreis⸗ 
teile, im Falle des Abſ. 1 Satz 2 auf den geſamten Wehrkreis.“ 


Die Geſamtheit der kriegswirtſchaftlichen Maßnahmen und ihre bisherige erfolg⸗ 
reiche Durchführung, ihre elaſtiſche Anpaſſung an die ſich in kurzer Friſt ändernden 
Vorausſetzungen ſowie die Zuſammenarbeit von Staat und Organiſation der ge⸗ 
werblichen Wirtſchaft ſtanden im Mittelpunkt einer Rede des Staatsſekretärs im 
Reichswirtſchaftsminiſterium Dr. Landfried vor der Reichswirtſchaftskammer in 
Berlin. Aus den in Wirtſchaftskreiſen viel beachteten Ausführungen des Staats- 
ſekretärs Dr. Landfried ſeien folgende beſonders hervorgehoben: 

„Die verantwortlichen Männer waren ſich darüber im klaren, daß es bei Ausbruch 
eines Krieges zunächſt darauf ankomme, die erforderliche ſtaatliche verwaltungs⸗ 
mäßige Organiſation neben die ſelbſtverwaltende Organiſation der Wirtſchaft zu 
ſtellen und die Führung und Lenkung der Wirtſchaft bei der Erfaſſung und Be⸗ 
wirtſchaftung der Güter und Rohſtoffe nach den Kriegsnotwendigkeiten elaſtiſch 
zu ſichern. Hierfür war eine enge und vertrauensvolle Zuſammenarbeit zwiſchen 
ſtaatlicher Führung und Organiſation der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung Voraus⸗ 
ſetzung. Sie hat zwiſchen dem Reichswirtſchaftsminiſterium und der Spitzenorgani⸗ 
ſation der Wirtſchaft, der Reichswirtſchaftskammer, von Anfang an beſtanden und iſt 
bereits in den erſten Kriegstagen mit Erfolg vertieft und ausgebaut worden. Wir 
haben es dabei beſonders begrüßt, daß ſich Reichswirtſchaftskammer und Daß zu 
gemeinſamer Arbeit zuſammengefunden haben und mit dem Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium über alle grundſätzlichen wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen in ſtändi⸗ 
gem Meinungsaustauſch ſtehen. Und da die Organiſation der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft in den vergangenen Jahren eine Fülle von Aufgaben, teils auf dem Gebiete 
der Selbſtverwaltung, teils als vom Staate übertragene Auftragsangelegenheiten 
bereits wahrgenommen hatte und auf dieſe Weiſe aufs ſtärkſte mit dem wirtſchaft⸗ 
lichen Geſamtleben des Volkes verwachſen war, war es möglich, ihr gerade in den 
letzten Wochen und Monaten kriegswirtſchaftliche Aufgaben im engeren Sinne in 
weitem Maße zu übertragen. 

Auf der anderen Seite ſtanden dem Staate ſeit 1984 als ſchlagkräftige Inſtrumente 
der Wirtſchaftsführung die Überwachungsſtellen, die jetzigen Reichsſtellen, zur 
Verfügung, deren Aufgaben ſich in den folgenden Jahren dahin erweiterten, den 
Lauf des Rohſtoffſtromes innerhalb der Wirtſchaft zu regulieren, ihn den wichtig⸗ 
ſten Verwendungszwecken zuzuführen und aus den minder wichtigen Gebieten zu 
verdrängen. Darüber hinaus aber waren die bisherigen oberſten Wirtſchaftsverwal⸗ 
tungen der Länder und deren bezirkliche Stellen bereits dem Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium in den letzten Jahren unterſtellt worden. Zur Vorbereitung wehrwirt⸗ 
ſchaftlicher Fragen traten die Außenſtellen des Reichswirtſchaftsminiſteriums hinzu, 
die mit Kriegsbeginn in die Bezirkswirtſchaftsämter umgewandelt worden ſind, eine 
Entwicklung, die wir bereits unabhängig von den Kriegsnotwendigkeiten als organi⸗ 
ſatoriſche Maßnahmen an ſich ſchon ins Auge gefaßt und für dieſen Herbſt vor⸗ 
bereitet hatten. 

Schon bei Gründung der damaligen Überwachungsſtellen iſt überlegt worden, 
dieſe Aufgaben der Importüberwachung und »regelung in die Hände der Wirt⸗ 
ſchaftsgruppen zu legen. Dieſer Weg erſchien jedoch nicht als richtig; denn es iſt 
nicht Aufgabe einer fachlich gegliederten Gruppe, über wirtſchaftliche Tatbeſtände zu 
befinden, die Produktionsumfang und Betriebsſchickſal von Mitgliedern anderer 
fachlicher Gruppen entſcheidend berühren. Es handelt ſich hier vielmehr um Auf⸗ 
gaben, die ſowohl ihrer Art als ihrer Bedeutung nach typiſche Staatsaufgaben, näm⸗ 
lich Hoheitsaufgaben find. Dieſer Grundſatz ſchließe aber nicht aus, daß den Wirt- 
ſchaftsgruppen in geeigneten Fällen auch auf dem Gebiete der Bewirtſchaftung Auf- 
gaben übertragen werden, vor allem, ſoweit es ſich um Neparatureifen- und Hilfs⸗ 
ſtoff⸗Kontingente handelt. 
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In der nächſten Zeit wird der fachlichen Organtiation der gewerblichen Wirtſchaft 

eine weitere Aufgabe zufallen, für deren richtige Löſung bei ihr alle Vorausſetzungen 
am günſtigſten vereint find! Die Werkerhalkungsbeihilfe für durch die Kriegs⸗ 
notwendigkeiten ſtillgelegte Unternehmen! Sie wiſſen, daß hier aus verſtändlichen 
Gründen der Wunſch laut wurde, ſolche Maßnahmen mit Hilfe des Staatsapparates 
und aus ſtaatlichen Mitteln durchzuführen. Ich habe aber keine Zweifel, daß gerade 
dieſe Aufgabe am eheſten und beften durch die Selbſtverwaltungseinrichtung der 
Wirtſchaft gemeiſtert werden kann. Zunächſt einmal e meines Erachtens die 
Gruppen der gewerblichen Wirtſchaft in der Regel bei den Erzeugungs⸗ und Um- 
legungsplänen eingeſchaltet ſein. Sie haben alſo vorher ihr Votum dazu abzu⸗ 
geben, wenn ein Betrieb durch Hoheitsakt, z. B. durch die Rohſtoffſperre, ſtill⸗ 
gelegt werden ſoll. Ich ſehe gerade in dieſer Tatſache einen wirkſamen Riegel gegen 
vermeidbare Stillegungen. 

Die verantwortliche Tätigkeit der Wirtſchaftsgruppen der Reichsgruppe In⸗ 
duſtrie bei der Umlegung der Erzeugungspläne iſt in den Richtlinien des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſteriums über die Zuſammenarbeit zwiſchen ſtaatlicher Wirtſchafts⸗ 
verwaltung und Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft erneut im einzelnen feſt⸗ 
gelegt worden. Sie hat ihre Bedeutung nicht verloren. Die Aufgaben, die an die 
einzelnen Wirtſchaftszweige im Verlauf eines Krieges herantreten, ſind in den für 
eine Planung wichtigen Einzelheiten meiſt nicht überſehbar. Nachdem die Mob.- 
Vorbereitungen eine ſcharfe Zuſammenfaſſung der Erzeugung als eine Notwendig⸗ 
keit ‚totaler Kriegsführung“ vorgeſehen hatten, find wir durch die Entwicklung der 
Kriegslage ſehr bald zur Streuung, d. h. zur Belaſſung einer möglichſt großen Zahl 
von Betrieben im Produktionsprozeß übergegangen. Plötzlich aus der Kriegsführung 
entſtehende Forderungen müſſen erfüllt werden. Um hier den ſtaatlichen Stellen 
die richtige Entſcheidung ſchnell zu ermöglichen, müſſen die fachlichen Gruppen über 
Kapazität und Inanſpruchnahme ſowie techniſche Leiſtungsfähigkeit ihrer Betriebe 
unterrichtet ſein. Dann kann in jeder Lage ſofort und zweckentſprechend gehandelt 
werden; dies um jo mehr, wenn auch bei der laufenden Vergebung der Staatsauf⸗ 
träge an die Wirtſchaft eine weitgehende Mitwirkung der wirtſchaftlichen Selbſt⸗ 
verwaltung Platz greift. Dies ſcheint mir dadurch gewährleiſtet, daß die Reichs⸗ 
ausgleichsſtelle für öffentliche Aufträge — die auf die Erteilung eines erheblichen 
Sektors der öffentlichen Vergebungen unmittelbaren Einfluß nimmt — ihre Vor⸗ 
ſchläge auf Grund der Stellungnahme der bei den Wirtſchaftskammern beſtehenden 
Bezirksausgleichsſtellen für öffentliche Aufträge abgibt. Vor allem aber muß eine 
möglichſt ſtarke Dezentraliſation der Auftragsvergebung erfolgen und an der Ein⸗ 
ſchaltung der Bezirksausgleichsſtellen, die in engſter Fühlung mit den wirtſchaft⸗ 
lichen Organiſationen der Induſtrie und des Handwerks arbeiten müſſen, unter 
allen Umſtänden feſtgehalten werden. 

Alle dieſe Sicherungsmaßnahmen können, wie es in der Natur der Sache liegt, 
heute in dieſer Form gar nicht oder nur noch beſchränkt durchgeführt werden. Schon 
aus dieſem Grunde verbieten ſich weitere W-Erklärungen nennenswerten Umfangs. 
Dieſe jo in ihrer Produktionsfähigkeit geſicherten W-Betriebe haben uns ohne 
Zweifel den Übergang der Friedenswirtſchaft in die Kriegswirtſchaft ganz erheblich 
erleichtert und vor vielen Schäden, Produktionsſtockungen und dem Durcheinander 
bewahrt, das in anderen Ländern eintrat. Die Herausſtellung einzelner Betriebe 
als W- Betriebe bedeutet aber keineswegs, daß die übrigen Betriebe zum Still⸗ 
liegen verurteilt werden ſollen oder daß die W-Betriebe ihre Kapazität voll und 
übervoll ausnutzen, während den anderen Betrieben nur unzureichende Beſchäfti⸗ 
gungsmöglichkeiten verbleiben. Im Gegenteil, wir müſſen aus mannigfachen volks⸗ 
wirtſchaftlichen Gründen Wert darauf legen, daß eine möglichſt große Zahl 
von Betrieben erhalten bleibt. Rohſtoffe dürfen nicht etwa nur an W-Betriebe 
zugeteilt werden, ſondern, wie bisher, an alle Betriebe, und zwar möglichſt gleich⸗ 
mäßig, ſoweit ihre Erzeugung untereinander kriegswirtſchaftlich den gleichen Rang 
beſitzt. Eine Einſchränkung muß hier aber ſelbſtverſtändlich gelten, wenn überragende 
techniſche Geſichtspunkte es verlangen oder wenn die Rohſtoffdecke zu knapp iſt, um 
alle Betriebe rentabel arbeiten zu laſſen. Dann müſſen notgedrungen einzelne Be⸗ 
triebe ausfallen. Es wird weiter auch dafür Sorge getragen werden, daß auch die 
Arbeitsämter die Nicht⸗W⸗-Betriebe nicht etwa als Freiwild anſehen und Arbeits. 
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kräfte nur unter Berückſichtigung des auch in diefen Betrieben vorhandenen kriegs⸗ 
wichtigen Auftragsvolumens entziehen. 

Ich halte es für dringend erwünſcht, daß alle ſtaatlichen Stellen, die hierauf Ein. 
fluß haben, engſtens mit den Organiſationen der Wirtſchaft zuſammenarbeiten. Bei 
Nichtbeachtung dieſes Grundſatzes werden Rohſtoffe für Erweiterungs⸗ oder Neu- 
bauten, die wir beſſer für die laufende Erzeugung einſetzen, in Anſpruch genommen 
und oft erſt nach Jahresfriſt oder noch ſpäter nutzbar. , 

Ich möchte keinen Zweifel darüber laſſen, daß die Staatsführung ebenfo, wie 
ſie im Intereſſe der geſamten Volkswirtſchaft an einer möglichſt weiten Streuung 
der Kriegsaufträge ſolange wie irgend möglich feſtzuhalten entſchloſſen iſt, auch 
Mittel und Wege finden wird, Betriebe, die im Intereſſe der Kriegführung in die 
Rüſtungswirtſchaft eingereiht werden müſſen, hierzu zu zwingen. 

Mit der Einbeziehung immer neuer wirtſchaftlicher Bereiche in die ſtaatliche Ein⸗ 
flußſphäre ſteigt das Bedürfnis zu einer Abſtimmung der auf verſchiedenen Ge⸗ 
bieten erlaſſenen Grundſatzweiſungen der Miniſterien auf eine einheitliche Linie 
gemäß den ſtrukturellen Gegebenheiten der einzelnen Bezirke. Die Berührungsfläche 
zwiſchen den verſchiedenen Zweigen der Wirtſchaftsverwaltung, zwiſchen gewerblicher 
Wirtſchaft, Ernährungswirtſchaft, Holzwirtſchaft, Bauwirtſchaft, Verkehr, Preis⸗ und 
Lohngeſtaltung und dem Arbeitseinſatz müſſen in der Mittelinſtanz ebenſo zu⸗ 
ſammengefaßt werden, wie dies auf den Gebieten der Staatsverwaltung in den 
Mittelbehörden der allgemeinen Verwaltung preußiſcher Prägung geſchah. Ein ge⸗ 
ſunder organiſcher Verwaltungsaufbau verträgt wohl eine reſſortmäßige 
Aufſpaltung in der Zentralinſtanz, erheiſcht aber ſchärfſte Zuſammenfaſſung in der 
Mittel⸗ und Unterinſtanz. Dieſe Zuſammenfaſſung iſt Aufgabe der Führungsſtäbe 
Wirtſchaft bei den Reichsſtatthaltern bzw. Oberpräfidenten. 

Daß die Bezirkswirtſchaftsämter ihre Aufgabe nur in engſter Zuſammen⸗ 
arbeit mit der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft, ſowohl den Wirtſchafts⸗ 
kammern wie den bezirklichen Fachgruppen wie auch über die ihnen nachgeordneten 
Wirtſchaftsämter mit den Induſtrie⸗ und Handelskammern und Handwerkskammern 
löſen können, iſt ſelbſtverſtändlich.“ 

Zu dem Verhältnis der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft zu den Wehr⸗ 
wirtſchaftsinſpektionen führte der Staatsſekretär aus, er halte es im Laufe der 
weiteren Entwicklung für unerläßlich, daß die Zuſammenarbeit der Wehrwirt⸗ 
ſchaftsinſpektionen und der Bezirkswirtſchaftsämter noch viel enger als bisher 
geſtaltet wird, wobei man auch vor dem Entſchluß zu einer grundſätzlichen organiſa⸗ 
toriſchen Neuregelung nicht zurückſchrecken ſolle. Wan wird im Intereſſe der Wirt⸗ 
ſchaft ernſthaft prüfen müſſen, ob es ſich nicht grundſätzlich empfiehlt, Bezirkswirt⸗ 
ſchaftsämter auch bei den Reichsſtatthaltern bzw. Oberpräſidenten zu errichten, die 
bisher wehrwirtſchaftlich anderen Bezirken angegliedert waren. In einzelnen Fällen 
hat man dieſen Weg bereits beſchritten. 

Der Staatsſekretär behandelte am Schluß feines Vortrages noch die Zuſammen⸗ 
arbeit zwiſchen dem Staat und den Organiſationen der Wirtſchaft auf dem Gebiet 
der Exportwirtſchaft. Er faßte ſeine Ausführungen in dem Hinweis zuſammen, 
daß beim Aufbau der ſtaatlichen Wirtſchaftsverwaltung in der Kriegswirtſchaft das 
Beſtreben vorwalte, organiſatoriſch die Selbſtverwaltung der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft in weiteſtem Maße überall da verantwortlich einzubauen, wo es ſich nur irgend 
ermöglichen laſſe. Die Organiſation der Selbſtverwaltung ſolle auch den Staats- 
aufgaben dienen. Alle jetzt gefundenen Organiſationsformen müßten immer von 
neuem geprüft werden, um ſie zu vereinfachen, Reibungen und Doppelarbeit aus⸗ 
zuſchalten ſowie der Wirtſchaft und jedem einzelnen Volksgenoſſen die durch die 
Kriegsnotwendigkeiten bedingte Bürokratie und ſachlichen Beſchwerniſſe nach Mög⸗ 
lichkeit zu erleichtern. 

Das Scheitern der engliſchen Bemühungen, das Deutſche Reich von feinen Aus- 
landsverbindungen abzuſchneiden, erfuhr dadurch eine Beſtätigung, daß in der 
engliſchen Wirtſchaftspreſſe Forderungen nach einer ſyſtematiſchen Zerſtörung aller 
deutſchen Märkte auftauchten. Immer mehr machte ſich in der feindlichen, erſt recht 
aber in der neutralen Preſſe die Meinung bemerkbar, daß die Hoffnungen der 
Alliierten auf einen Erfolg ihrer Hungerblockade zur Ausſichtsloſigkeit verurteilt 


61 


find. Die führende engliſche Wirtſchaftszeitſchrift „Economiſt“ mußte ſich zu dem 
Eingeſtändnis bequemen, daß die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem euro⸗ 
päiſchen Südoſten und Deutſchland ſtabil gehalten und erweitert werden konnten 
und daß dieſe Verbindung auf dem Schienenweg durchgeführt werden kann, ohne 
von U-Booten, der Blockade und hohen Kriegsverſicherungen geſtört zu werden. Der 
engliſchen Zeitſchrift war in dieſem Augenblick noch nicht bekannt, daß auch die 
Verbindungen mit Rumänien durch das jetzt ruſſiſche, ehemals polniſche Gebiet in 
kurzer Zeit nach Verhandlungen zwiſchen den zuſtändigen rumäniſchen und ſowjet⸗ 
ruſſiſchen Stellen gegen Ende des Monats aufgenommen werden konnte. 

Die vertrauensvolle wirtſchaftliche Zuſammenarbeit mit dem europäiſchen Süd⸗ 
oſten kam weiterhin in der Durchführung einer Ausſtellung der deutſchen Wirtſchaft 
und Technik in Sofia zum Ausdruck, die am 19. November durch den Präſidenten 
des Werberats der deutſchen Wirtſchaft, Prof. Dr. Hunke, eröffnet wurde. Am 
29. November konnten auch die Verhandlungen über die jugoſlawiſchen Vor— 
kriegsſchulden in Deutſchland abgeſchloſſen werden. Das in Belarad unter⸗ 
zeichnete Abkommen umfaßt zunächſt die Feſtlegung der Kurſe der Vorkriegsvaluten, 
auf welche die Anleihen lauten. Über die Anleihen des früheren Königreiches 
Serbien, für die ſeit 1914 kein Tilgungsdienſt mehr geleiſtet wurde, einigte man 
ſich dahin, daß 15 Jahre geſtrichen, die übrigen 10 Jahre nachträglich abgerechnet 
werden. Bei den von Ofterreich-Ungarn übernommenen ſerbiſchen Vorkriegsſchulden 
wurde eine Einigung dahingehend erzielt, daß ſie Jugoflawien zurückkauft, ſobald 
Deutſchland die Anleihepapiere einreicht. Auch für die Einlöſung dieſer Anleihen 
werden die Dinar-Beträge auf ein Sonderkonto bei der jugoſlawiſchen Nationalbank 
eingezahlt. 

Die bemerkenswerteſten und in ihren Auswirkungen kaum abzuſchätzenden Er⸗ 
eigniſſe auf wirtſchaftlichem Gel jet in der zweiten Novemberhälfte haben in der 
völkerrechtswidrigen am 27. November angekündigten engliſchen Blockade der 
deutſchen Ausfuhr ihre Urſache. Nachdem bereits ſeit mehreren Wochen in eng⸗ 
liſchen Zeitungen der Plan einer Unterbindung der deutſchen Ausfuhr auf neutralen 
Schiffen aufgekommen war, nahmen die engliſche und, wenn auch zunädjit etwas 
widerſtrebend, die franzöſiſche Regierung die durch Minen an der engliſchen Küſte 
verurſachten eigenen und neutralen Schiffsverluſte zur Begründung dieſer alle 
Grundſätze des Völkerrechts verletzenden Maßnahmen. Die Reichsregierung behielt 
ſich gegenüber der am 27. November veröffentlichten britiſchen „Vergeltungs“⸗ 
Verordnung gegen Deutſchland (ſiehe S. 8) alle Maßnahmen vor. 

Das ſkrupelloſe engliſche Vorgehen rief in den neutralen Staaten, die durch die 
Blockade der deutſchen Ausfuhr nach Lage der Dinge ſtärker als das Reich trotz 
aller engliſchen und franzöſiſchen Beſchönigungsverſuche zu leiden haben werden, 
einen Sturm der Entrüſtung hervor. Die japaniſche, italieniſche, holländiſche, bel⸗ 
giſche, däniſche und ſchwediſche Regierung legten bei Bekanntwerden der engliſchen 
und franzöſiſchen Blockadepläne Proteſt ein. Die japaniſche Regierung ſtellte im 
Falle ablehnender Antworten entſchiedene Gegenmaßnahmen in Ausſicht. Die ameri- 
kaniſche Regierung ſchien zunächſt geneigt, dieſe britiſchen Maßnahmen ohne Proteſt 
hinzunehmen und damit freiwillig das Recht auf Freiheit der Meere mit der Er⸗ 
klärung aufzugeben, die Vereinigten Staaten hätten ja ihre Schiffe aus der Ge⸗ 
fahrenzone zurückgezogen und die Einkäufe der Kriegführenden unter Barzahlungs⸗ 
zwang geſtellt. Im Dezember jedoch entſchloß auch ſie ſich zu einem Proteſtſchritt 
in London. 

Die engliſche Preſſe ließ auch diesmal gegenüber dem Proteſtſturm der Neutralen 
neben unverbindlichen Beruhigungserklärungen erkennen, daß dieſe Einſprüche eben- 
ſowenig wie die früheren berückſichtigt würden. Außer den bereits zur Gewohnheit 
gewordenen Klagen über die immer ſchwieriger werdende Lebensmittellage, über 
die unvorſtellbare Unordnung in der innerengliſchen Wirtſchaft, über Einfuhr⸗ 
verluſte, Preisſteigerungen und Zunahme der Arbeitsloſigkeit machten ſich in ſtärke⸗ 
rem Maße auch optimiſtiſchere Betrachtungen über die Außenhandelsbeziehungen in 
den engliſchen Zeitungen geltend, die jedoch, kaum ausgeſprochen, energiſche De⸗ 
mentis der mit durchſichtigen Lobeshymnen bedachten neutralen Staaten zur Folge 
hatten. So mußte man ſchließlich eingeſtehen, daß die mit Rußland vorgeſehenen 
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Wirtſchaftsverhandlungen ſeit Wochen ausweglos feſtgefahren waren und die Nach⸗ 
richten über ein bedeutendes Abkommen zwiſchen Italien und England von italieni⸗ 
ſcher Seite als „phantaſtiſch“ bezeichnet wurden. Die Ankündigung des Schatz⸗ 
kanzlers Sir John Simon, daß der von England vom Zaun gebrochene Krieg der 
koſtſpieligſte ſei, den es jemals gegeben habe, und daß er bisher ſchon mindeſtens 
6 Mill. Pfund täglich gekoſtet habe, kennzeichnet die Belaſtungsproben, denen der 
engliſche Steuerzahler ausgeſetzt iſt. Auch die Mitteilung, daß England gezwungen 
ſei, ſeine Auslandswerte zu verkaufen, um die Kriegsausgaben im Ausland zu 
decken, war neben der weiteren Unſicherheit des engliſchen Pfundes keineswegs ge⸗ 
eignet, die britiſche öffentliche Meinung mit großer Zuverſicht in die eigene Wirt⸗ 
ſchaftsführung zu erfüllen. 

Um fo mehr wurde mit dem lauteſten Stimmaufwand die Bildung eines engliſch⸗ 
franzöſiſchen „Oberſten Wirtſchaftsrates“ als eine erlöſende Tat verkündet. 
Die engliſche Befriedigung über die Verbindung der „gemeinſamen Kriegsanſtren⸗ 
gungen der beiden Länder“, die am 18. November auf der in London abgehaltenen 
Beratung des Oberſten Kriegsrates durch Chamberlain und Daladier be— 
ſchloſſen wurde, iſt durchaus zu verſtehen; denn es gelang dadurch, den franzöſiſchen 
Kriegspartner nunmehr auch auf wirtſchaftlichem Gebiet zu unterwerfen und in 
völlige Abhängigkeit von England zu bringen. Frankreich war inſofern im Nachteil, 
als Finanzminiſter Neynaud bei feinem Aufenthalt in London die Schwierig⸗ 
keiten des durch die finanzielle Uberbeanſpruchung aus dem Gleichgewicht geratenen 
franzöſiſchen Kriegshaushaltes bekennen mußte. Der beſte Beweis für die wirt⸗ 
ſchaftliche Unterwerfung Frankreichs iſt darin zu erblicken, daß nicht nur ſämtliche 
Beratungen in London ſtattfanden, ſondern auch der Sitz des „Oberſten Wirtſchafts⸗ 
rates“ in London ſein wird. Die Ernennung des franzöſiſchen Finanzfachmanns 
Monnet zum Vorſitzenden des engliſch⸗franzöſiſchen Koordinationskomitees iſt ſo⸗ 
mit nur als eine Geſte zu werten. Der gemeinſame Wirtſchaftsplan ſieht eine ge⸗ 
meinſame Aktion auf den verſchiedenſten wirtſchaftlichen Gebieten vor, ſo u. a. bei 
Rohſtoffen, der Schiffahrt, bei Munition, Ol, Lebensmitteln und der Einfuhr. 


Die Bilanz des Oberſten Wirtſchaftsrates hat neben dieſer für Frankreich ſehr 
wenig ſchmeichelhaften Bedeutung aber auch noch das Eingeſtändnis zur Urſache, 
daß der bisherige Blockadeplan gegenüber Deutſchland wirkungslos war und daß 
die deutſche Gegenblockade bereits von erheblichem Einfluß war. 


Die wirtſchaftlichen Auswirkungen auf Frankreich ſind kaum abzuſehen. Die 
Erſchütterung der franzöſiſchen Wirtſchaft unter den Auswirkungen einer mit un⸗ 
zulänglichen Mitteln vorgenommenen Umſtellung auf die Kriegswirtſchaft ſind be⸗ 
kannt und in der franzöſiſchen Preſſe immer wieder trotz der Zenſur erörtert worden. 
Die Vorteile dieſes „Wirtſchaftsbündniſſes“ wird nur England haben, das nunmehr 
über die immer noch beträchtlichen Goldbeſtände Frankreichs in Höhe von nahezu 
100 Milliarden Franken zur Stützung des engliſchen Pfundes und zur Bezahlung 
der Rüſtungsbeſtellungen in den Vereinigten Staaten verfügen kann. Denn Gold 
ſteht England nach der Erſchöpfung feiner Goldbeſtände in USA zur Bezahlung 
der vorgeſehenen Waffenkäufe nicht mehr zur Verfügung, und der Verkauf der 
Aktienbeſtände an amerikaniſche Geſellſchaften kann nicht unbegrenzt fortgeſetzt 
werden. Nachdem der Pfundblock reſtlos geſprengt war, hat andererſeits Frankreich 
ſeine Währung nach dem Wirtſchaftsabkommen auf Gedeih und Verderb mit der 
engliſchen Währung verknüpft, die nunmehr mit dem Sturz des engliſchen Pfundes 
mit in den Abgrund geriſſen werden. Der Ausſchluß der Konkurrenz beider Länder 
bei Einkäufen in dritten Ländern hat nach den amtlichen Kommentaren den Zweck, 
die Preiſe zu drücken, ſo daß ſich die Wirkungen des Abkommens in hohem Maße 
gegen die Neutralen richten, die an ſich ſchon unter dem von England angezettelten 
Wirtſchaftskrieg ſchwer zu leiden haben. 

Die Klagen der neutralen Staaten über die völkerrechtswidrig gehandhabte eng⸗ 
liſche Blockade nahmen auch in der zweiten Novemberhälfte ihren Fortgang, ohne 
allerdings von irgendeiner Wirkung auf die engliſchen Maßnahmen zu ſein. Die 
Folge waren weiterhin Verſorgungsſchwierigkeiten und Erhöhungen der Lebens⸗ 
haltung. Ein eindrucksvolles Bild der vergeblichen Anſtrengungen Hollands, zu einer 
befriedigenden Löſung der Wirtſchaftsſchwierigkeiten mit England zu kommen, bot 


63 


das von der niederländiſchen Regierung veröffentlichte Orangebuch. Im Gegen⸗ 
ſatz zu England führten die Verhandlungen des Deutſchen Reiches über die Bei⸗ 
behaltung und Verſtärkung des Warenaustauſches mit den neutralen Ländern zu 
weiteren poſitiven Ergebniſſen. So wurden am 29. November die Beſprechungen in 
Kopenhagen über die Geſtaltung des deutſch⸗däniſchen Warenverkehrs 
mit einem Abkommen abgeſchloſſen, nachdem der beiderſeitige Warenverkehr im 
kommenden Jahre auf der Grundlage des laufenden Jahres durchgeführt wird. 

Die Finanzminiſterkonferenz der amerikaniſchen Staaten in Guatemala wurde 
am 22. November abgeſchloſſen. Es wurde der Beſchluß gefaßt, einen interameri- 
kaniſchen Zentralorganismus in Waſhington zu bilden, deſſen Aufgabe es 
ſein ſoll, als Kompenſationskammer und als Agent für Inveſtitionen zu fungieren. 
Weiterhin wurde Übereinſtimmung darüber erzielt, daß die Förderung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens der amerikaniſchen Laͤnder nur durch verſtärkte Kapitalanlage in In- 
duſtrie und Landwirtſchaft möglich ſei. Dr. N. 
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